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Beginn der Sitzung: 11 Uhr 

Vor s i t zen d e: Präsident Benya, Zweiter 
Präsident Dr. Marga Hubinek, Dritter Präsi­
dent Dr. Stix. 

Präsident: Die Sitzung ist e r Ö f f n e t. 

Die Amtlichen Protokolle der 135. Sitzung 
vom 19. März wie auch der 136. Sitzung vom 
20. März 1986 sind in der Parlamentsdirektion 
aufgelegen und unbeanstandet geblieben. 

Kran k gemeldet sind die Abgeordneten 
Wimmersberger, Löffler, Gossi und Kapaun. 

E n t s c h u I d i g t haben sich die Abgeord­
neten Khol, Landgraf, Sallinger. Robert Graf, 
Hubert Huber, Keimei, Karl Dittrich und Fau­
land. 

Mandatsverzichte und Angelobung 

Präsident: Von der Hauptwahlbehörde sind 
die Mitteilungen eingelangt, daß sowohl der 
Abgeordnete Anton Türtscher als auch der 
Abgeordnete Josef Veleta auf -ihre Mandate 
verzichtet haben. An Stelle des Abgeordneten 
Veleta wurde Herr J ohann Schmölz in den 
Nationalrat berufen. 

Da der Wahlschein bereits vorliegt und der 
Genannte im Hause anwesend ist, werde ich 
sogleich seine Angelobung vornehmen. 

Nach Verlesung der Gelöbnisformel durch 
den Schriftführer wird Herr J ohann Schmölz 
seine Angelobung mit den Worten "Ich 
gelobe" zu leisten haben. 

Ich ersuche nunmehr den Schrütführer, 
Herrn Abgeordneten Grabher-Meyer, um die 
Verlesung der Gelöbnisformel. (Schriftführer 
G r a b her - Me y e r verliest die Gelöbnis­
formel. - Abgeordneter Sc h m öl z leistet 
die Angelobung.) 

Ich begrüße den neuen Herrn Abgeordne­
ten herzlich in unserer Mitte. (Allgemeiner 
Beifall.) 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 

Bundesministerium für Land- und Forstwirt­
schaft 

Präsident: Da die 1. Anfrage zurückgezogen 
wurde, kommen wir zur Anfrage 2: Herr 
Abgeordneter Deutschmann (ÖVP) an den 
Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft. 

746/M 
Werden Sie bei Futtergetreide Preis und Absatz 

sicherstellen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft Dipl.-Ing. Haiden: Herr Abgeordneter! 
Wir haben keine amtliche Preisregelung für 
Futtergetreide. Für Futtergetreide gibt es 
Richtpreise, die mit den privatwirtschaftli­
ehen Förderungsmaßnahmen, über die ver­
handelt wird, im Zusammenhang stehen. Ich 
möchte die Verhandlungen nicht präjudizie­
ren, aber eines ist ganz sicher: Wir mußten 
alle Anstrengungen unternehmen, um Futter­
getreideexporte zu unterbinden und das Fut­
tergetreide der Verfütterung im Inland zuzu­
führen. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Deutschmann: Herr Bundes­
minister! Es ist mir bekannt, daß das Problem 
Futtergetreide nicht sehr einfach zu lösen ist. 
Ich habe schon einmal darauf verwiesen, daß 
wir in Österreich Bauern in ungünstigen 
Lagen haben, die nur Futtergetreide erzeugen 
können. Deshalb ist es unsere Aufgabe, auch 
ihnen eine Garantie zu geben, daß sie einen 
geregelten Preis und einen geregelten Absatz 
haben. Ich möchte Sie fragen: Wird man. 
wenn die Verhandlungen positiv ausgehen. 
auch bereit sein, den Transportkostenaus­
gleich für das Futtergetreide zu bezahlen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Ich stimme Ihnen zu, daß das 
ein schwieriges und für viele Bauern wichti­
ges Problem ist, aber die Verhandlungen 
werde ich jetzt keineswegs präjudizieren. Aus 
meiner Sicht ist diese Förderungsmaßnahme 
nicht aufrechtzuerhalten. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Deutschmann: Herr Bundes-

137. Sitzung NR XVI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 5 von 80

www.parlament.gv.at



12050 Nationalrat XVI. GP - 137. Sitzung - 3. April 1986 

Deutschmann 

ministed Ich bedaure Ihre Aussage, weil wir 
der Auffassung sind, daß Flexibilität in die­
sem Bereich nur dann möglich ist, wenn auch 
die Transportkostenzuschüsse gegeben sind. 
Ich möchte aber eine Zusatzfrage stellen, 
Herr Bundesminister! Wir sind jetzt sehr 
stark im Bereich der Alternativproduktion 
Eiweißfutterpflanzen. Die Produktion von 
Eiweißfutterpflanzen fällt unter Futterge­
treide. Werden Sie diese Produktion genauso 
behandeln wie das Futtergetreide, oder wer­
den Sie andere Wege in diesem Bereich 
beschreiten? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Für die 
Eiweißfutterpflanzen haben wir bereits eine 
sehr wirksame Förderung, die schon vor eini­
gen Jahren eingeführt und für das heurige 
Wirtschaftsjahr, was die Flächenprämie 
betrifft, erheblich verbessert wurde. Die 
Frage der Preisgestaltung ist zweckmäßiger­
weise am besten zwischen der bäuerlichen 
Interessenvertretung und der Verarbeitung, 
die über das Genossenschaftswesen weitge­
hend von den gleichen Funktionären kontrol­
liert wird, zu regeln. Ich würde sehr empfeh­
len, zu klaren Regelungen zu kommen. Ich 
würde bitten, Herr Präsident, sich dafür zu 
verwenden. Das wäre ein sehr wichtiger 
Schritt. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Alois Huber. 

Abgeordneter Alois Huber (FPÖ): Sehr 
geehrter Herr Bundesminister! Wurden Ihnen 
vom Österreichischen Bauernbund in letzter 
Zeit agrarpolitische Vorschläge, vor allem in 
Richtung der vermehrten Erzeugung von 
Eiweißfutterfrüchten beziehungsweise deren 
Aufarbeitung, unterbreitet? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Ich bekomme ja vom Bauern­
bund ständig Vorschläge. Die meisten sind 
nicht finanzierbar , weil sie sich nur an das 
Budget richten, viele bringen handelspoliti­
sche Probleme und sind daher nicht umsetz­
bar . Aber ich räume ein, daß wir etwa bei den 
gestrigen Verhandlungen doch in wichtigen 
Bereichen im Einvernehmen mit den Wirt­
schaftspartnern und damit auch mit der Prä­
sidentenkonferenz der Landeslandwirt­
schaftskammern gute Ergebnisse erzielen 
konnten. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Gärtner. 

Abgeordneter Gärtner (SPÖ): Herr Bundes­
minister! Auch in der Europäischen Gemein­
schaft werden Prämien für Flächenstillegun­
gen ausbezahlt. Wie ist die Situation hier? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Die 
Frage der Flächenstillegungsprämien ist voll 
in Diskussion, und zwar in allen westlichen 
Industriestaaten, weil wir einfach vom hohen 
Produktionsvolumen angesichts der schrump­
fenden Märkte wegkommen müssen. Freilich 
gibt es auch große Probleme bei der Durch­
führung. 

Ich habe mich daher an die Wirtschaftspart­
ner gewendet - ich glaube, die Briefe sind 
bei den Herren Präsidenten noch nicht ange­
kommen, aber sie werden in den nächsten 
Tagen einlangen - mit der Bitte, doch über 
den Wirtschafts- und Sozialbeirat eine 
umfangreiche Studie durchzuführen, um 
diese Frage eingehend wirtschaftlich zu prü­
fen. 

Innerhalb der Europäischen Gemeinschaft 
sehen die Maßnahmen, die in Brüssel jetzt in 
Diskussion stehen, Flächenstillegungsprä­
mien nicht vor, wohl aber werden sie sehr 
konkret in der Bundesrepublik Deutschland 
diskutiert. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Flicker. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Flicker (ÖVP): Herr 
Bundesminister! In den Verhandlungen mit 
der Bauernvertretung über die Getreide­
marktordnung sind Sie aufgrund der Argu­
mente und Vorschläge der Bauernführung 
und sicher auch wegen des Unmuts der Bau­
ern, der sich ja in den letzten Wochen und 
Monaten manifestiert hat, von Ihren 
ursprünglichen Plänen, die auf eine Zerschla­
gung der Marktordnung hinausgelaufen 
wären, abgewichen. (Rufe bei der SPÖ: Frage! 
- Abg. lng. Der f 1 e r: Na, na!) 

Irgend etwas aber stimmt nicht - und ich 
komme schon zu meiner Frage; seien Sie 
nicht so ungeduldig! - in der Agrarpolitik, 
denn einerseits ... (Rufe bei der SPÖ: Frage!) 

Präsident: Bitte, die Frage zur Frage 2. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Flicker (fortset­
zend): Die Bauern werden in der Erzeugung 
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Dipl.-Ing. Flicker 

immer mehr eingeschränkt, andererseits 
importieren wir immer mehr Agrarprodukte, 
schon mehr, als der Wert der Autoimporte 
ausmacht. 

Ich frage Sie: Sie haben jetzt auf die Frage 
des Kollegen Deutschmann erklärt, Sie kön­
nen den Transportkostenausgleich, meinen 
Sie, nicht aufrechterhalten. Das ist ein 
wesentliches Element der Preis- und Absatzsi­
cherung bei Futtergetreide. 

Ich frage Sie: Haben Sie eine Studie, wie 
sich diese Ihre Maßnahme für die Bauern in 
Ungunstlagen, die es ohnehin schwer haben, 
für die Grenzland- und Bergbauern auswir­
ken wird? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Ich muß zuallererst die Unter­
stellung wirklich zurückweisen, daß ich als 
Landwirtschaftsminister an der Zerschlagung 
der Marktordnung interessiert wäre. Ich bin 
ein leidenschaftlicher Vertreter dieser Markt­
ordnung, die wir für die Bauern brauchen. 
Allerdings haben wir sie ständig weiterzuent­
wickeln. Und bitte ein System aufrechtzuer­
halten, das wir gar nicht wollten, als wir 1979 
die Getreidemarktregelungen einführten, 
nämlich hohe Exporterfordernisse bei Futter­
getreide, das ist nicht möglich. 

Zu Ihrer Frage: Für die Bergbauern wird 
natürlich gesorgt. Diese Frage wird morgen 
sicher noch diskutiert werden. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 3: Herr 
Abgeordneter Hafner (OVP) an den Herrn 
Minister. 

761/M 
Wie viele Wildabschüsse haben Sie zwischen 1981 und 

1984 in Revieren der Österreichischen Bundesforste 
getätigt? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Ich darf Ihnen mitteilen, daß 
die Wildabschüsse für die Jahre 1981 bis 1984 
von den Bundesforsten erhoben wurden. Es 
sind einschließlich der Hegeabschüsse in 
einem Zeitraum von vier Jahren 35 Stück, 
also ein kleiner Beitrag zur Bewältigung der 
Wildstandsbewirtschaftung und zur Erfüllung 
der Abschüsse. (Ironische Heiterkeit bei der 
ÖVP.) 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Dr. Hafner: Herr Bundesmi­
nister! Der Rechnungshof hat festgestellt, daß 
Sie in den Revieren der Österreichischen 
Bundesforste auf Kosten der Steuerzahler 
und eigentlich unter Verletzung von 
Gesetzen, nämlich des Bundesforstgesetzes, 
jagen. 

In dem Revier in Mariazell-Aschbach haben 
Sie im Jahre 1980 drei Rehböcke, 1981 zwei 
Rehböcke, 1982 drei Rehböcke, 1983 drei Reh­
böcke, drei Gamsböcke, einen Hirsch, 1984 
drei Rehböcke, zwei Gamsböcke, einen 
Hirsch und 1985 einen Rehbock geschossen. 

Dazu kommt noch, daß Sie auch in den 
Revieren Eckartsau, Königshof, Fuchsenbigl 
und Neuberg, in der ehemaligen Kaiserjagd, 
jagen und auch Gegeneinladungen aus den 
Ostblockländern annehmen. 

Herr Minister, ich möchte Sie fragen: 
Woher nehmen Sie die viele Zeit für die J agd­
ausübung? (Heiterkeit bei der ÖVP.) 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Diese Frage ist für mich sicher 
kein Problem. Sie dürfen mir glauben - ich 
will nicht Vergleiche mit Ihnen anstellen -, 
meine Arbeitszeit, die ich im Interesse der 
Bauern verbringe, ist sicher die doppelte, 
wenn nicht mehr, als die Arbeitszeit, die übli­
cherweise in Österreich vorgesehen ist. Im 
übrigen gibt es keinen Bericht des Rech­
nungshofes. Wenn der Bericht vorliegt, wird 
er zu diskutieren sein. (Abg. Dr. Fr i z b erg: 
Das ist ja nicht wahr! Natürlich gibt es den 
Bericht!) 

Präsident: Weitere Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Hafner: Herr Bundesmi­
nister! Das von mir schon genannte Revier 
Neuberg, das ist die ehemalige kaiserliche 
Hof jagd, war bis 1981 verpachtet und brachte 
den österreichischen Bundesforsten Einnah­
men von etwa 1 Million Schilling jährlich. Seit 
1982 ist diese Jagd eine Repräsentationsjagd 
und steht auch Ihnen zur Verfügung. Es ist 
bekannt und nachweisbar, daß auch Sie in 
dieser Jagd jagen. Die Kosten, die nun den 
Bundesforsten dadurch entstehen, betragen 
etwa eine Million Schilling. Früher gab es 
Pachteinnahmen in der Höhe von einer Mil­
lion Schilling für die Bundesforste, jetzt etwa 
Kosten von einer Million Schilling. 

Ich frage Sie, Herr Bundesminister: Wollen 
Sie jetzt das Gesetz über die Österreichischen 
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Dr. Hafner 

Bundesforste - es gibt einen Ministerialent­
wurf dazu, der im Begutachtungsverfahren ist 
- deshalb novellieren, um Ihre J agdleiden­
schaft auf Kosten der Steuerzahler fortsetzen 
zu können? (Ruf bei der OVP: Weidmanns­
heil!) 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Die Bundesforste sind dem 
Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft ad personam unterstellt. Ich habe 
daher auch Repräsentationsverpflichtungen, 
ich habe innerhalb der Bundesforste nur dort 
gejagt, wo auch im Interesse des Staates 
Jagdeinladungen getätigt werden. 

Diese Million Schilling, von der Sie offen­
bar in den Zeitungen gelesen haben, ist blan­
ker Unsinn - wirklich blanker Unsinn -, 
und eine Novelle wird natürlich kommen, weil 
wir Repräsentationsverpflichtungen seit 1945 
haben, die immer ausgeübt worden sind, und 
zwar nicht nur von Landwirtschaftsministern, 
sondern vor 1970 auch von anderen Regie­
rungsmitgliedern in großer Anzahl. Wir haben 
zwar diese Repräsentationspraxis seit 1945, 
aber es wird sicher zu Recht gesagt, daß die 
formalen Grundlagen hiefür fehlen, und diese 
Grundlagen herzustellen, werde ich natürlich 
bemüht sein. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Probst. 

Abgeordneter Probst (FPÖ): Herr Bundes­
minister! Es ist mir in diesem Zusammenhang 
öfter berichtet worden, daß es auch Jagden 
von den Österreichischen Bundesforsten gibt, 
die nicht anzubringen sind, das heißt, die 
nicht verpachtet werden können. Ich glaube, 
man sollte sich schon einen Weg überlegen, 
wie man das tun könnte, wahrscheinlich über 
eine Senkung des allgemein sehr hoch liegen­
den Hektarpreisniveaus für Verpachtungen. 

Meine Frage im Zusammenhang damit 
bezieht sich auf etwas, was Sie eingangs 
erwähnt haben: Wie hoch sind die tatsächlich 
feststellbaren Wildschäden im Bereich der 
Bundesforste? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Zuerst zur Frage der Ver­
pachtbarkeit. Natürlich ist die Verpachtbar­
keit gesunken. Das betrifft auch den Bereich 
Neuberg, den der Herr Abgeordnete Hafner 
angeschnitten hat. Denn seit wir in der Wirt-

schaft weltweit Probleme haben, ist die 
Bereitschaft eher großer Unternehmen und 
großer privater Interessenten, Jagden zu 
pachten, erheblich verringert. 

Dazu kommt ein weiterer Umstand. Wenn 
wir Wildschäden vermeiden wollen, müssen 
die Wildbestände reduziert werden. Werden 
die Wildbestände reduziert, gibt es Probleme 
mit den Jagdpächtern, und auch die Ver­
pachtbarkeit wird verringert. Das ist natür­
lich ein Problem. 

Zu den Wildschäden muß ich sagen: Bei den 
Bundesforsten sind sie ja erheblich höher, 
weil die Bundesforste die Zentralräume der 
Waldgebiete und nicht die Randzonen besit­
zen. Aber insgesamt ist das beängstigend. Wir 
stellten fest: etwa eine Million Stämme insge­
samt im Hochwald, Wirtschaftswald, geschält, 
bei den Bundesforsten werden es etwa 25 Mil­
lionen Stück sein. 

Präsident: Nächste Frage: Herr Abgeordne­
ter Gärtner. 

Abgeordneter Gärtner (SPÖ): Herr Bundes­
minister! Ich verstehe die Zusatzfragen des 
Kollegen Hafner überhaupt nicht, weil sie am 
Wesentlichen vorbeigehen. 

80 Prozent der Bundesforste sind verpach­
tet, 20 Prozent sind Regiejagden. In den 
Pachtjagden tätigen die Abschüsse die Päch­
ter und deren Gäste, und wenn der Abschuß 
nicht erfüllt wird, wird auf Anordnung das 
Personal angehalten. In den Regiej agden 
wird das Personal die Abschüsse erfüllen, und 
Abschüsse werden vergeben. 

Herr Bundesminister, ich möchte Sie nun 
fragen: Inwieweit kann überhaupt ein 
Abschuß von Seite der Bewertung angesehen 
werden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Ich 
glaube, die Bewertung der Abschüsse nach 
Abschußtaxen ist ja an sich äußerst problema­
tisch und sicher falsch, und zwar aus mehre­
ren Gründen. Dort, wo wir Reviere mit Wech­
selwild haben, muß der Abschuß natürlich 
vom Revierpersonal erfüllt werden, nämlich 
dann, wenn sich die Möglichkeit ergibt. Dort, 
wo wir beunruhigte Reviere haben, wird man 
nur in der Brunftzeit mit Erfolg Jagdgäste 
führen können. Ich erinnere etwa an die 
Eckartsau, eine Jagd in den Donauauen. 
Wenn die Hirschbrunft vorüber ist, kann man 
dort nicht mehr verkaufen. 

-
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Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden 

Die entscheidende Frage ist ja, daß die 
Erzielung von Abschußtaxen, wenn man diese 
wirtschaftlich wertet, ja in unmittelbarer 
Konkurrenz steht zum Ziel, Wildschäden zu 
vermeiden, alles zu tun, damit die Abschuß­
pläne erfüllt sind, und dafür zu sorgen, daß 
unser Wald erhalten bleibt. 

Vermeintlichen Einnahmen aus Abschüs­
sen nachzulaufen und riesige Verluste, und 
zwar nicht nur wirtschaftliche Verluste, son­
dern auch ökologische Verluste, hinzunehmen 
durch Wildschäden, durch Schälschäden, 
durch Verbißschäden, durch Fegeschäden, 
das wäre wirtschaftliche Unvernunft. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Kraft. 

Abgeordneter Kraft (ÖVP): Herr Bundesmi­
nister! Es gibt in Österreich etwa 110000 
Jäger. Einer davon, nämlich der Jäger Günter 
Haiden, tätigt Abschüsse auf Kosten der 
Steuerzahler. 

Ich darf Sie fragen, Herr Bundesminister: 
Welchen Einnahmenentfall haben die Öster­
reichischen Bundesforste aufgrund der Tatsa­
che, daß der Jäger Günter Haiden Abschüsse 
getätigt hat? Welchen Wert hätten Sie eigent­
lich für Ihre Abschüsse den Österreichischen 
Bundesforsten ersetzen müssen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Zu erset­
zen hätte ich gar nichts. Das ist ja eine Unter­
stellung. Ich stehe ja an der Spitze der Bun­
desforste, das ist die Verfassungslage. Ich bin 
also als derjenige, dem die Bundesforste ad 
personam unterstellt sind - das ist ja keine 
nachgeordnete Dienststelle - ebenso zu 
behandeln wie die Direktoren im Vorstand, 
wie die Abteilungsleiter in der Generaldirek­
tion, wie die inspizierenden Oberforstmeister, 
wie die Forstmeister. Und dann kommt noch 
dazu, daß ich Repräsentationsverpflichtungen 
habe. (Beifall bei sm und FP(J. - Abg. Dipl.­
Ing. F li c k er: ... Kaiser Franz Joseph ... ! 
- Abg. Kraft: Das ist nicht Ihr Privatbe­
trieb, Herr Minister!) 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 4: 
Abgeordneter Heinzinger (ÖVP) an den Bun­
desminister für Land- und Forstwirtschaft. 

747/M 
Was tun die Österreichischen Bundesforste für die 

Wildtierforschung? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter Heinzinger! Ich darf Ihnen mit­
teilen, daß die Leistung der Bundesforste im 
Zusammenhang mit der Wildtierforschung 
vor allem darin besteht, daß die Österreichi­
schen Bundesforste mit wissenschaftlichen 
Institutionen und Einrichtungen Vereinba­
rungen und Verträge haben. 

Das gilt etwa für die Vereinbarung mit der 
Veterinärmedizisehen Universität, Professor 
Onderscheka, betreffend das Versuchsrevier 
in Wegscheid, Raming und Offensee, das sind 
drei Versuchsreviere. 

Das gilt für die Vereinbarung mit der Uni­
versität für Bodenkultur im Hinblick auf das 
Lehr- und Versuchsrevier Ofenbach bei Wie­
ner Neustadt. 

Die dritte wesentliche Vereinbarung ist die 
Forschungsvereinbarung im Rahmen des For­
schungs- und Versuchsprojektes Achenkirch. 
Da wirken bundesdeutsche Institute mit wie 
der Fonds für Umweltstudien in Bonn und 
mehrere Universitäten. Es werden dort ein­
schlägige Forschungsarbeiten durchgeführt. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Heinzinger: Herr Bundesmi­
nister! Wir haben jetzt gehört, daß Sie ein fro­
her Jäger sind wie weiland Kaiser Franz 
J oseph. Es wäre daher zu erwarten gewesen, 
daß Sie für die Wildtierforschung mindestens 
so viel Leidenschaft entwickeln. Sie haben 
nun einige Projekte erwähnt, die dem unbe­
fangenen Zuhörer den Eindruck vermitteln, 
es geschehe viel. In Wahrheit sind die Koope­
rationen und die einzelnen Forschungsreviere 
im Jahre 1974 eingestellt worden, nämlich 
Reichraming, Wegscheid, Blühnbach, Guß­
werk, Zillertal und Ebensee. In der Folge 
führten dilatorische Verhandlungen zu kei­
nem wirklichen Ergebnis. 

Wenn Sie jetzt Achensee anführen, so muß 
ich sagen, daß der Anteil, der dafür eingesetzt 
wird, lediglich 200 000 S beträgt, also ungleich 
geringer ist, als Ihr Jagdvergnügen kostet. 

Sie haben nun - ich komme zur Frage, 
Herr Präsident - selbst beredt gemeint, wie 
wichtig die Wildtierforschung sei, weil es so 
viele Schäden gebe. Werden Sie in Anbetracht 
dieser Erkenntnisse und auch Ihres dramati­
schen Appells wegen dieser Schäden die For­
schungsmittel für die Wildtierforschung für 
das Institut Onderscheka wesentlich und 
wirksam erhöhen? 

838 
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Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Ich darf Sie auf die Verfas­
sungslage hinweisen. Es ist eine wesentliche 
Leistung der Bundesforste, daß sie Versuchs­
reviere zur Verfügung stellen. Fragen der For­
schung fallen nicht in den Vollziehungsbe­
reich meines Ressorts. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Heinzinger: Herr Bundesmi­
nister! Ich wiederhole: Sie selbst schreiben in 
der neuen Novelle, wo Sie sich ein universel­
les Jagdrecht sichern wollen: In den österrei­
chischen Wäldern entstehen jährlich enorme 
Wildschäden, und so weiter. Wir wissen das. 

Die Bundesforste besitzen ungefähr 14 Pro­
zent der Fläche, sie hätten eine Vorbildwir­
kung. Sie haben die Möglichkeit, die Ver­
suchsreviere hat es gegeben, das wurde alles 
geschlossen. Und jetzt sagen Sie wieder, 
jemand anderer sei zuständig. 

Die Bundesforste sind zuständig. Werden 
Sie daher eine Weisung an die Bundesforste 
geben, daß diese Forschungsreviere großzügig 
für die Wildtierforschung ausgebaut werden 
sollen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dip!.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Wir reden offenbar aneinander 
vorbei. Die Reviere stehen zur Verfügung, das 
ist gar keine Frage, aber die Forschungsförde­
rung, die Finanzierung gehört nicht zum Voll­
ziehungsbereich meines Ressorts. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Probst. 

Abgeordneter Probst (FPÖ): Herr Bundes­
minister! Ich glaube, man sollte auch 
imstande sein, einige Themen von der Politik 
zu lösen. Ich will das tun, und ich bitte Sie, 
mich auch so zu verstehen. 

Es gibt Reviere, in denen der Wildbestand 
nicht um, sondern auf ein Fünftel reduziert 
wurde, das heißt: Wo früher 250 Stück Rotwild 
standen, stehen heute nur noch 50. Wir hören 
auf der anderen Seite von enormen Schäden. 
Ich will hier keinen Wirbel machen, aber für 
mich ist das eine zu drastische Reduktion. 

Ich habe einige Male an Sie appelliert, ich 
tue es auch jetzt wieder, und vor allem auch 
an diejenigen, die zuständig sind in der Ver-

waltung, in den Forsten, auch an die privaten 
Besitzer, vielleicht ein wenig abzugehen vom 
allzu materialistischen Standpunkt, denn 
auch unsere Nachfahren haben ein Recht dar­
auf, ob sie Jäger sind oder nicht, ein Wild zu 
sehen oder ein Wild im Wald zu wissen. 

Herr Bundesminister! Die Ursachen, die zu 
Schälschäden führen, sind vielfältig. 

Meine Frage an Sie: Welche Forschungsauf­
träge, das heißt in diesem Fall, welche Art von 
Forschungsaufträgen, in welche Richtung 
gehende Forschungsaufträge wurden auf dem 
Sektor Wildtierforschung 1985 vergeben? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Ich muß doch auch auf die Ein­
leitung eingehen. Wir dürfen nicht übersehen, 
daß sich die Wildbestände seit 1945 beim 
Schalenwild ja dramatisch erhöht haben, 
daher mußten Gegenmaßnahmen getroffen 
werden. Aber ich bitte zu verstehen, daß die 
Frage der Abschußpläne, überhaupt des 
Jagdwesens in die Kompetenz der Bundeslän­
der fällt. Die Landesbehörden setzen die 
Abschußpläne fest. Die Bundesforste können 
sich um die Bewilligung von Abschüssen nur 
bemühen. Was genehmigt wird, entscheidet 
letzten Endes die zuständige Landesbehörde. 

Was die Forschungsvorhaben betrifft, darf 
ich darauf hinweisen, daß sich insbesondere 
das Forschungsinstitut für Wildkunde an der 
Veterinärmedizinischen Universität im Raum 

. Hollenstein an der Ybbs etwa mit dem Pro­
blem des Waldgams sehr eirigehend beschäfti­
gen wird. Das ist ein Beispiel für die neuen 
Vorhaben. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Weinberger. 

Abgeordneter Weinberger (SPÖ): Herr Bun­
desminister! Es geht bei der Wildtierfor­
schung nicht nur um Wildschäden, sondern 
auch um Schäden, die am Wild entstehen, 
denn es gibt bei der Einfuhr und Ansiedlung 
von Wildtieren Schwierigkeiten, so berichten 
mir Jagdgemeinschaften aus Tirol und auch 
einzelne Jäger. Ich meine das spezielle Pro­
blem der Ansiedlung von Steinböcken im 
Bereich Gerlos, die aus der Schweiz kommen. 
Hier ist eine längere Quarantäne vorgesehen. 
Durch diese Quarantäne auf beengtem Raum 
erleiden diese Tiere anscheinend Qualen, die 
zum Teil auch tödlich enden. 

Daher die Frage an Sie, Herr Bundesmini-

-
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Weinberger 

ster: Wird hier in diesem Bereich etwas 
geschehen? Oder, konkret gefragt: Welche 
Maßnahmen werden Sie in der nächsten Zeit 
im Bereiche der Wildtierforschung setzen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Ich darf darauf hinweisen, daß 
die Bundesforste keine Steinböcke einführen. 
Wir haben einige Bestände in Tirol im Ziller­
tal, im Salzburger Raum, auch in Niederöster­
reich, aber es besteht keine Absicht, diese 
Bestände durch Schweizer genetisches Poten­
tial nun zu verändern, zumindest ist nichts 
aktuell. Die Frage ist auch generell gesehen 
ein Problem der Landesbehörden, wenn man 
über die Bundesforste hinaus diese Frage 
sieht. Ich kann natürlich in die landesbehörd­
lichen Kompetenzen nicht eingreifen. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Kraft. 

Abgeordneter Kraft (ÖVP): Herr Minister! 
Die Österreichischen Bundesforste sind der 
größte Waldbesitzer und der größte Besitzer 
von Jagdrevieren in Österreich, und man 
würde sich sicherlich erwarten, daß sich 
gerade dieser größte Besitzer vorbildlich ver­
hält. 

In einem Revier im Salzkammergut - Sie 
kennen es - hat man auch Versuche oder 
vielleicht Forschung betrieben, nämlich in der 
Form, daß man die Winterfütterungen einge­
stellt hat, daß man dort das Wild verhungern 
läßt. Ich möchte feststellen, daß dies natürlich 
für jeden Jäger, der im Winter sein Wild füt­
tert, eine arge Provokation darstellt. 

Ich darf Sie fragen, Herr Minister: Werden 
Sie dafür sorgen, daß solche Arten von Versu­
chen raschestmöglich be endet werden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Als ich in der Zeitung das erste 
Mal gelesen habe, daß die Bundesforste Wild 
verhungern lassen, habe ich es nicht geglaubt. 
Aber ich habe mich sofort darum gekümmert, 
und ich wäre nicht angestanden, dagegen 
energisch einzuschreiten. 

Die Frage, um die es gegangen ist, ist offen­
bar von einigen Journalisten völlig falsch 
gesehen worden. Es ist ein Wintergatter 
errichtet worden. Jeder Jäger weiß, was ein 
Wintergatter ist: daß es darum geht, das Scha­
lenwild, insbesondere das Rotwild, während 

des Winters im Gatter zu halten und dort zu 
füttern. (Abg. Kraft: Für 5000 hall Natür­
lich ist im Gatter "vorgelegt" worden - ich 
müßte mich einer anderen Ausdrucksweise 
bedienen -, ist im Gatter gefüttert worden, 
damit das Rotwild in das Gatter wandert. Das 
ist eine durchaus übliche Praxis. (Abg. 
Kr a f t: Die gehen ja nicht hinein, die verhun­
gern ja! 5 000 haI) Es ist auch außerhalb des 
Gatters gefüttert worden, wie mir berichtet 
wurde. Aber das Ziel war, das Wild in das Gat­
ter zu bringen. (Abg. Kr a f t: Für die Bundes­
forste!) 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 5: Herr 
Abgeordneter Weinberger (SPÖ) an den 
Herrn Minister. 

738/M 
Welche grundsätzlichen Auswirkungen zeigte die 

Neuschaffung der Bergbauern-Handarbeits-Erschwer­
niszone IV im Jahre 1985? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Ich darf Ihnen mitteilen, daß 
die Arbeiten an der Schaffung der Bergbau­
ern-Handarbeits-Erschwerniszone IV im 
Jahre 1985 zeitgerecht abgeschlossen werden 
konnten, sodaß bereits im Vorjahr die erhöh­
ten Bergbauernzuschüsse für die Bauern der 
Zone IV ausbezahlt werden konnten. Es sind 
insgesamt 6199 bäuerliche Betriebe in die 
Zone IV eingestuft worden. 

Die praktische Auswirkung, nach der Sie 
fragen, ist die, daß die Bauern in den vier Stu­
fen den doch erheblich höheren Zuschuß 
bekommen haben, und zwar statt 12 500 S 
15 000 S, statt 9 500 S 12 000 S, statt 8 000 S 
10000 S und statt 7500 S 9000 S. Die erstge­
nannten Zahlen sind die Beträge für die Zone 
IH. 

Präsident: Erste Zusatzfrage. 

Abgeordneter Weinberger: Herr Bundesmi­
nister! Die von Ihnen hier aufgezeigten Aus­
wirkungen der zusätzlichen Förderungen in 
der Bergbauern-Handarbeits-Erschwernis­
zone IV sind nicht nur eine Existenzhilfe für 
diese Bergbauern, sondern darüber hinaus, so 
glaube ich, auch eine kleine Abgeltung für 
den Beitrag, den diese Bauern für Land­
schaftspflege sowie für Natur- und Umwelt­
schutz leisten. 

Herr Bundesminister! Wie viele Bauern 
wurden - aufgeschlüsselt nach Bundeslän­
dern - in diesem Zeitraum bis Ende 1985 auf­
genommen? 
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Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Meinen 
Sie die Zone IV oder insgesamt bergbäuerli­
che Betriebe? 

Abgeordneter Weinberger: Ich meine die 
Bergbauern-Handarbeits-Erschwerniszone 
IV, aufgeschlüsselt nach Bundesländern. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Ich kann 
Ihnen sofort sagen: Der Tiroler Anteil ist 
naturgemäß am höchsten, das ist auch allge­
mein erwartet worden. Es sind im Bundes­
land Tirol 3 225 Betriebe, dann folgt, was auch 
nicht überrascht, Kärnten mit 1277 Betrie­
ben, an der dritten Stelle liegt Salzburg mit 
713 Betrieben. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Weinberger: Herr Bundesmi­
nister! Ich freue mich als Tiroler, der auch 
einen gewissen Beitrag zur Neuschaffung der 
Bergbauern-Handarbeits-Erschwerniszone IV 
leisten konnte, insbesondere darüber, daß die 
Tiroler Bergbauern fast zur Hälfte in diese 
aufgenommen wurden. Ich möchte Sie fragen, 
Herr Bundesminister: Haben Sie auch eine 
Aufstellung, die zeigt - auch wieder aufge­
schlüsselt nach Bundesländern -, welche Hil­
fen hier vom Bund zusätzlich gewährt worden 
sind? Ich weiß, daß auf Landesebene, zum 
Beispiel im Tiroler Bereich, bisher nur die 
Hälfte gewährt wurde. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Ich kann 
Ihnen auch diese Zahlen nennen. Für die 
Erschwerniszone IV wurden im Vorjahr aus­
bezahlt: für die Tiroler Bergbauern etwas 
mehr als 35 Millionen Schilling, für die Kärnt­
ner nicht ganz 15 Millionen Schilling, für die 
Salzburger etwas mehr als 8 Millionen Schil­
ling, und die anderen Bundesländer stufen 
sich entsprechend ab. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Schwarzenberger. 

Abgeordneter Schwarzenberger (ÖVP): 
Herr Minister! Es wird von den Bergbauern 
allgemein kritisiert, daß man an der starren 
40-Prozent-Grenze festhält. Das heißt, ein 
Ein-Hektar-Betrieb kann bereits mit 40 Ar 
Handarbeitsfläche ein Betrieb der Zone IV 
werden, ein Betrieb mit 10 ha Mähfläche muß 
hingegen bereits 4 ha Handarbeitsfläche 
haben, um in die Zone IV aufgenommen zu 
werden. Die sind aber arbeitsmäßig kaum 

mehr bewältigbar, weshalb fast durchwegs 
nur ganz kleine Minibetriebe in der Zone IV 
eingestuft sind. Es ist auch keine Klimazone 
hier eingeführt worden, sodaß Betriebe in 
1 500 m Seehöhe, die die 40 Prozent Handar­
beitsfläche nicht erreichen, in die Zone IV 
nicht eingestuft werden. 

Außerdem stellt der Bericht fest, daß das 
Einkommen der Bauern in Österreich im ver­
gangenen Jahr um real 13 Prozent zurückge­
gangen ist. (Rufe bei der SPÖ: Frage!) Sie ver­
weisen auf die hohen Zuschüsse in der Zone 
IV. Das Einkommen der Bergbauern der Zone 
IV macht im Durchschnitt 5 500 S aus. (Der 
Prä si den t gibt das Glockenzeichen. -
Weitere Rufe bei der SPÖ: Frage!) Warum 
sind Sie nicht bereit, weitere Verbesserungen 
für die Zone IV außer der Erhöhung des Berg­
bauernzuschusses durchzuführen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Die Einkommensdebatte wer­
den wir noch führen. Ich freue mich jedenfalls 
als österreichischer Landwirtschaftsminister , 
daß ich sagen kann, daß in der mehrjährigen 
Entwicklung die österreichischen Bauern 
jährlich reale Einkommenszuwächse zu ver­
zeichnen haben, ganz im Gegensatz zu den 
Bauern in den Ländern der Europäischen 
Gemeinschaft. (Beifall bei SPÖ und FPÖ. -
Abg. Dipl.-Ing. F 1 i c k er: Über den Einkom­
mensabstand zu den anderen haben Sie 
nichts gesagt! Wieviel verdienen die deut­
schen Bauern im Vergleich zu den österreichi­
schen ? Das Doppelte!) 

Herr Abgeordneter, darüber haben wir 
auch diskutiert. Da müssen wir gleich große 
Betriebe und gleiche Kulturgattungen verglei­
chen, denn ein Bauer, der 50 Hektar in Schles­
wig-Holstein unter dem Pflug hat, kann nicht 
verglichen werden mit einem Bauern, der auf 
unseren Bergen oben 50 Hektar Alpwirtschaft 
zur Verfügung hat. Das muß doch logisch 
sein. (Beifall bei SPÖ und FPÖ. - Abg. Dipl.­
Ing. Flic k e r: Was wollen Sie? Wollen Sie 
sie vertreiben?) 

Ich bitte um Vergebung für diese Zwischen­
bemerkung. (Abg. Dipl.-Ing. F li c k e r: Das 
doppelte Einkommen!) 

Herr Abgeordneter! Auf Ihre Frage: Die 
Einstufung ist natürlich, wenn so viele Krite­
rien zu beachten sind, ein äußerst schwieriges 
Unterfangen. Und ich nehme auch für mich 
nicht in Anspruch oder für die Funktionäre 
der Präsidentenkonferenz und der Landes-

-
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landwirtschaftskammern, die da mitgewirkt 
haben, daß hier absolute Gerechtigkeit erziel­
bar ist. (Zwischenruf des Abg. Dr. Lei t n er.) 
Absolute Gerechtigkeit kann es in der Sozial­
versicherung geben, wenn etwa das Geburts­
datum ein Kriterium ist, denn das ist eindeu­
tig und unbestreitbar feststellbar. 

Auf Ihre Frage darf ich antworten: Bei der 
Zonierung ursprünglich und jetzt bei der Bil­
dung der neuen Zone IV sind alle Kriterien 
mit den Bergbauernreferenten der Kammern 
eingehend diskutiert worden, und wir haben 
darüber Einvernehmen erzielt. (Abg. 
S ch warzen berger: Die 5-Hektar-
Grenze wurde nicht akzeptiert! - Abg. Dr. 
Lei t n er: Das stimmt nicht!) 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Huber Alois. 

Abgeordneter Alois Huber (FPÖ): Sehr 
geehrter Herr Bundesminister! Es bleibt 
unbestritten, daß Bergbauern der Zone III, 
aber im besonderen jene der Zone IV unter 
den schwierigsten Umständen wirtschaften 
müssen. Es ist daher voll gerechtfertigt, daß 
diesen Bauern aus der öffentlichen Hand die 
notwendigen Förderungen zukommen. 

Meine Frage an Sie: Welche Beträge wer­
den den Bergbauern der Zonen III und IV an 
Rückvergütungen für den Absatzförderungs­
beitrag rückerstattet, und bleibt diese Maß­
nahme auch nach der Novellierung der Milch­
marktordnung aufrecht? 

Präsident: Das sind zwar zwei Fragen, aber 
der Minister wird sie beantworten. Bitte, Herr 
Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Diese Frage ist ja im Gesetz 
nicht geregelt. Weil wir nicht zu Rande kom­
men konnten, eine Drei-Parteien-Lösungzu 
finden, haben die Regierungsparteien gesagt: 
Wir werden aus dem Förderungskapitel diese 
Rückvergütung vornehmen. Wenn Sie so wol­
len, ist das eine privatwirtschaftliche Maß­
nahme. 

Wie hoch es heuer sein wird, weiß ich noch 
nicht, aber außergewöhnlich hoch, weil wir ja 
doch für einen relativ langen Zeitraum einen 
sehr hohen allgemeinen Absatzförderungsbei­
trag gehabt haben. 

Für das Vorjahr kann ich Ihnen die Beträge 
konkret nennen: Für die Zone III und IV wur­
den nahezu 88 Millionen Schilling rückvergü­
tet. Wenn also im Zusammenhang mit der 

Debatte über den allgemeinen Absatzförde­
rungsbeitrag immer wieder auf die Bergbau­
ern in extremen Lagen hingewiesen worden 
ist, war das sichtlich ein unrichtiges Argu­
ment, weil diese Bauern auch in Hinkunft den 
vollen Betrag rückvergütet erhalten. 

Präsident: Nächste Frage: Herr Abgeordne­
ter Hofmann. 

Abgeordneter Hofmann (SPÖ): Herr Mini­
ster! Es ist an und für sich nicht neu, daß die 
Kollegen der Opposition zwar Regelungen 
mitbeschließen, aber die Verantwortung nicht 
mittragen wollen, wie die letzten Wortmeldun­
gen bewiesen haben. 

Ich kann mich noch erinnern, daß der Berg­
bauernzuschuß in seinen Anfängen, als er von 
der SPÖ-Regierung eingeführt wurde, als 
"lächerliches Tabakgeld" bezeichnet wurde. 
Inzwischen ist er ein fixer Bestandteil; ich 
weiß nicht, ob die Kollegen von der Opposi­
tion daran noch zu zweifeln wagen. 

Meine Frage deshalb: Wie hoch ist der 
Bergbauernzuschuß heuer, im Jahr 1986, für 
die Bergbauern der Zone IV? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Der 
Bergbauernzuschuß wurde in sämtlichen 
Zonen spürbar erhöht. Wir werden im heuri­
gen Jahr in der Zone IV in den vier Stufen, die 
sich nach dem fiktiven Einheitswert unter­
scheiden, 16 500 S, 13 000 S, 10 800 S bezie­
hungsweise 9 500 Sauszahlen. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 6: 
Abgeordneter Gärtner (SPÖ) an den Herrn 
Minister. 

739/M 
Kann die biologische Erzeugung von Alternativpro­

dukten, wie Mohn, Heilkräutern, Sonnenblumen, Acker­
erbsen, Pferdebohnen, eine Entlastung des Getreidean­
baues und der Böden bringen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Ich darf Ihnen mitteilen, daß 
natürlich durch alternative Produktionsfor­
men Getreide substituiert werden kann. Die 
Vorlage, die, wie ich annehme, morgen, wenn 
sie eingebracht und zugewiesen sein wird, dis­
kutiert werden wird, wird sich auch mit dieser 
Frage beschäftigen. 

Vor allem die Ölsaaten und die Eiweißfut-
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terpflanzen sind ja innerhalb kurzer Zeit 
ungleich interessanter geworden, weil sich die 
Stützungs erfordernisse für Getreide so sehr 
er'höht haben. Das hat sich innerhalb von 
etwa einem halben Jahr vollzogen, sodaß wir 
Getreideexporte mit nahezu 3 000 S stützen 
müssen. Im Vorjahr war das ein Betrag, der 
bei etwa 1 300 S lag. 

Ich glaube daher, daß diese Produktions­
form - ich möchte da nicht von biologischer 
Erzeugung sprechen, weil das wieder ein 
Kapitel für sich ist - eine echte und wirk­
same Alternative werden wird. Das erweist 
sich schon an Hand der Ausweitung der 
Anbauflächen für Eiweißfutterpflanzen, und 
es werden jetzt die Ölsaaten dazukommen. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Gärtner: Herr Bundesmini­
ster! Der Anbau dieser Alternativprodukte 
wird natürlich Stützungen erfordern. Werden 
sie höher sein als die Stützungen, die beim 
Getreide notwendig sind? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Deshalb 
ist ja diese Frage interessanter geworden. Wir 
sehen, wie sich in relativ kurzer Zeit die Ver­
hältnisse ändern können. 

Die Beschleunigung dieser Entwicklung ist 
natürlich auch mit Risken verbunden. So 
wäre etwa die Biospritproduktion völlig 
unwirtschaftlich. Sie war ursprünglich schon 
problematisch, und durch die Ölpreisentwick­
lung ist sie in kurzer Zeit noch ungleich 
unwirtschaftlicher geworden. Auf der ande­
ren Seite haben der Kursverlust des Dollars 
- er hat ja fast ein Drittel seines Wertes 
innerhalb eines Jahres verloren - und der 
gedrückte Getreidepreis auf den Weltmärkten 
dazu geführt, daß wir bei Ölsaaten und 
Eiweißfutterpflanzen günstiger zurechtkom­
men und nun substituieren sollten. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Gärtner: Herr Bundesmini­
ster! Wir erleben eine zunehmende Agrartech­
nik in Großbetrieben. Kann man annehmen, 
daß die Förderung von Qualitätsprodukten 
ein Mittel gegen den Konkurrenzdruck auf 
die Klein- und Bergbauern ist? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Wir 
müssen uns überhaupt um mehr Qualität 

kümmern. Die österreichische Landwirtschaft 
liefert hervorragende Qualität, damit ich 
nicht falsch verstanden werde. Aber so wie 
wir im Jahr 1979 bei der Entwicklung des 
neuen Getreidemodells, das heute überholt 
ist, gesagt haben, wir wollen die besonders 
ertragreichen Sorten, die weniger Qualität 
bringen, aus der Förderung herausnehmen, 
so müssen wir in allen Bereichen der agrari­
schen Produktion die Qualitätserzeugung 
besonders berücksichtigen, denn für die Qua­
lität wird sich auch der Käufer finden. 

Präsident: Nächste Frage: Herr Abgeordne­
ter Lafer. 

Abgeordneter Lafer (ÖVP): Herr Minister! 
Wir sehen die Schwierigkeiten des Exportes 
von Getreide, in der Veredlungswirtschaft, 
und wir suchen nach Alternativen. 

Eine dieser Alternativen ist sicher der Obst,. 
bau und der Gemüsebau. Wir konnten fest­
stellen, daß in den letzten zehn Jahren der 
Importwert der Produkte des Obstbaus um 80 
Prozent, der Inlandsproduktionswert aber nur 
um 20 Prozent zugenommen hat. 

Herr Minister, meine Frage: Was werden 
Sie tun, um diese Importflut, die über 
400000 t im letzten Jahr betragen hat, einzu­
dämmen, um Tausenden Familien die Exi­
stenz in dieser Alternative Obst- und Gemüse­
bau zu erhalten? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Zuerst zu Ihrer Einleitung: Es 
ist schon richtig, daß das Volumen der 
Importe gewachsen ist. Wir dürfen aber nicht 
übersehen - das können wir nun beklagen 
oder nicht -, daß der Konsument immer 
mehr zu relativ teuren Produkten greift. Wir 
sehen das ganz besonders bei Südfrüchten. 

Das ist natürlich ein Problem, das man nur 
durch Werbung beeinflussen kann, durch das 
Ersuchen an den Konsumenten, doch zum 
einheimischen Produkt zu greifen. 

In einem freien Staat kann man aber beson­
ders teure Südfrüchte nicht verbieten. Das ist, 
glaube ich, nicht möglich. 

Nun zu Ihrer Frage: Leider kann ich nicht 
sehr viel tun, weil wir diesen Bereich liberali­
siert haben. Zu glauben, daß wir zusätzlich 
Außenschutz bekommen könnten, ist eine völ­
lige Fehleinschätzung. 

-
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Die Tendenz geht eher - wir werden die 
nächste. GA'IT-Runde relativ bald erleben -
in die Richtung, bisherige Schutzmaßnahmen 
abzubauen beziehungsweise zu reduzieren, 
aber nicht zusätzlichen Schutz zu gestatten. 
Das ist unser Problem, das wir haben. Es ist 
ein handelspolitisches Problem. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Hintermayer. 

Abgeordneter Hintermayer (FPÖ): Sehr 
geehrter Herr Bundesminister! Es gibt 
gewisse Kreise, die die Auszahlung der Förde­
rungsmittel für die Alternativproduktion dem 
Getreidewirtschaftsfonds zuordnen möchten. 

Meine Frage ist: Werden Sie daran festhal­
ten, daß die Förderungsmittel wie bisher auf 
direktem Weg in ungeschmälerter Art und 
Weise über das Ministerium an die Bauern 
zur Auszahlung kommen werden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Keine Frage: Ja, es bleibt bei 
der bisherigen Vorgangsweise. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Remplbauer. 

Abgeordneter Remplbauer (SPÖ): Herr 
Bundesminister! Agrarexperten und Prakti­
ker sind sich darüber einig, daß zur Entla­
stung des Getreideanbaus und der Böden 
Alternativproduktion notwendig ist. Neben 
Pferdebohnen-, Ackererbsen-, Sonnenblu­
men-, Obst- und Gemüseanbau wäre sicher­
lich auch ein verstärkter Anbau von Tabak 
und Hopfen interessant. 

Meine Frage dazu: In welchem Umfang för­
dert der Bund den Anbau von Tabak und Hop­
fen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Ich gebe zu: in relativ kleinem 
Umfang. Es ist aber auch die Bereitschaft der 
Brauereien und der Tabakregie nicht vorhan­
den, vermehrt aus der inländischen Produk­
tion aufzukaufen. Zum Teil werden Qualitäts­
gründe, wie ich glaube, behauptet - das ist 
meine Meinung -, und zum Teil - das wird 
eher die Realität sein - ist es die Frage eines 
Mischpreises aus heimischer Produktion und 
Import, den die verarbeitende Industrie erzie­
len will. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 7: Herr 
Abgeordneter Alois Huber (FP6) an den Mini­
ster. 

752/M 
Welche Vorteile erwarten Sie sich von dem in der 

Forstgesetznovelle enthaltenen Anreiz zur Aufforstung 
von Kurzumtriebswäldern? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Die entscheidende Frage ist, 
daß wir durch die Forstgesetznovelle errei­
chen wollen, auch auf landwirtschaftlichen 
Nutzflächen - nicht auf Grenzertragsböden, 
sondern auf produktiven Ackerflächen - Bio­
masse aus forstlichen Pflanzen zu erzielen. 
Wenn wir das Forstgesetz nicht ändern, wird 
das kein Bauer tun, weil dann diese Flächen 
sofort dem Forstzwang unterliegen würden 
und der Bauer nicht mehr die Möglichkeit 
hätte, zu einer agrarischen Produktion 
zurückzukehren. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Alois Huber: Sehr geehrter 
Herr Bundesminister! Gibt es schon Berech­
nungen, ob aus dieser Art der Nutzung ein 
Einkommen, das dem derzeitigen landwirt­
schaftlichen Einkommen entspricht, zu 
erwarten ist? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Beim Kurzumtrieb, der nicht 
zu kurz ist, der etwa bei einem Dezennium 
liegt, ist der Deckungsbeitrag etwa gleich 
hoch wie beim Getreideanbau. Das Problem 
liegt nur darin, daß diese Produktion ungleich 
arbeitsintensiver ist. Ich habe erste Berech­
nungen dieser Art bekommen, aber ich 
glaube, wir brauchen noch weitergehende 
wissenschaftliche Arbeiten und gründlichere 
Untersuchungen. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Alois Huber: Wurde die Auf­
forstung landwirtschaftlicher Grundstücke an 
Versuchsflächen bereits getestet, beziehungs­
weise hat man schon Erkenntnisse, ob es 
staatliche Stützungen wird geben müssen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Die forstliche Bundesversuchs­
anstalt arbeitet in diesem Bereich traditionell 
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mit Pappelversuchen, mit Weidenversuchen, 
mit der Robinie. Das ist eine der wichtigen 
Aufgaben der Forstlichen Bundesversuchsan­
stalt. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Hofmann. 

Abgeordneter Hofmann (SPÖ): Herr Mini­
ster! Holz gewinnt als Energieträger wieder 
zunehmend an Bedeutung. Ein wesentlicher 
Faktor in diesem Zusammenhang sind die 
Kurzumtriebswälder, gleichzeitig eine Alter­
native für die Bauern. Deshalb meine Frage: 
Wird die neue Prämie für die Umwandlung 
landwirtschaftlicher Grundstücke in Wald 
auch auf Kurzumtriebswälder ausgedehnt? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Diese 
Prämie gilt zunächst für Flächen, die zur Auf­
forstung angeboten werden und die Wald wer­
den sollen. Ich glaube, die Produktion von 
Biomasse auf Ackerböden müssen wir anders 
sehen. Da brauchen wir noch weitergehende 
Unter suchungsergebnis se; ich habe schon 
darauf hingewiesen. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Brandstätter . 

Abgeordneter Brandstätter (ÖVP): Herr 
Bundesminister! Die Österreichische Volks­
partei hat bei der Behandlung der Novelle 
1975 schon aufgezeigt, daß die Zehn-Jahres­
Frist für Energiewälder viel zu kurz ist. Es ist 
einfach nicht möglich, nach zehn Jahren diese 
Flächen schon wieder den wirklich sehr har­
ten Bedingungen des Forstgesetzes, des 
Forstzwanges zu unterziehen. Dieses Verlan­
gen besteht nach wie vor, und es sind sicher 
keine Untersuchungen mehr möglich. 

Daher meine Frage: Warum sind Sie nicht 
bereit, jetzt in einer Novelle diese notwendi­
gen Dinge voranzutreiben, die strittigen Fra­
gen aber, die nur eine Belastung der Forst­
wirtschaft und keine Verbesserung bedeuten, 
derzeit beiseite zu lassen und wirklich 
raschest die Energiewälder durch eine 
Novelle zu ~rmöglichen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Die Novelle liegt im Parlament. 
Wir haben nächste Woche den Unterausschuß 
und vorher noch ein Gespräch. Bei dieser 
Besprechung und nachher im Unterausschuß 

und im Ausschuß werden wir diese Frage dis­
kutieren. Die Novelle liegt ja im Parlament. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Hintermayer. 

Abgeordneter Hintermayer (FPÖ): Herr 
Bundesminister! Wie man hört, könnten die 
Kurzumtriebswälder eine interessante Alter­
native werden. Meine Frage: Sollen diese Flä­
chen Wald bleiben, oder denkt man daran, 
daß sie auch wieder in landwirtschaftliche 
Flächen umgewandelt werden könnten? Und 
mit welchen Schwierigkeiten hätte hier ein 
Landwirt zu rechnen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Das ist 
ja das Hauptanliegen dieser Novelle, über die 
wir soeben sprechen. Wenn durch die Produk­
tion von Biomasse auf Ackerböden das Forst­
gesetz in der bisherigen Fassung angewendet 
werden würde, dann würde das bedeuten, daß 
der Bauer ein für allemal agrarische Produk­
tion auf diesen Flächen nicht mehr durchfüh­
ren kann. Daher müssen wir das Gesetz 
ändern, damit für diese Produktion mit Forst­
pflanzen der Boden praktisch nicht zu Wald 
geworden ist, sondern jederzeit wieder in 
andere Kulturgattungen übergeführt werden 
kann. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 8: Herr 
Abgeordneter Keller (QvP) an den Herrn 
Minister. 

748/M 
Treten Sie für die längst überfällige Erhöhung der 

Vieh-Preisbänder ein? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Für die Preisbänder ist der 
Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft nicht zuständig. Ich erwarte natürlich 
von den Wirtschaftspartnern, daß sie sich mit 
dieser Frage beschäftigen. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Keller: Herr Bundesminister! 
Durch das neue Zirkulare 8 sind die Zucht­
viehexporte nach Italien stark eingeschränkt. 
Wir wissen, daß zirka 40 bis 50 Prozent weni­
ger Zuchtviehexporte nach Italien erfolgen. 
Ich frage Sie, Herr Minister: Sind Sie bereit, 
soviel GATT-Kontingente zur Verfügung zu 
stellen, daß auch die Zuchttiere, die nicht 
nach dem Zirkulare zu exportieren sind, 
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berücksichtigt werden? Ich glaube, anders 
wäre es eine Existenzbedrohung unserer 
Bergbauern. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Wenn es von mir abhinge, 
dann bekämen unsere Bergbauern jedes Kon­
tigent, das wir nur brauchen und liefern kön­
nen. Aber von mir hängt es nicht ab. Es ist ja 
ein GATT-Kontingent, das muß außenhan­
delspolitisch verhandelt werden. Das Kontin­
gent wurde erst jüngst angesichts des Bei­
tritts der iberischen Staaten zur Europäi­
schen Gemeinschaft erhöht. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Keller: Herr Bundesminister! 
Wir haben ja in Österreich selber GATl'-Kon­
tingente, und ich frage Sie: Verteilen Sie diese 
so gerecht, daß die Bundesländer, die am 
Zuchtviehexport bis jetzt beteiligt waren, 
genügend GATr-Kontingente bekommen für 
diese Tiere, die nicht nach dem Zirkulare 
exportiert werden können? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Der innerösterreichische Inter­
essenausgleich für die Bauern muß wohl 
durch die Präsidentenkonferenz erfolgen. 
Wenn mir die Präsidentenkonferenz, Herr 
Präsident Derfler, Vorschläge macht, daß wir 
diesen Schlüssel ändern sollten, dann bin ich 
jederzeit gesprächsbereit. Aber ich glaube, 
der Vorsitzende der Präsidentenkonferenz 
wäre überfordert - das muß ich ihm wirklich 
zubilligen -, weil das ein besonders heikles 
Problem ist. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Alois Huber. 

Abgeordneter Alois Huber (FPÖ): Verehrter 
Herr Bundesminister! Es steht außer Zweifel, 
daß die Beobachtung der Preisbänder eine 
unbedingte Notwendigkeit ist. Meine Frage 
an Sie: Wie ist die Entwicklung des Fleischex­
ports bei Vieh im Jahre 1985 und vor allem 
auch im ersten Quartal des Jahres 1986? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Ich würde Ihnen und natürlich 
allen anderen Interessenten die Zahlen gerne 
zur Verfügung stellen. Die Entwicklung ist so 

gut, daß ich nicht gerne in der Öffentlichkeit 
darüber sprechen möchte. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Wolf. 

Abgeordneter Helmut Wolf (SPÖ): Herr 
Bundesminister! Die Bundesländer können 
sich gerade im Vieh- und Fleischbereich 
sicher nicht zur Gänze ihrer Verantwortung 
entziehen, insbesondere dort, wo es um spe­
zielle Förderungen geht. Können Sie uns 
sagen, wie viele Kälber im Jahr 1985 in die 
Kälbermastaktion einbezogen beziehungs­
weise welche Prämien ausbezahlt wurden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter, diese Zahlen kann ich Ihnen 
durchaus zur Verfügung stellen. Es sind, 
glaube ich, nicht ganz 100000 Kälber, unge­
fähr 90000, und ingesamt wurden 92 Millio­
nen Schilling aufgewendet. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Schwarzenberger. 

Abgeordneter Schwarzenberger (ÖVP): 
Herr Minister! Wir haben einen Schweine­
preis wie vor zwanzig Jahren, wir haben Rin­
derpreise wie vor fünf Jahren. Sind Sie bereit, 
analog der EWG, wo Interventionspreise fest­
gesetzt sind, auch in Österreich einen gewis­
sen Mindestpreis zu garantieren? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Das EG-System zu überneh­
men, wäre den Bauern nicht sehr sympa­
thisch. Aber wir können darüber reden, daß 
wir verstärkt jene Normen einführen, die in 
der EG bereits üblich sind. Darüber bin ich 
gesprächsbereit. 

Präsident: Die Fragestunde ist beendet. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Seit der letzten Sitzung wurden 
die schriftlichen Anfragen 1984/J bis 1990/J 
an Mitglieder der Bundesregierung gerichtet. 

Ferner sind die Anfragebeantwortungen 
1800/AB bis 1829/AB eingelangt. 

Ich gebe bekannt, daß die Abgeordneten Dr. 
Steidl und Genossen die von ihnen gestellte 
Anfrage 1977/J an den Bundesminister für 

839 
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Handel, Gewerbe und Industrie betreffend 
Fremdenverkehrs-Sonderkredit gemäß § 91 
Abs. 2 der Geschäftsordnung zur ü c k g e -
zog e n haben. 

Ich ersuche den Schriftführer, Herrn Abge­
ordneten Grabher-Meyer, um die Verlesung 
des Einlaufes. 

Schriftführer Grabher-Meyer: 

"Der Herr Bundespräsident hat am 
13. März 1986, Zl. 1003-09/21, folgende Ent­
schließung gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue 
ich für die Dauer der Verhinderung des Bun­
desministers für Justiz Dr. Harald Dfner 
innerhalb des Zeitraumes vom 2. bis 4. April 
1986 den Bundesminister für Landesverteidi­
gung Dr. Friedhelm Frischenschlager mit der 
Vertretung. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Für den Bundeskanzler 

Dr. Wlczek" 

"Der Herr Bundespräsident hat am 
21. März 1986, Zl. 1003-14/22, folgende Ent­
schließung gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue 
ich für die Dauer der Verhinderung des Bun­
desministers für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr Dkfm. Ferdinand Lacina innerhalb 
des Zeitraumes vom 1. bis 3. April 1986 den 
Bundesminister für Bauten und Technik Dr. 
Heinrich Übleis mit der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Für den Bundeskanzler 

Dr. Neumayer" 

"Der Herr Bundespräsident hat am 
21. März 1986, Zl. 1003-12/22, folgende Ent­
schließung gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue 
ich für die Dauer der Verhinderung des Bun­
desminister für soziale Verwaltung Alfred 
Dallinger innerhalb des Zeitraumes vom 1. bis 
5. April 1986 den Bundesminister für Inneres 
Karl Blecha mit der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Für den Bundeskanzler 

Dr. Neumayer" 

Präsident: Dient zur Kenntnis. 

Ich ersuche um die weitere Verlesung. 

Schriftführer Grabher-Meyer: Von der 
Bundesregierung sind folgende Regierungs­
vorlagen eingelangt: 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
über die Beförderung gefährlicher Güter auf 
der Straße und über eine Änderung des Kraft­
fahrgesetzes 1967 und der Straßenverkehrs­
ordnung 1960 geändert wird (915 der Beila­
gen), 

Bundesgesetz, mit dem das Glücksspielge­
setz, das Bundes-Sportförderungsgesetz, das 

. Gebührengesetz und das Umsatzsteuergesetz 
geändert und das Sporttoto-Gesetz und das 
Pferdetoto-Gesetz aufgehoben werden (931 
der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Sparkassenge­
setz geändert wird (932 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Kreditwesenge­
setz, das Postsparkassengesetz, das Rekon­
struktionsgesetz, das Einkommensteuerge­
setz, das Körperschaftssteuergesetz, das 
Bewertungsgesetz, die Bundesabgabenord­
nung, das Zinsertragssteuergesetz und das 
Strukturverbesserungsgesetz geändert wer­
den (934 der Beilagen), 

Bundesgesetz über die Leistung eines 
zusätzlichen Beitrages zum Internationalen 
Fonds für landwirtschaftliche Entwicklung 
(935 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Schulorganisa­
tionsgesetz geändert wird (9. Schulorganisa­
tionsgesetz-Novelle) (936 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Wehrgesetz 
1978 und das Heeresgebührengesetz 1985 
geändert werden (Wehrrechtsänderungsge­
setz 1986) (937 der Beilagen). 

Präsident: Ich danke. 

Die weiteren eingelangten Vorlagen weise 
ich zu wie folgt: 

-
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dem Finanz- und Budgetausschuß: 

Bericht des Bundesministers für Finanzen 
gemäß Ziffer 5 des Allgemeinen Teiles des 
Systemisierungsplanes der Kraft-, Luft- und 
Wasserfahrzeuge und Bericht gemäß Ziffer 4 
des Allgemeinen Teiles des Systemisierungs­
planes der Datenverarbeitungsanlagen des 
Bundes für das Jahr 1985 (III-128 der Beila­
gen), 

Bericht der Bundesregierung gemäß § 22 
des ERP-Fonds-Gesetzes, BGBL Nr. 207/1962, 
betreffend den Jahresbericht und J ahresab­
schluß 1984/85 des ERP-Fonds (III-129 der 
Beilagen), 

Zweiter Bericht des Bundesministers für 
Finanzen gemäß dem Katastrophenfondsge­
setz 1985 betreffend die Gebarung des Kata­
strophenfonds für das Jahr 1985 (111-130 der 
Beilagen), 

Bericht des Bundesministers für Finanzen 
über Veräußerung von unbeweglichem Bun­
desvermögen im Jahre 1985 (111-131 der Beila­
gen); 

dem Verfassungsausschuß: 

Bericht der Bundesregierung gemäß § 11 
des Bundesgesetzes über die Förderung politi­
scher Bildungsarbeit und Publizistik 1984 für 
die Finanzjahre 1984 und 1985 (111-127 der Bei­
lagen); 

dem Ausschuß für Wissenschaft und For­
schung: 

Konzertierungsabkommen Gemeinschaft­
eOST über eine konzertierte Aktion auf dem 
Gebiet der Datenfernverarbeitung samt 
Anhängen und Anlage zu Anhang C (908 der 
Beilagen), 

Konzertierungsabkommen Gemeinschaft­
eOST über eine konzertierte Aktion auf dem 
Gebiet der künstlichen Intelligenz und 
Mustererkennung samt Anhängen und 
Anlage zu Anhang C (909 der Beilagen). 

Fristsetzungsantrag 

Präsident: Vor Eingang in die Tagesord­
nung teile ich mit, daß die Frau Abgeordnete 
Dr. Marga Hubinek beantragt hat, dem Ver­
fassungsausschuß zur Berichterstattung über 
den Antrag 125/A der Abgeordneten Dr. 

Marga Hubinek und Genossen betreffend ein 
Bundesverfassungsgesetz über den Schutz 
und die Förderung von Ehe und Familie und 
die Achtung des Elternrechtes eine Frist bis 
30. Juni 1986 zu setzen. 

Gemäß § 43 Abs. 1 der Geschäftsordnung 
wird der gegenständliche Antrag nach Been­
digung der Verhandlungen in dieser Sitzung 
zur Abstimmung gebracht werden. 

Ferner ist beantragt, gemäß § 59 Abs. 3 der 
Geschäftsordnung umgehend eine Debatte 
über diesen Fristsetzungsantrag durchzufüh­
ren. 

Ich lasse daher zunächst darüber abstim­
men, ob über den Fristsetzungsantrag eine 
Debatte stattfinden soll. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die 
hiezu ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Das ist ein s tim m i g 
angenommen. 

Wir gehen daher in die Debatte ein. 

Gemäß § 59 Abs. 3 der Geschäftsordnung 
beschränke ich die Redezeit in dieser Debatte 
auf 10 Minuten. 

Zum Wort gemeldet hat sich Frau Abgeord­
nete Dr. Hubinek. 

12.07 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek (ÖVP): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Mit der heutigen Fristsetzungs­
debatte will die Österreichische Volkspartei 
und wollen insbesondere die Antragsteller an 
einen Antrag erinnern, der in diesem Hause 
vor eineinhalb Jahren eingebracht wurde, bis 
heute nicht behandelt worden ist und in dem 
eine langjährige Forderung der Österreichi­
schen Volkspartei wiederholt wird, nämlich 
Ehe und Familie einen verfassungsrechtli­
chen Schutz zu gewährleisten. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Es ist dies ein zentrales gesellschaftspoliti­
sches Anliegen, ein Anliegen, das die Öster­
reichische Volkspartei nicht nur in ihrem 
Salzburger Parteiprogramm verankert hat, 
sondern sie hat auch bei ihrem letzten Partei­
tag wieder eine einstimmige familienpoliti­
sche Resolution gefaßt. 

Wie ernst es uns mit dieser Forderung ist, 
zeigt die Tatsache, daß überall dort, wo die 
Österreichische Volkspartei die Verantwor-
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tung trägt, diese Verfassungsbestimmung in 
die Landesverfassung Eingang gefunden hat; 
so in Tirol und Vorarlberg, und eine ähnliche 
Regelung gibt es auch in Niederösterreich. 
Diese Verfassungsbestimmung soll nicht nur 
ein Bekenntnis der Gesellschaft zur Familie 
und zur Ehe sein, sondern naturgemäß auch 
ökonomische Auswirkungen haben. Gerade 
die Belastungspolitik der letzten Jahre, von 
der insbesondere die Familien mit Kindern 
und einem Verdiener betroffen waren, für die 
es reale Einkommensverluste gab, so daß die 
Familien hart an die Armutsgrenze gerückt 
sind, genau diese Tatsache zeugt von der Not­
wendigkeit, eine entsprechende Verfassungs­
bestimmung vorzusehen. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Ich darf in diesem Zusammenhang daran 
erinnern, daß es keinerlei steuerliche Berück­
sichtigung der Familie gibt. Die Tatsache der 
Kindererziehung und Kinderbetreuung wird 
von der Steuergesetzgebung ignoriert, diesbe­
zügliche Anträge wurden hier im Haus nie­
dergestimmt. Auch die direkten Geldbeihilfen 
werden nur zögernd und unzureichend 
gewährt. 

Die Verankerung ist auch deshalb notwen­
dig, weil der Familienpolitische Beirat, die 
Interessenvertretung der Familien, leider 
nicht jene Rolle spielt, die ihm eigentlich 
zukäme. 

Die Diskussion um die Verankerung des 
Verfassungsschutzes fand schon in der fami­
lienpolitischen Enquete des Nationalrates im 
März 1979 statt. Damals gab es eine bemer­
kenswerte Wortmeldung eines sozialistischen 
Vertreters, der meinte, die Verfassungsbe­
stimmung würde ja die Hände der Regierung 
weitgehend binden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Genau darum geht es! Ich meine, daß keine 
Regierung, und zwar gleich, wer die Verant­
wortung trägt, in Zukunft noch eine Politik 
gegen die Interessen der Familien betreiben 
soll. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es darf keine budgetären Überlegungen 
mehr geben, daß Gelder der Familien für 
andere Zwecke verwendet werden, und seien 
sie noch so dramatisch hier argumentiert, wie 
beispielsweise die Finanzierungslücken der 
Sozialversicherung. Diese Gelder dürfen nicht 
für andere Zwecke verwendet werden! Es 
muß auch in Hinkunft vermieden werden, daß 
sich die Familie, obwohl sie das Geld benötigt, 
nicht mehr dagegen wehren kann, daß damit 
andere Budgetaufgaben finanziert werden. 

Ich möchte dieser meiner Wortmeldung 
auch einen Appell hinzufügen, einen Appell 
an alle Familienpolitiker, gleich in welchem 
Lager sie sich befinden: Wenn Sie diesem 
Antrag zustimmen, dann würden Sie errei­
chen, daß der Ressortminister eine festere 
Position gegenüber den Zwängen des Budgets 
einnehmen könnte. 

Ich glaube, die Auseinandersetzung um das 
Budget 1987 wird sicherlich sehr hart sein. 
Mit diesem Antrag würden Sie auch die Posi­
tion der Familienminister stärken können. 
Sie würden gleichzeitig aber auch den Fami­
lien signalisieren, daß die Gesellschaft und 
damit auch der Gesetzgeber jene Arbeit zu 
würdigen wissen, die die Familien im Inter­
esse dieses Landes für die Zukunft dieses 
Landes erbringen. Alle Familienpolitiker, die 
guten Willens sind, sind aufgerufen, uns hier 
zu folgen. (Beifall bei der ÖVP.) 12.12 

Präsident: Zu Wort kommt Frau Abgeord­
nete Hilde Hawlicek. (Abg. Dr. Mo c k: Fried­

, lieh, Kollegin Hawlicek!) 

12.12 

Abgeordnete Dr. Hilde Hawlicek (SPÖ): 
Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Es freut mich, aus dem Munde 
von der Frau Präsidentin Dr. Marga Hubinek 
zu hören, daß der Antrag auch deshalb 
gestellt 'wurde, um die Position des Familien­
ministeriums zu stärken. Dazu können wir 
uns nur voll bekennen. 

Ich erinnere mich nur, daß die ÖVP bei 
Gründung des Familienministeriums mit 
1. Jänner 1984 eine andere Position eingenom­
men hat (Abg. Dr. Mo c k: So wie die Kollegin 
Offenbeck!), nehme diese Haltung jetzt gerne 
zur Kenntnis, Kollege Mock, weil unserer 
Partei, der Sozialistischen Partei, die Fami­
lien und die Arbeit, die Förderung sowie der 
Schutz der Familien am Herzen liegen. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 

Frau Bundesminister Fröhlich-Sandner hat 
am 8. Mai 1985 eine grundsätzliche Erklärung 
zur Familienpolitik in diesem Hause abgege­
ben. Sie erklärte: 

"Familienpolitik ist in Österreich ständig 
Gegenstand der innenpolitischen Diskussion. 
Die politischen Parteien widmen der Familie 
sowohl in ihren Programmen als auch in ihrer 
Arbeit breiten Raum. Diese Anerkennung der 
Bedeutung der Familie erachte ich nicht nur 
als wichtig, sondern als notwendig. Denn trotz 
der gewaltigen Veränderungen in unserer 
Zeit bleibt eine Tatsache bestehen: Das per-

-
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sönliche Verhalten, das Geschehen im Berei­
che des Zusammenlebens in der Familie hat 
bestimmenden und prägenden Einfluß auf die 
Entwicklung unserer Gesellschaft." 

Zu dieser Anerkennung der Familie, formu­
liert von der zuständigen Frau Bundesmini­
ster, bekennt sich meine Fraktion vollinhalt­
lich. 

Ganz allgemein ist zum Antrag, den die 
ÖVP heute stellt, vorauszuschicken, daß der 
wirksame Schutz und die Förderung der Ein­
richtungen der Ehe und Familie nur durch 
eine entsprechende Gesinnung der Gesell­
schaft gewährleistet werden können. Eine 
bloß deklamatorische, verfassungsrechtliche 
Verankerung dieser Institutionen bedeutet 
unserer Ansicht nach wesentlich weniger als 
eine sich in konkreten Maßnahmen der Fami­
lienförderung ausdrückende Grundhaltung 
der Gesellschaft. 

Diese positive Grundhaltung gerade der 
sozialistischen Regierungen drückt sich allein 
darin aus, daß in der Zeit, als wir für sie Ver­
antwortung getragen haben, die Förderungs­
mittel für die Familien ganz immens gestie­
gen sind: von 11 Milliarden im Jahr 1970 auf 
37 Milliarden 1986. (Abg. Dr. K 0 h Im ai e r: 
Das ist falsch!) Das ist meiner Ansicht nach 
die positive Grundgesinnung für die Familien! 
(Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Es freut mich: Sie haben hier im Grundsatz­
teil Ihres Antrages das Salzburger Parteipro­
gramm zitiert, in dem sich die ÖVP zum Leit­
bild der partnerschaftlichen Familie als 
Grundlage ihrer Familienpolitik bekennt. Ich 
darf unser Parteiprogramm ebenfalls zitieren, 
in dem wir uns nicht nur für eine familien-, 
sondern auch für eine kinderfreundliche 
Gesellschaft aussprechen. 

"Wir Sozialisten bekennen sich zur demo­
kratischen, partnerschaftlichen Familie als 
Form dauernden Zusammenlebens" ( Abg. 
Dr. Li c ha 1: Wir bekennen "sich", steht drin­
nen ?), "die bewußt die Erziehung der Kinder 
als ihre Aufgabe wahrnimmt und den einzel­
nen Familienmitgliedern Solidarität, Anteil­
nahme und Schutz bietet." (Abg. Dr. 
Li eh a 1: Das gehört geändert!) "Die Familie 
hat insbesondere den Kindern Geborgenheit 
und Sicherheit zu gewährleisten. Hier wird 
menschliches Verhalten geprägt, sie wirkt als 
Brücke zur Gesellschaft." 

Kollege Lichal! Ich habe es deshalb zitiert, 
um die Gemeinsamkeiten - denn Ihr Salz­
burger Programm kennen Sie ja, beziehungs-

weise es liegt Ihnen ja hier schriftlich vor -
vergleichen zu können. (Abg. Dr. Li c h a 1: 
Sie haben gesagt: Wir bekennen "sich"!) Es ist 
praktisch wortidentisch: das Bekenntnis zur 
partnerschaftlichen Familie, zur Geborgen­
heit, zur Erziehung zur demokratischen Ver­
antwortung. Es ist nur der eine Unterschied, 
und der scheint mir dann noch diskutierens­
wert, wenn wir wirklich an die Verankerung 
des Schutzes von Ehe und Familie in der Ver­
fassung herangehen, wie sie in der Grund­
rechtskommission besprochen und erarbeitet 
wird, ob wir so absolut den Vorrang des 
Elternrechts, der ja zurzeit auch im § 137a des 
ABGB garantiert ist, so unabdingbar nehmen 
(Abg. Dr. Lei t n er: Jetzt wird es gefährlich!) 
ohne die Beachtung des Schutzes des Kindes, 
Kollege Leitner, denn für uns Sozialisten 
standen immer das Wohl und der Schutz des 
Kindes im Mittelpunkt unserer Politik. (Abg. 
Dr. Lei t n er: Für uns auch!) 

Wir haben sogar, Kollege Leitner, in unse­
rem Programm - aber ich will hier nicht wei­
ter zitieren - das Recht des Kindes auf Erzie­
hung ohne körperliche Züchtigung, also die 
gewaltfreie Kindererziehung. Das scheint mir 
ein ganz wesentlicher Punkt für den Schutz 
des Kindes und der Familie zu sein. (Beifall 
bei SPÖ und FPÖ. - Abg. Dr. Li c h a 1: Ob 
Sie es mit den eigenen Kindern auch so hal­
ten? Frage!) 

Ich habe mich sehr gefreut, als ich hier in 
Ihrer Anfrage - den Text kannte ich noch 
nicht - die gemeinsame Erklärung der ÖVP­
Abgeordneten zu den Landtagen aus 1984 
gelesen habe, denn in dieser Erklärung 
bekannten sich die ÖVP-Politiker im Jahr 
1984 dazu, so wie wir es schon 1978 in unse­
rem Parteiprogramm getan haben, daß es 
überhaupt gewisse Voraussetzungen für die 
Entfaltung der Familie gibt. Daß ein entspre­
chendes Einkommen durch die wirtschaftli­
che Lage garantiert ist, daß die Umweltbedin­
gungen, die Arbeitsweltbedingungen, Woh­
nen, Schule, daß all das die Voraussetzung für 
eine günstige, glückliche Entwicklung und 
Entfaltung der Familie ist, das haben wir, wie 
gesagt, schon immer in unserem Parteipro­
gramm definiert, und das sprechen wir bei 
jeder familienpolitischen Debatte aus. Es geht 
uns ja nicht nur um die direkte Förderung der 
Familie - darum geht es uns natürlich auch 
-, sondern darum, daß eben die erwähnten 
Voraussetzungen, die günstige wirtschaftliche 
Entwicklung in der Gesellschaft und die sozia­
len, die Umwelt- und kulturellen Rahmenbe­
dingungen gegeben sind, wie sie gerade in 
den letzten Jahren in einem Ausmaß für die 
Familien in unserem Land geschaffen wurden 
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wie nie zuvor. (Abg. Dr. Li c ha 1: Applaus!) 
Ja, der hat mir jetzt gefehlt. (Heiterkeit. -
Abg. Dr. K 0 h 1 mai e r: Jeder weiß, daß das 
nicht stimmt!) 

Kollege Kohlmaier! Für uns ist das eine 
Selbstverständlichkeit. Darum verstehe ich, 
daß meine Kollegen es schon müde sind, hier 
zu applaudieren (Beifall bei SPÖ und FPÖ), 
wenn wir diese Selbstverständlichkeiten von 
Mal zu Mal wiederholen. Denn diese allgemei­
nen günstigen Voraussetzungen und die 
direkte materielle Förderung, wie sie durch 
den Familienlastenausgleich ja seit 1967 
garantiert ist, bringen unserer Meinung nach 
den Familien mehr als die Verankerung in 
der Verfassung. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Nun zu Ihrem heutigen Fristsetzungsan­
trag: Wir sehen nicht die Dringlichkeit einer 
verfassungsmäßigen Verantwortung. Wir war­
ten auf die Verhandlungen der Grundrechts­
kommission (Abg. Dr. Marga Hub i n e k: 
Das ist ja der Sankt-Nimmerleins-Tag! Das 
erleben wir nicht mehr!), die gerade, Kollegin 
Hubinek, im vergangenen Jahr sehr beschleu­
nigt wurden. Auf Vorschlag unseres Bundes­
kanzlers wurde eine politische Grundrechts­
kommission eingesetzt, von Ihrer Fraktion 
gehören ihr die hervorragenden Abgeordne­
ten Ermacora und Neisser an (Beifall des 
Abg. Dr. Li c h a 1), damit diese politische 
Arbeit vorangetrieben wird. Immerhin wurde 
in diesem ersten Jahr bereits das erste wich­
tige Grundrecht der persönlichen Freiheit fer­
tig abgehandelt. 

Wir sehen daher jetzt hier keine besondere 
Eile, weil wir, wie ja gerade Sie, Frau Kollegin 
Hubinek, die Sie ja dem Europarat angehö­
ren, wissen, die Europäische Menschenrechts­
konvention ratifiziert und 1964 in den Rang 
eines Bundesverfassungsgesetzes erhoben 
haben, sodaß die dortigen Artikel - ich darf 
zitieren, Artikel B: Anspruch jedermanns auf 
Achtung seines Privat- und Familienlebens, 
Artikel 12: Recht der Männer und Frauen,· mit 
Erreichung des heiratsfähigen Alters eine 
Ehe einzugehen und eine Familie zu gründen, 
Artikel 13: Das Recht des Verletzten, eine 
Beschwerde einzubringen - für uns einen 
ausreichenden Rechtsschutz darstellen. Dazu 
kommt noch, wie gesagt, die Verankerung des 
Elternrechts im § 137a ABGB. 

Laut ÖVP-Antrag verspricht sich Ihr Par­
teiobmann Mock, so ist es hier geschrieben, 
von einer solchen Verankerung des Verfas­
sungsschutzes eine richtungsweisende Signal­
wirkung für die Bevölkerung. 

Meiner Meinung nach war diese Signalwir­
kung für die Bevölkerung und die Familien 
mehr durch das neue Familienrecht gegeben, 
dessen Reform wir Sozialisten schon in der 
Ersten Republik gefordert- haben, die uns 
aber erst 1975 in der sozialistischen Alleinre­
gierung geglückt ist. (Abg. Dr. Li c h a 1: Fünf 
Jahre haben Sie sich Zeit gelassen!) Damit 
haben wir nämlich die Signalwirkung für die 
partnerschaftlichen Familien von heute 
gegeben. 

Und dieses neue und humane Familien.,. 
recht, die ausreichende, alljährlich anstei­
gende materielle Förderung der Familien und 
die anwachsenden Beratungshilfen des Bun­
desministeriums für Familie, Jugend und 
Konsumentenschutz garantieren den Fami­
lien in Österreich die besten Voraussetzungen 
für ihre Entfaltung, ihren Schutz und ihre 
Förderung. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 12.23 

Präsident: Zum Wort kommt Herr Abgeord­
neter Haigermoser. 

12.23 

Abgeordneter Haigermoser (FPÖ): Hohes 
Haus! Herr Präsident! Zu Begi:~m meiner Aus­
führungen darf ich feststellen, daß die Fami­
lien Optimismus brauchen und nicht ein 
Krankjammern. Dieser Optimismus wird 
auch durch die Arbeit der Bundesregierung 
unterstützt. Frau Kollegin Hubinek hat hier 
wiederum versucht, den Familien die Armut 
~nzudichten. Die Zahlen und Fakten stehen 
dem gegenüber und entgegen. (Abg. Dr. 
K 0 h 1 mai er: Sie haben wirklich keine 
Ahnung von den Dingen! Lesen Sie die Stati­
stiken!) 

Bei den Statistischen Nachrichten bin ich 
soeben, Herr Kollege Kohlmaier, hier heißt es 
unter anderem: Die Einkommen der unselb­
ständig Beschäftigten stiegen im Jahre 1985 
um 5,3 Prozent. Und dies bei einem Verbrau­
cherpreisindex von 3,2 Prozent. Sie können 
sich selbst ausrechnen, wo hier eine fort­
schreitende Armut zu prognostizieren ist, 
Herr Kollege! (Abg. Dr. Li c h a 1: Und wie 
groß ist die Steuerprogression gewesen?) 

Die Prognose für 1986 sagt aus, daß wir bei 
einer Inflationsrate von 3 Prozent landen wer­
den, wenn nicht sogar darunter. (Abg. Dr. 
K 0 h 1 mai e r: Was hat das mit den Familien 
zu tun?) 

Das heißt mit einem Wort, daß das Krank­
jammern der Familieneinkommen ungerecht­
fertigt ist. Darüber hinaus hat selbstverständ­
lich die Koalition in der Unterstützung für die 

-
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Familien Erkleckliches geleistet. Ich möchte 
nur an die zweimalige Erhöhung der Fami­
lienbeihilfen, an die Einbeziehung der arbeits­
losen Jugendlichen in diese Regelung, an den 
Härteausgleich et cetera erinnern. 

Daraus ersieht man schon, daß Ihr ständi­
ges Wiederholen, Mittel des Familienlasten­
ausgleiches wären für Panzerkäufe verwen­
det worden, nicht stimmt, weil es einfach den 
Tatsachen nicht entspricht. Und Sie können 
diese Mär noch so oft wiederholen, sie wird 
deswegen nicht glaubwürdiger, meine Damen 
und Herren von der Österreichischen Volks­
partei! (Beifall bei FPÖ und SPÖ.) 

Wie wichtig wir die Agenden der Familien 
nehmen, als wie wichtig wir diese Punkte 
ansehen, zeigt auch die Tendenz im künftigen 
Jugendwohlfahrtsrecht. Hier heißt es, daß die 
Pflicht der öffentlichen Hand, die Eltern in 
der Pflege und Erziehung ihrer Kinder zu 
unterstützen, stärker als bis dato verankert 
werden wird. Man sieht also, daß diese Koali­
tionsregierung auf dem breiten Felde der 
familienpolitischen Betätigung sehr wohl gute 
Arbeit leistet. Dies wird auch vom Bürger in 
zunehmendem Maße anerkannt. 

Zum gegenständlichen Antrag der Österrei­
chischen Volkspartei beziehungsweise zur 
gewünschten Fristsetzung sei aus freiheitli­
cher Sicht folgendes festgestellt: Ehe und 
Familie sind ein schützenswertes Gut. Dieses 
Bekenntnis steht außer Streit und wird von 
der Freiheitlichen Partei breit getragen. Eine 
Verankerung dieses Bekenntnisses zur Ehe 
und Familie in der Verfassung wage ich nicht 
nur zu bezweifeln, sondern muß grundsätzlich 
in Frage gestellt werden. 

Verfassungsexperten haben mir glaubwür­
dig versichert, daß der ÖVP-Antrag an der 
Struktur unserer österreichischen Verfassung 
vorbeigeht. Diese Feststellung mag nicht nur 
für den Verfassungsjuristen, sondern auch für 
den Volksvertreter von Bedeutung sein. (Abg. 
Dr. Marga Hub i n e k: Das gehört in den 
Ausschuß! - Abg. Dr. K 0 h 1 mai e r: Dar­
über kann man im Ausschuß verhandeln, das 
kann man ja beraten!) 

Frau Kollegin Hubinek! Für die Bürger die­
ses Landes in ihrer Eigenschaft als Eltern im 
täglichen Leben in der Familie ergeben sich 
ganz andere Notwendigkeiten. Der Staat 
beziehungsweise die Gemeinschaft hat dafür 
Sorge zu tragen, daß die wirtschaftlichen, 
sozialpolitischen Voraussetzungen vorhanden 
sind, damit die Familie ihre Aufgabe auch 
erfüllen kann. Das geschieht ja, wie Sie wis-

sen, aber nicht zugeben wollen. (Abg. Dr. 
K 0 h 1 mai e r: Immer weniger!) 

Dazu gehört selbstredend auch, daß neben 
der materiellen Obsorge die Grundlage einer 
fortschrittlichen Familienpolitik einer star­
ken ideellen Unterstützung bedarf. Auf dieser 
Ebene können wir uns gerne treffen, Frau 
Kollegin Hubinek! Dieses Wollen hat stets 
eine starke Unterstützung von uns Freiheitli­
chen gefunden. Es lohnt sich, im freiheitli­
chen Parteiprogramm dazu nachzulesen. 
Unter dem Kapitel "Familie" heißt es wörtlich 
. .. (Zwischenruf des Abg. Dr. Li c h a 1.) 
Herr Kollege Lichal, für Sie ist es auch wich­
tig, einmal derlei Dinge aufzunehmen, Sie 
sollten nicht nur die Kaliber der Waffen stu­
dieren, ich glaube, das sind ganz wichtige 
Dinge. (Abg. Dr. Li c h a 1: Aber ja! Lesen Sie 
es mir vor!) 

Ich zitiere also: "In der Familie erfährt und 
erlebt der Mensch die grundlegende Bedeu­
tung von Liebe und Wertschätzung, Rück­
sichtnahme und Hilfeleistung, Freiheit und 
Verantwortung als notwendige Grundvoraus­
setzungen für zwischenmenschliche Bezie­
hungen, die über materielle Nützlichkeitser­
wägungen hinausgehen. Weil die Familie den 
Menschen in unmittelbarer Erfahrung die 
Wichtigkeit eines auf ideellen Werten beru­
henden Zusammenlebens lehrt, formt sie ihn 
auch für die größeren Gemeinschaften." -
Ende des Zitates. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Aus diesen Sätzen geht hervor, daß wir den 
ideellen Werten größtes Augenmerk schen­
ken. 

Im gleichen Kapitel des freiheitlichen Par­
teiprogramms steht aber auch der Satz: "Der 
Staat hat die Familienautonomie zu respek­
tieren." Das heißt - darauf kommt man, 
wenn man diesen Satz weiter entwickelt -, 
daß die Freiheit des einzelnen im Hinblick auf 
die gewünschte Form des Zusammenlebens 
nicht eingeschränkt werden darf. Also ja zu 
Ehe und Familie, aber ·ein striktes Nein zur 
Diskriminierung anderer Formen des Zusam­
menlebens. (Beifall bei FPÖ und SPÖ.) 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Ganz wichtig auch ein weiteres Zitat aus dem 
freiheitlichen Programm, um diese ideelle 
Unterstützung von uns zu untermauern: 

Wir Freiheitliche - jetzt wörtlich - "beja­
hen die Ehe und die Familie und geben ihnen 
den Vorzug vor allen anderen möglichen indi­
viduellen Formen des Zusammenlebens. Wir 
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wenden uns aber gegen eine Diskriminierung 
anderer frei gewählter Formen des Zusam­
menlebens im allgemeinen Rahmen unserer 
gesetzlichen Ordnung. Die Zahl jener Men­
schen, die allein für ein oder mehrere Kinder 
sorgen, ist groß. Für uns Freiheitliche ist es 
eine Selbstverständlichkeit, sie als Familie 
anzuerkennen. Es ist uns daher ein besonde­
res Anliegen, Alleinerzieher vor Benachteili­
gungen zu schützen und ihnen bei ihren 
besonderen Problemen zu helfen." - Ende 
des Zitates aus dem freiheitlichen Programm. 

Aus dem letzten zitierten Satz wird erkenn­
bar, daß wir Freiheitliche nicht bereit sind, 
eine große Gruppe von Mitbürgern, welche 
nicht das Glück haben, einer sogenannten 
vollständigen Familie anzugehören, in ein 
gesellschaftspolitisches Eck zu stellen. Nichts 
anderes aber, meine Damen und Herren, 
würde durch diesen ÖVP-Antrag passieren, 
sollte er eine Mehrheit finden, daß zum Bei­
spiel Alleinerzieher und Geschiedene diskri­
miniert würden. Eine derartige Diskriminie­
rung hätten sich weder eine Witwe noch eine 
alleinerziehende Mutter verdient. Wir lehnen 
eine solche Vorgangsweise ab. 

Selbstverständlich sind wir bereit, die Dis­
kussion im zuständigen Ausschuß weiterzu­
führen, jedoch nicht unter dem Druck einer 
Fristsetzung, sondern so, wie es einem derar­
tigen Thema wie Ehe und Familie gebührt, 
nämlich in Ruhe, Sachlichkeit und Ausgewo­
genheit. Wir Freiheitliche lehnen die Fristset­
zung, die der ÖVP-Antrag der Abgeordneten 
Dr. Hubinek und Genossen anstrebt, ab. (Bei­
fall bei FPÖ und SPÖ.) 12.32 

Präsident: Zum Wort kommt Frau Abgeord­
nete Rosemarie Bauer. 

12.32 

Abgeordnete Rosemarie Bauer (ÖVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich darf meinen Vorred­
nern, Frau Dr. Hawlicek und Herrn Haiger­
moser, sagen, daß es zwar sehr löblich ist und 
daß wir uns freuen, daß sie in ihren Parteipro­
grammen das Bekenntnis zur Familie veran­
kert haben, daß aber die Familien selbst von 
diesem Bekenntnis sehr wenig haben, wenn 
die Praxis ,ganz anders ausschaut. Denn erst 
in der Realität sieht man, wie im Gegensatz 
zu den Parteiprogrammen das echte Bekennt­
nis zur Familie aussieht. 

Das Aufzählen von Zahlen, die zeigen sol­
len, wieviel für die Familie ausgegeben 
wurde, nützt gar nichts oder sagt gar nichts 
aus, denn Tatsache ist, daß den Familien 

reale Einkommensverluste ins Haus stehen 
und daß sie reale Einkommensverluste hin­
nehmen mußten. Steuer und Inflation neh­
men den Familien weit mehr, als Sie ihnen 
geben, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! (Beifall bei der OVP.) Dazu, sehr geehrte 
Damen und Herren von den Regierungspar­
teien, hat von Ihnen noch nie jemand Stellung 
genommen. Hier flüchten Sie. (Zwischenrufe 
bei der SPÖ.) 

Wir haben diesen Fristsetzungsantrag 
heute gestellt, weil wir glauben, daß es höch­
ste Zeit ist, daß für die Familien etwas 
geschieht (Beifall bei der ÖVP), weil sich die 
Situation der Familien dramatisch ver­
schlechtert. 

Ich darf Ihnen das mit Zahlen und Fakten 
belegen. Seit Beginn der siebziger Jahre 
wurde in Österreich Politik auf Kosten der 
Kinder und Familien gemacht. Maßnahmen 
wie etwa das Gratisschulbuch und die Schü­
lerfreifahrt, die ja aus dem Familienlasten­
ausgleichsfonds finanziert werden, können 
nicht darüber hinwegtäuschen, daß sich die 
materielle Situation gerade der Mehrkinder­
familie besorgniserregend und zunehmend 
verschlechtert hat. 

So zeigt eine Statistik der OECD, daß sich 
zwischen 1979 und 1983 in Österreich die Ein­
kommen für ledige Durchschnittsverdiener 
um 1,3 Prozent verbessert haben. (Abg. 
Gabrielle Traxler: Was hat das mit den 
Familien zu tun?) Ja Sie haben ein eigenarti­
ges Familienverständnis, Frau Kollegin Trax­
ler, ich glaube es, daß Sie sich da jetzt nicht 
auskennen. Die Statistik zeigt weiter, daß die 
Einkommen der Familienalleinerhalter 
jedoch um 1,1 Prozent zurückgegangen sind. 
(Weiterer Zwischenruf der Abg. Gabrielle 
T ra xl er.) Ich werde Ihre Ansicht über die 
Familie heute noch zitieren, weil ich glaube, 
daß das wichtig ist. Das heißt, die Einkommen 
der Familienerhalter sind um 1,1 Prozent 
zurückgegangen. Diese Zahlen zeigen, daß die 
Familien in Österreich immer mehr in den 
Schatten des Sozialstaates gedrängt werden. 

Dies zeigt auch eine Studie, Frau Kollegin 
Traxler, die der Herr Bundesminister für 
soziale Verwaltung in Auftrag gegeben hat, 
und zwar über den Mindestlebensstandard in 
Österreich, eine Studie, in der festgestellt 
wird, daß die Mehrkinderfamilien in eine 
Zone der Armut absinken. Ich zitiere: 

Unter den Arbeiterfamilien ist, wenn die 
Frau nicht berufstätig ist, bei einem Kind 
jede sechste, bei zwei Kindern jede dritte und 
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bei drei und mehr Kindern sogar jede zweite 
Familie unter den einkommensschwächsten 
10 Prozent der Haushalte zu finden. Bei Ange­
stellten liegt jede dritte Familie mit drei und 
mehr Kindern, in denen die Frau nur den 
Haushalt führt, in diesem Bereich. 

Das sind Zahlen und Fakten, in Auftrag 
gegeben vom Herrn Bundesminister. Nicht 
die "böse" Opposition oder die "böse" ÖVP 
sagt dies. Hier in dieser Studie haben Sie es 
belegt. Sie hätten es ja eigentlich auch schon 
lesen müssen und müßten es kennen. 

Die Belastungspolitik der letzten Jahre hat 
in vielen Familien wirklich zu realen Einkom­
mensverlusten geführt, vor allem in den kin­
derreichen Familien, was also durch diese 
Studie bewiesen ist. Ich erinnere an die Erhö­
hung der Mehrwertsteuer bei Energie um 54 
Prozent und den kräftigen Preisanstieg bei 
den Grundnahrungsmitteln, der· das Lebens­
notwendigste teuer gemacht hat, sodaß die 
sozial Schwachen einfach gar nicht sparen 
können, denn beim Notwendigsten können 
sie nicht mehr sparen, daher werden gerade 
sie besonders davon betroffen. 

Zum Beispiel - und das kratzt die Familien 
heute ganz besonders - sind die Mietkosten, 
die Erhaltungskosten von Wohnungen um 68 
Prozent gestiegen. Viele Familien können 
diese Kosten einfach nicht mehr bewältigen. 
Bei einem durchschnittlichen Bruttoeinkom­
men eines Alleinverdieners mit drei Kindern 
im Jahr 1978 lag das Pro-Kopf-Einkommen 
noch 11 Prozent über der Armutsgrenze. Im 
Jahr 1985 lag das Pro-Kopf-Einkommen die­
ser Familien bereits 1 Prozent u nt e r der 
Armutsgrenze. 

Ein weiterer Faktor der Familienarmut und 
der Benachteiligung der Familien ist die 
österreichische Steuergesetzgebung. Sie ist 
kinderfeindlich und unsozial. Bei einem 
gewichteten Pro-Kopf-Einkommen zahlt im 
Vergleich zum Ledigen ein Alleinverdiener 
mit einem Kind das 73fache und ein Allein­
verdiener mit drei Kindern das 96fache 
monatlich an Steuern. Es wäre also höchste 
Zeit, eine familiengerechte Gestaltung des 
Steuersystems vorzunehmen. Das ist kein 
Geschenk an die Kinder und Familien, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, sondern 
eine Anwendung des elementaren Prinzips 
der Steuergerechtigkeit, wonach sich die 
steuerliche Leistungsfähigkeit nicht nur nach 
der Höhe des steuerpflichtigen Einkommens 
ergibt, sondern auch danach, wie viele Perso­
nen von diesem einen Einkommen leben müs­
sen. Wer Familienpolitik ernst nimmt und ja 

sagt zur Familie, muß auch für mehr Gerech­
tigkeit gegenüber den Familien im Bereich 
des Einkommens, des Steuersystems und der 
Familienbeihilfen eintreten und dazu ja 
sagen. 

Ein Beweis dieser Gerechtigkeit wäre die 
längst fällige Dynamisierung der Familienbei­
hilfe. Während die Beiträge zum Familienla­
stenausgleichsfonds durch die fixen Prozent­
sätze mit dem Einkommen steigen, wird diese 
Steigerung trotz Teuerungsrate an die Fami­
lien nicht weitergegeben. Dies ist ungerecht, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, 
umso mehr, als dann die Überschüsse für 
Repräsentationskosten, für Panzerkäufe und 
dergleichen mehr ausgegeben werden. 

Ich wiederhole es noch einmal, Herr Kol­
lege Haigermoser, weil das den Tatsachen 
entspricht. 

Die Familienbeihilfen sind keine Fürsorge­
leistungen des Staates, sie sind vielmehr -
und das muß immer wieder klar gesagt wer­
den - ein Lastenausgleich und sollten den 
krassen Unterschied im Lebensstandard zwi­
schen Familien und Kinderlosen mildern. Es 
ist unsere Aufgabe, Aufgabe der Gesellschaft, 
Familien in wirtschaftlich bedrängter Lage 
durch Geldbeihilfen und steuerliche Maßnah­
men ein Mindesteinkommen zu verschaffen, 
das sich auch nach der Zahl der in diesen 
Familien lebenden Personen richtet. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Die Familien in unserem Land erbringen 
enorme wirtschaftliche Leistungen in der 
Kindererziehung, bei der Betreuung alter und 
kranker Menschen, die derzeit überhaupt 
keine gebührende Anerkennung finden. Wir 
verdanken es vor allem dem Fleiß und der 
Opferbereitschaft der Eltern, daß die stati­
stisch belegbare Armut bisher noch nicht 
offensichtlicher geworden ist. 

Für uns ist die Familie keine Privatsache. 
Wir unterscheiden uns hier ganz wesentlich 
von Ihrer Einstellung, meine sehr geehrten 
Damen und Herren von der SPÖ! 

Und jetzt komme ich zur Frau Kollegin 
Traxler, die in einer Stellungnahme im 
"Inlandsreport" vom 7. November 1985 nach 
dem Motto "Wer Kinder hat, ist selber 
schuld!" folgendes gesagt hat - ich zitiere -: 

"Nur muß man wissen, wenn man viele 
Kinder haben will, wenn man sich die 
wünscht, und das kann man in der heutigen 
Zeit, es gibt ja eine Empfängnisverhütung, 

840 
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Gott sei Dank, da muß man wissen, daß das 
der Familie mehr Geld kostet. Und dann kann 
man nicht nachher zur Gesellschaft gehen 
und sagen: Bitte, gebt uns doch Geld!" -
Zitatende. 

Ich glaube, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, diese Aussage qualifiziert sich 
von selbst. 

Es gibt in Österreich 2 Millionen Familien, 
die nicht länger abseits des Sozialstaates ste­
hen dürfen. Der Trend, der sich gegen Ehe, 
Familie und Kind richtet, ist nicht zu überse­
hen. Obwohl eine Umfrage unter Jugendli­
chen ein klares Bekenntnis zum Wunsch nach 
Familie und Kindern zeigt, sieht auch hier die 
Realität wesentlich anders aus: Sinkende 
Geburtenraten, der Anteil der unehelichen 
Geburten steigt, die Scheidungszahlen stei­
gen. Wir sehen also hier eine Entwicklung, die 
wir nicht gutheißen können. 

Wir brauchen mehr Kinderfreundlichkeit, 
wir brauchen mehr Bekenntnisse zum Kind. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ein klares Bekenntnis zur Familie wäre heute 
die Zustimmung zu unserem Fristsetzungsan­
trag. Wir brauchen ein weitverbreitetes positi­
ves Familienbewußtsein, und dies wollen wir 
mit diesem Antrag, den wir heute gestellt 
haben, erreichen. Sie sollten diesem Antrag 
zustimmen! (Beifall bei der ÖVP.) 12.42 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. 

Die Debatte über den Fristsetzungsantrag 
ist somit geschlossen. 

Wie ich bereits bekanntgegeben habe, wird 
der vorliegende Antrag gemäß § 43 Abs. 1 der 
Geschäftsordnung nach Beendigung der Ver­
handlung in dieser Sitzung zur Abstimmung 
gebracht werden. 

1. Punkt: Bericht des Unterrichtsausschusses 
üher den Kunsthericht 1984 (111-117 der Bei­
lagen) des Bundesministers für Unterricht, 

Kunst und Sport (926 der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zum 1. Punkt: Kunstbericht 
1984. 

Berichterstatter ist Frau Abgeordnete Adel­
heid Praher. Ich bitte sie, die Debatte zu eröff­
nen. 

Berichterstatterin Adelheid Praher: Herr 
Präsident! Hohes Haus! Der gegenständliche 
vom Bundesminister für Unterricht, Kunst 
und Sport dem Nationalrat vorgelegte Bericht 
enhält wie die bisherigen Kunstberichte 
einen Rechenschaftsbericht über die Förde­
rungstätigkeit des Bundesministeriums im 
Kalenderjahr 1984 in den verschiedenen 
Bereichen der Kunst. 

Der Unterrichtsausschuß hat diesen 
Bericht in seiner Sitzung am 12. März 1986 
der Vorberatung unterzogen und ihn einstim­
mig zur Kenntnis genommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Unterrichtsausschuß somit den An t rag, der 
Nationalrat wolle den Kunstbericht 1984 des 
Bundesministers für Unterricht, Kunst und 
Sport (III-117 der Beilagen) zur Kenntnis neh­
men. 

Herr Präsident! Für den Fall, daß Wortmel­
dungen vorliegen, bitte ich, in die Debatte ein­
zugehen. 

Präsident: Ich danke der Frau Berichter­
statterin für die Ausführungen. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Abgeord­
neter Steinbauer . 

12.45 

Abgeordneter Steinhauer (ÖVP): Herr Prä­
sident! Hohes Haus!-Es ist nun 15 Jahre her, 
daß uns der Kunstbericht vorgelegt wird. Es 
ist das eine Einführung, die man durchaus 
anerkennend dem Jahre 1971 zuschreiben 
soll. Aber nach 15 Jahren, so würde ich mei­
nen, ist es auch Zeit, über eine allfällige 
Reform des Kunstberichtes zu diskutieren, 
um den Bericht, der doch sehr stark ein Kata­
log der Subventionsvergabe ist, zu dem hin­
aufzuheben, was der Anspruch des Namens 
ist: eine Kunstdebatte, einen Kunstbericht 
über die aktuelle Lage der Kunst jeweils zu 
ermöglichen und auch von seiten des verant­
wortlichen Ministers entsprechende Unterla­
gen vorzubereiten. 

Ich würde bei allem Anerkennen der Lei­
stung, vor allem auch der Beamten und der 
Übersichten, die hier gegeben sind, doch das 
wiederholen wollen, was im Ausschuß ja auch 
gesagt wurde - von den zwei großen Fraktio­
nen auf jeden Fall -, daß es nämlich Zeit 
wäre, den Kunstbericht zu einem grundsätzli­
cheren Dokument umzugestalten, gewisser­
maßen eine weitere Etage in der Aufarbei­
tung unserer kunstpolitischen Lage durch die 
Unterlagen der Regierung vorzunehmen. 

-
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Ich glaube, daß die Kunstdebatte auch in 
den letzten Jahren immer wieder gezeigt hat 
- und ich möchte das als Politiker nun ein­
mal selbstkritisch festhalten -, daß, wenn 
wir ehrlich sind, ein Auseinanderleben von 
Politik und Kunst in diesem Lande doch fest­
zuhalten ist. Es gibt hier kein enges Ineinan­
der, wie das etwa in Frankreich immer wieder 
zu notieren ist, sondern es ist ein Auseinan­
derklaffen zwischen jenen Menschen festzu­
stellen, die sich der Politik verschrieben 
haben, und jenen Menschen, die im künstleri­
schen Bereich tätig sind. 

Es gibt sicherlich Hemmnisse zwischen 
Kunst und Politik, aber es gibt ganz sicher 
zuwenig Dialog. 

Herr Minister! Natürlich war Ihre Wortmel­
dung beim Thomas Bernhard-Vorfall, ebenso 
die des Finanzministers Vranitzky, nicht nur 
in der Sache kritisch zu beurteilen, sondern 
ein Wort der Machthaber, das zu gewichtig 
war und gerade in diesem sensiblen Bereich 
wiederum dazu beitrug, Distanz zu schaffen, 
Mißverständnisse entstehen zu lassen, eine 
Ausgrenzung der Kunst von der Politik zu sig­
nalisieren. 

Deswegen erwähne ich das heute wieder t 
weil diese gewichtigen Worte der Machthaber 
in einem Staat, in dem die Kunst in einem 
überhohen Maß abhängig ist von den Subven­
tionen öffentlicher Stellen, doppelt wirken 
und wiegen. 

Ich glaube, daß wir einmal überdenken soll­
ten, wie wir, um diese Hemmnisse abzubauen, 
der Kunst mehr Freiheitsräume und immer 
noch Zugang zu den öffentlichen Mitteln 
ermöglichen können. Ich sehe das weniger 
mit dem formal demnächst hier zu diskutie­
renden Kunstförderungsgesetz, sondern ich 
sehe es als grundsätzliche Problematik. 

Seien wir doch ehrlich: Soundso viele 
Künstler verschiedenster Bereiche müssen 
einen wesentlichen Teil ihrer existentiellen 
Absicherung über die Subventionsvergabe 
sicherstellen. Zu sehr ist in manchen Teilen 
Österreichs mancher Zweig der Kunst abhän­
gig davon, daß eine gewisse Stelle und mögli­
cherweise manchmal der gleiche Mann ent­
scheidet, ja oder nein sagt über den Ankauf 
oder Nichtankauf, über Unterstützung oder 
Nichtunterstützung. 

Wir sollten gemeinsam darüber nachden­
ken, ob mehr Freiheitsräume, ob eine weniger 
den Künstler direkt betreffende Vergabemo­
dalität nicht zu suchen wäre und letztlich -

das, was wir morgen diskutieren werden -, 
ob wir nicht Mittel erschließen können über 
ein Steuerrecht, das kunstfreundlich ist, Mit­
tel erschließen können, wo dann der einzelne 
Bürger entscheidet und nicht eine Stelle, ein 
Amt, eine öffentliche Einrichtung immer wie­
der der Anlaufpunkt ist. 

Sicherlich gibt es eine Grundspannung zwi­
schen Politik und Kunst, die ganz einfach 
schon damit anfängt, daß Politik dem Gegen­
wärtigen und der Mehrheit verpflichtet ist 
und daß Kunst oft der Minderheit, dem Indivi­
duellen, der Sensibilität für das weniger 
Mächtige zuzuordnen ist. Hier ist eine Grund­
spannung, die letztlich auch den Künstler, der 
mehr auf das Zukünftige, auf das noch nicht 
Etablierte ausgerichtet ist, in eine ganz 
andere Welt hineinbringt. 

Aber ich glaube, daß wir ein paar kulturpo­
litische Fragen auch in diesem Lande wirk­
lich zu wenig diskutieren. Unter "wir" meine 
ich die Politiker - und ich mache hier keine 
Unterschiede -, glaube aber, daß natürlich 
der Minister als der Zuständige mehr beitra­
gen könnte, als wir bisher von ihm gehört 
haben. 

Es ist in diesem Land die Gewichtung von 
Tradition und Moderne in einem nicht mehr 
balancierten Verhältnis. Die Tradition in 
einem Land, die so viel kulturelle Vergangen­
heit hat, frißt zuviel von unseren künstleri­
schen Energien, würde ich sagen. 

Wir sollten einmal diskutieren, ob der 
Moderne genügend Spielraum eingeräumt 
wird, ob nicht die Fortschreibung der Tradi­
tionen nicht nur die Mittel, sondern auch 
unsere Geistigkeit zu stark bestimmt. 

Ich glaube auch, daß die Gewichtung nach 
Kunst der großen Apparate - die großen 
Bühnen, die Festspiele - und der Kunst des 
einzelnen in der Einsamkeit seines Werkes, 
seiner Kreativität, nicht .nur in den Mitteln, 
sondern in der tatsächlichen Diskussion aus 
der Balance ist und in Österreich zuwenig zur 
Debatte steht. Ich meine, daß die Wurzeln in 
diesen Punkten liegen. Warum? - Wenn wir 
in die Landschaft der Künstler schauen - zu 
den Autoren, zu den Bildhauern, zu den 
Beschäftigten der Bühnen -, so haben wir, 
wenn wir uns ehrlich eingestehen, wie diese 
Landschaft, wie die Diskussionslage ist, 
Unruhe, Besorgnis und Enttäuschung dort zu 
registrieren. 

Das hat nach meinem Dafürhalten nicht 
nur im Prinzipiellen seine Gründe, sondern es 
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hat auch - da möchte ich ein paar Punkte 
nennen - die Kulturpolitik versagt. Wenn ich 
nachdenke, wann ich das letzte Mal nach 15 
Jahren die Programmatik der Regierung im 
Kulturbereich vorgelegt bekommen habe -
ich zähle die Festspielreden nicht dazu, son­
dern die Programmatik der Regierung -, 
dann muß ich doch sagen: Eher das admini­
strative. Fortschreiben ist hier von der Regie­
rung her zu erkennen und für den Künstler 
wahrscheinlich weniger befriedigend. Eine 
programmatische, kulturpolitische Positionie­
rung ist eigentlich seit langem nicht mehr zu 
sehen, nicht mehr zu lesen, nicht mehr zur 
Diskussion gestellt worden. 

Ich glaube zweitens, daß kulturpolitisch 
durch die unglückselige Trennung in "tote" 
Kunst und "lebende" Kunst in den zwei Res­
sorts und dann noch durch die Auslandskul­
tur in einem anderen Ressort Sperrigkeiten 
entstehen zwischen dem, was lebt, und dem, 
was in einem Museum Aufnahme findet, was 
sich oft täglich und jedenfalls immer wieder 
aktuell als Schwieirigkeit erweist. 

Ich glaube drittens, daß die soziale Lage der 
Künstler - ich habe sie schon oftmals hier 
zur Diskussion gestellt -, die vom Minister 
Moritz in seiner Eigenschaft als Landesrat 
erhoben wurde, in Wahrheit nicht verbessert 
wurde. Wir haben zwar diesbezügliche Erhe­
bungen, aber die offenkundigen Verbesserun­
gen, das offenkundige Reparieren dieser doch 
eindeutig schlechten sozialen Lage der mei­
sten Künstler ist nicht geschehen, ist nicht 
sichtbar. 

Damit zusammenhängend der nächste 
Punkt: Wir müssen uns eingestehen, daß das 
große Kulturland Österreich, das sich immer 
wieder berühmt, eine der wichtigen Bastionen 
europäischer Kultur zu sein, die 1-Prozent­
Grenze des Budgetanteils für Kunst nicht 
erreicht hat. Wir haben nach den Aufstellun­
gen des Finanzministers 0,9 Prozent des 
Gesamtbudgets für Kunst und, wenn Sie noch 
mit Nachsicht aller Taxen Kunst und Kultur 
zusammenziehen, 0,98 Prozent. Wir haben 
proportional zu dem, was wir über Österreich 
als Kulturnation, als Kulturstaat, als Kultur­
bastion in Europa verbal nennen, die Mittel 
dazu nicht, und wir machen zuwenig im priva­
ten Sektor flüssig, um das, was die öffentliche 
Hand nicht geben kann, wenigstens durch 
Steuergesetzgebung, durch Öffnen im Stif­
tungsrecht, durch Öffnen in einer kunst­
freundlichen Steuergesetzgebung zufließen 
zu lassen. 

Und ich sage am Rande: Wir haben - ich 

sage das schon seit langem und wiederhole 
das - natürlich eine Ungewichtigkeit zwi­
schen den Mitteln, die notwendigerweise in 
die reproduzierenden großen Apparate flie­
ßen, und dem, was einem kreativen Bereich 
tatsächlich zur Verfügung steht. 

Und ein weiterer Grund: Wir tun zuwenig, 
um über die Grenzen unseres Landes hinaus, 
um im fremde Sprachräume die Kunst wirk­
lich zu tragen. Es geschieht zuwenig, aus dem 
kleinen Land Österreich in die größeren 
Räume hinauszuhelfen, egal, ob das die Buch­
produktion ist, ob das die Möglichkeit für die 
bildenden Künstler ist und dergleichen mehr. 
Wir machen ganz einfach zuwenig. Es wird 
zwar darüber gesprochen, da und dort stehen 
auch Mittel zur Verfügung, aber wenn Sie 
sich die Dotierungen im einzelnen auch in die­
sem Kunstbericht anschauen, Herr Minister, 
dann müssen Sie eingestehen: Wir machen 
eigentlich zuwenig. 

Und ein letzter Punkt, von dem ich glaube, 
daß er überhaupt noch zuwenig in Debatte ist, 
außer daß es da von Zeit zu Zeit Lebenszei­
chen des Generalintendanten des ORF gibt, 
betrifft die zunehmende Verflechtung von 
Kommunikation und künstlerischer Entwick­
lung, die neuen Technologien, das Beteiligen 
an den neuen Möglichkeiten der Medien, über 
die Landesgrenzen hinweg mitzumachen, vor­
zubereiten, Wege zu öffnen. Was geschieht in 
Wirklichkeit? - Es geschieht fast nichts. Es 
wird darüber seit Jahren geredet, tatsächlich 
wird aber nichts angeboten. 

Ich sage das, weil ich glaube, wir sollten 
gemeinsam auch hier den Blick in die 
Zukunft richten und meinen, daß wir zwar 
viel über Kultur in diesem Lande reden, daß 
es aber, wenn es um Substantielles geht -
und dieser Kunstbericht weist das ja aus -, 
dünner wird als die Worte. "Traum und Wirk­
lichkeit" hieß nicht nur eine Ausstellung, son­
dern leider ist das auch das Kennzeichen der 
kulturpolitischen Lage: Es wird viel geträumt, 
es wird viel geredet, wir haben wunderbare 
Festreden bei diversen Festspieleröffnungen, 
aber substantiell muß mehr geschehen, um 
mit dem mitzuhalten, was expansiv in ande­
ren Ländern, europaweit, zum Teil aber auch 
weltweit geschieht unter diesem Titel. 

Kulturpolitik muß expansiv denken, um zu 
überleben, wie es in vielen Ländern inzwi­
schen eine Selbstverständlichkeit geworden 
ist. Sie können nach Deutschland schauen, 
Sie können nach Frankreich schauen, Sie 
können sogar nach England schauen, wo die 

-
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Mittel gekürzt wurden, wo aber die gekürzten 
Mittel in einer Verlagerung massiv in Rich­
tung Expanision eingesetzt werden. 

Ich will ein paar Beispiele nennen, wobei 
ich an Hand dieses Kunstberichtes belegen 
möchte, daß ich das, was ich kritisch zur 
Debatte stellen möchte, durchaus auch an 
Einzelbeispielen aufweisen kann. 

Schauen Sie sich an, wie die Verlagsförde­
rung - Seite 67 des Berichtes - statt zu 
expandieren um 8 Millionen geschrumpft ist! 

Wir wissen alle, daß die Landschaft der 
österreichischen Verlage in einer teilweisen 
Verödung zu betrachten ist, daß die Land­
schaft der Verlage jedenfalls immer weniger 
Möglichkeiten hat, den deutschen Sprach­
raum wirtschaftlich, technisch wirklich voll 
zu erfassen. 

Schauen Sie sich die Subventionsliste an! 
Ein weiteres Beispiel! Da sind Maler und 
Künstler dabei, die einmal im Jahr 5 000 S, 
10000 bekommen: Ankauf eines Bildes. Hier 
wird Subvention zum Placeboeffekt, hier wird 
Subvention zum Ruhigstellen, hier wird 
sicherlich die Subvention, so wertvoll sie im 
Einzelfall ist, nicht das bieten können, was 
Existenzsicherung ist. 

Oder schauen Sie sich einen Punkt an, der 
gerade in der letzten Zeit besonders berühmt 
wurde: die Filmförderung. Verglichen mit 
dem, was man in München, in Hamburg, in 
Berlin unter dem Titel "Filmförderung" in 
Bewegung setzt an Möglichkeiten und kon­
kret an Mitteln, ist das, was an aufgestockten 
Mitteln bei der Filmförderung in Österreich 
seit den letzten Monaten, seit dem letzten 
Jahr zur Verfügung steht, immer noch nicht 
ausreichend, um wirklich die Belebung des 
österreichischen Filmes, die vom Kreativen 
her seit Jahren sichtbar ist, auf eine breite, 
wirtschaftliche Basis zu setzen. 

Oder schauen Sie sich im Detail an, was 
früher "Kunst am Bau" hieß, und jetzt "Kunst 
und Bau" heißt, was sicherlich eine Lieblings­
idee des Ministers Moritz war. Wenn Sie sich 
dann die Kritik an den Hanak-Abgüssen vor 
dem neuen Regierungsgebäude ansehen, so 
werden Sie merken, daß hier "Kunst und 
Bau" wirklich zwei Welten sind, die auseinan­
derklaffen - und das, obwohl ein hochrangi­
ger Gutachter und Beauftragter eingesetzt 
war. Aber es ist eben nicht die Integration von 
"Kunst und Bau", die, glaube ich, auch Ihnen, 
Herr Minsiter Moritz, immer wieder vorge­
schwebt ist, die bei der Planung anfängt und 

die nicht das angeklebte Ornament am Schluß 
auf das fertigerrichtete Gebäude darstellt. 

Oder sehen Sie sich die "Austrovision" an! 
Eine Idee, die geistert, die zweifellos mit den 
von Jahr zu Jahr sichtbar werdenden Mög­
lichkeiten neuer Medien dringend fällig wäre! 
Wo sind die privaten Möglichkeiten dazu? Wo 
ist die Konstruktion, die es nicht wieder zu 
einer neuen "Holding der Elefanten", nicht 
wieder zu einem Sub apparat der öffentlichen 
Hand macht, sondern tatsächlich medial, 
technologisch Kunst hinausträgt und Urhe­
bermöglichkeiten zum weltweiten Angebot 
macht? (Präsident Dr. Marga Hub i n e k 
übernimmt den Vorsitz.) 

Oder sehen Sie sich die Stellung der Beiräte 
im Kunstbereich an: In manchen Bereichen 
funktioniert es, da sind es tatsächlich die 
Künstler, die entscheiden. In vielen Berei­
chen aber hat der Beirat abzusegnen, was 
eigentlich vorgegeben ist, und hat wenig 
Spielraum. Ich könnte mir da mehr Freiheit 
und damit auch weniger öffentliche Hand vor­
stellen. 

Oder: der Bereich der Auslandskultur , für 
den Sie sicherlich nicht zuständig sind. Macht 
Österreich wirklich genügend Auslandskul­
tur? Wenn nicht Jungbluth mit seiner Japan­
liebhaberei und wenn nicht die Bundesthea­
ter und die Sehnsucht nach den großen 
Orchestern wären, abgesehen davon: Wo ist 
der restliche Einsatz der Künstler? Müßte 
hier nicht Österreich, verglichen mit dem 
Standard, den wir immer beanspruchen, 
mehr anbieten? 

Ein letztes Wort zu den Festspielen, weil 
wir immer glauben, diese stünden außer 
Streit. Bregenz ist in schweren wirtschaftli­
chen Schwierigkeiten, weil die Absicherung 
durch den Bund nicht gegeben ist, und Salz­
burg ist mit einem Teil vor der Verödung. 
Wenn man einen Blick in die Zukunft wirft, so 
fragt man sich: Wird da nicht auch nur fortge­
schrieben? Das sind aber die Flaggschiffe 
unserer Kulturpolitik. 

Ich halte eine umfassende Debatte - nicht 
nur hier im Haus unter Einschluß der Politi­
ker, sondern auch unter Einschluß der Künst­
ler - für notwendig. Ich glaube - da könnte 
der Herr Minister mehr in die öffentliche 
Debatte einbringen -, daß die Einladung zu 
längerfristigen Überlegungen an den Herrn 
Minster, aber auch die Einladung an die 
Künstler, sich wirklich frei mit den Politikern 
und den Machthabern diskutierend zusam­
mensetzen, wichtig wären, wenn wir nicht 
wollen, daß unsere Künstler letztlich zwar in 
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Resolutionen, diffus, wie sie organisiert sind, 
einander widerstreitend immer wieder klagen 
dürfen, immer wieder bedauernd die Lage 
festhalten dürfen, sich aber eigentlich nichts 
tut, nichts weitergeht. 

Wenn wir wollen, daß Österreich sich nicht 
immer im offiziellen Österreich der großen 
Orden einer kulturpolitischen Vergangenheit 
berühmt, sondern daß wir auch Zukunft in 
einer vergleichbaren Dimension, in einem 
vergleichbaren Niveau sichern, dann, glaube 
ich, muß drastisch mehr geschehen, als der 
Kunstbericht 1984 ausweist; drastisch im 
Intellektuellen mehr, drastisch in den Mitteln 
mehr und drastisch in der Diskussion zwi­
schen Politik und Kunst mehr, damit mehr 
Verständnis, mehr Bewegung in die gesamte 
Landschaft hineinkommt. 

Dann wird uns vielleicht das gelingen, was 
von Weizsäcker bei der Friedenspreisverlei­
hung an Octavio Paz sagte, nämlich: Kultur 
ist Politik! Dann haben wir vielleicht gemein­
sam das erreicht, wozu wir eigentlicht da 
sind, nämlich für das Land und für die 
Zukunft unseres Landes etwas zu tun. Ich 
wollte diese Wortmeldung als Einladung für 
eine solche Diskussion und nicht als Parteien­
streit aufgefaßt sehen. (Beifall bei der 
OVP.) 13.04 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zum Wort 
gemeldet ist die Frau Abgeordnete Dr. Hawli­
cek. Ich erteile es ihr. 

13.04 

Abgeordnete Dr. Hilde Hawlicek (SPÖ): 
Frau Präsidentin! Herr Minster! Sehr geehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Ich greife gerne 
die Einladung des Kollegen Steinbauer auf, 
die kulturpolitische Diskussion nicht im Par­
teienlicht hier fortzusetzen. Der Kunstbe­
richt, den wir nun schon, wie Sie, Herr Abge­
ordneter Steinbauer , selbst ausgeführt haben, 
seit 15 Jahren im Hohen Haus die Gelegen­
heit haben zu debattieren, gibt uns nicht nur 
einen Überblick über die Arbeit der Kunstsek­
tion des Bundesministeriums und die Infor­
mation über die Transparenz der Förderungs­
mittel, sondern vor allem Gelegenheit zu 
einer kulturpolitischen Debatte. 

Kollege Steinbauer! Aus der Art und Weise, 
wie Sie Ihre Bemerkungen formuliert haben, 
indem Sie zum Beispiel meinten, es soll sub­
stantiell, es soll drastisch mehr geschehen 
und die soziale Lage der Künstler habe sich 
offenkundig nicht gebessert, aus diesen Beifü­
gungen ersehe ich, daß Sie die Tatsache, daß 
mehr geschieht, daß sich die Lage der Künst-

ler gebessert hat, anerkennen. Daß Sie natür­
lich noch mehr möchten, verstehe ich. Aber 
das wünschen auch wir uns, und das wünscht 
sich vor allem der zuständige Minister, daß 
wir noch mehr Mittel und mehr Möglichkei­
ten auf dem kulturpolitischen Gebiet hätten. 
Das ist gerade uns Sozialisten ein ganz beson­
ders großes Anliegen. 

Kollege Steinbauer! Sie kritisieren, daß die 
Kulturangelegenheiten in verschiedenen 
Ministerien beheimatet sind. Ich glaube, es 
hat sich in den letzten Jahren gezeigt,. daß 
diese verschiedenen Zuständigkeiten auch 
von Vorteil sind. Ich sehe da nicht Spärlich­
keiten, wie Sie es definiert haben, sondern es 
sind sogar riesengroße Erfolge im Wege der 
Zusammenarbeit aller drei Ministerien 
zustandegekommen. 

Ich denka da etwa an die große Vienne-Aus­
stellung: "Wien 1880 bis 1938" in Paris im Cen­
tre Pompidou, die wirklich ein klassisches 
Beispiel für die hervorragende Zusammenar­
beit der drei Ministerien ist. Gerade Sie, Kol­
lege Steinbauer , sind doch ein so großer 
Museums- und Ausstellungsbesucher. Den 
Besuch dieser Ausstellung kann ich Ihnen 
wärmstens empfehlen: wie dort Wien und die 
geistigen Wurzeln unseres kulturellen Schaf­
fens dargestellt sind. 

Die Pariser stehen Schlange vor dieser Aus­
stellung. Ich hatte erst vorige Woche dank 
meiner Mitgliedschaft beim Europarat die 
Gelegenheit, diese Ausstellungen und auch 
das Wiener Cafe zu besuchen. Es sind auch 
die literarischen Veranstaltungen, zum Bei­
spiel Lesungen aus dem Werk "Die letzten 
Tage der Menschheit" total ausverkauft. Es 
sind Werke von österreichischen Künstlern 
aus den Bereichen der Musik, Malerei, Bau­
kunst und der Wiener Werkstätte nicht nur in 
den Ausstellungen zu finden, es sind nicht nur 
Poster und Drucke von Klimt, Kokoschka, 
Schiele zu kaufen, sondern es gibt ganze 
Büchertische mit Büchern von Musil, Karl 
Kraus, Schnitzler, Schallplatten mit Werken 
von Gustav Mahler und Schönberg. Das ganze 
Lebenswerk Siegmund Freuds wird darge­
bracht. Es gibt Bücher über Otto Wagner, 
Josef Hoffmann, Kolo Moser, Adolf Loos, und 
zwar nicht nur in der Ausstellung an zahlrei­
chen Büchertischen, sondern in ganz Paris in 
allen Buchläden sind ganze "Wien-Fenster" 
zu finden. Ich vermute, die Franzosen werden 
schön langsam über diese unsere Zeit mehr 
informiert sein als wir. 

Wie gesagt: Ganz Paris, so haben es auch 
Journalisten beschrieben, ist im "Wien-Fie-
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ber". Das ist eben zurückzuführen auf diese 
Ausstellung, die sicherlich nicht spärlich orga­
nisiert wurde, sondern die durch die wirklich 
hervorragende Zuammenarbeit der drei Mini­
sterien, zustande gekommen ist, denen man 
dazu nur gratulieren kann. Stellvertretend 
Ihnen, Herr Bundesminister, für alle drei. 
(Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Einleitend vielleicht noch einige Bemerkun­
gen zur Kulturpolitik selbst, die, wie auch 
Kollege Steinbauer ausgeführt hat, immer 
mehr an Bedeutung gewinnt. Durch die Ver­
kürzung der Arbeitszeit, durch die Zunahme 
der Freizeit werden Energien freigesetzt, und 
es stellt sich die Frage, wie diese Energien, 
wie diese vermehrte Freizeit genützt werden 
können. 

Ich möchte einen Beitrag zitieren, der 
gerade auch in Bereiche wie Austrovision hin­
einpaßt, weil ich wirklich der Meinung bin, 
daß wir eine Anstrengung unternehmen soll­
ten, um positiv auf das Fernsehen einzuwir­
ken, das leider manchmal zu einem erdrük­
kenden neuen Medium heranwächst. Es hat 
Neil Postman in seinem Buch "Wir amüsieren 
uns zu Tode" Bezug genommen auf Huxleys 
"Schöne neue Welt". Er meint da folgendes: 

"Wenn ein Volk sich von Trivialitäten 
ablenken läßt, wenn das kulturelle Leben neu 
bestimmt wird als eine endlose Reihe von 
Unterhaltungsveranstaltungen, als giganti­
scher Amüsierbetrieb, wenn der öffentliche 
Diskurs zum unterschiedlosen Geplapper 
wird, kurz, wenn aus Bürgern Zuschauer wer­
den und ihre öffentlichen Angelegenheiten 
zur Varietenummer herunterkommen, dann 
ist die Nation in Gefahr - das Absterben der 
Kultur wird zur realen Bedrohung." 

Mir sind diese Zeilen fast wie eine Vision 
erschienen, vor allem angesichts der politi­
schen Kultur, wie wir sie derzeit in unserem 
Lande im Zuge des Bundespräsidentenwahl­
kampfes vorfinden, aber natürlich auch im 
Hinblick auf die grundsätzliche Gefahr für die 
Entwicklung einer Kulturpolitik, die den Bür­
ger nur zum Zuschauen verurteilt. 

Daher sagt Hoffmann in seinem neuen 
Buch, daß die Aufgabe der Kulturpolitiker vor 
allem deshalb immer wichtiger wird, um die­
sen Gefahren zu begegnen und einen kulturel­
len Analphabetismus zu vermeiden. 

Hoffmann zitiert hier - ich möchte Ihnen 
diese Worte eines Klassikers nicht vorenthal­
ten, weil ich sie so passend gefunden habe -
Schiller aus seinen "Schriften zur ästheti-

sehen Erziehung des Menschengeschlechts". 
Schiller schreibt darin, daß es nicht genügt, 
nur den tabellarischen Verstand des Men­
schen zu entwickeln. Es bedarf auch der Bil­
dung seiner kreativen Fähigkeiten, damit er 
sich nicht selbst versäume. - Das hat heute 
vielleicht noch mehr als vor 200 Jahren seine 
Gültigkeit. 

Daher hat es mich besonders gefreut, daß 
der Herr Bundesminister in der Budgetde­
batte zum Kapitel Unterricht und Kunst einen 
großen Teil seiner Ausführungen der Kultur­
politik gewidmet hat. Er meinte, daß wir die­
ser Einbahn des intellektuellen Fortschritts 
und der technisch-ökonomischen Rekorde 
gegenüberstellen sollten mehr Phantasie, 
Kreativität, die Neubewertung des Kulturel­
len in unserem persönlichen Bereich, in der 
Gesellschaft und im Staat. 

Dem setze ich die Ausführungen des Kolle­
gen Steinbauer , der leider nicht mehr hier ist, 
entgegen, der meinte, daß sich der Minister 
noch mehr engagieren sollte. Ich sehe diese 
Ausführungen des Ministers als Engagement, 
als richtigtes Engagement. Ich darf wörtlich 
zitieren: Minister Moritz meinte, daß er als 
Auftrag des demokratischen Staates sieht, 
der Kultur und der Kunst eine freie Entwick­
lung zu ermöglichen und zur Sicherung ihrer 
materiellen Grundlagen beizutragen. Zu die­
sem Bekenntnis stehen wir in unserer Kunst­
politik, sehr geehrte Damen und Herren. 

Diese Bestrebungen realisieren sich in fol­
genden Vorhaben des Ressorts: Es befindet 
sich ein Kunstförderungsgesetz im Begutach­
tungsverfahren, mit dem das erstemal die 
Verpflichtung des Bundes zur Förderung des 
künstlerischen Schaffens in Österreich 
gesetzlich verankert werden soll. Denn das ist 
leider nicht so selbstverständlich wie etwa die 
Familienförderung, die Sie noch vor 20 Minu­
ten sogar verfassungsrechtlich verankert wis­
sen wollten. 

Wir haben seinerzeit, als wir vor drei Jah­
ren die Freiheit der Kunst in der Verfassung 
verankert haben, auch eine Förderungsbe­
stimmung diskutiert, die die Vielfalt der 
Kunst berücksichtigt. Es ist uns damals 
wegen des Widerstands der ÖVP leider nicht 
gelungen, diese Bestimmung in Verfassungs­
rang zu heben, jetzt soll es im Kunstförde­
rungsgesetz verankert werden. Ich bin der 
Meinung, daß auf die Freiheit der Kunst nicht 
genug geschaut werden kann. Sie ist unab­
dingbar für die Entfaltung der Kunst, und für 
sie sollte sich jeder Demokrat, jeder Politiker 
einsetzen. 
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Leider ist das nicht immer so selbstver­
ständlich. Im Oskar-Kokoschka-J ahr, in dem 
wir den großen Künstler anläßlich seines hun­
dertsten Geburtstages gebührend feiern, darf 
ich vielleicht in Erinnerung rufen, was der 
Thronfolger Franz Ferdinand von Kokoschka 
sagte, nämlich: Diesem Manne müßte man 
alle Knochen im Leibe brechen. (Bundesmini­
ster Dr. Mo r i t z: "Diesem Kerl", sagte er!) 
Der Minister korrigiert mich; er soll sogar 
"diesem Kerl" gesagt haben. Das habe ich 
einem Thronfolger gar nicht zugetraut: "Die­
sem Kerl solle man alle Knochen im Leibe 
brechen." Diese Aussage - ich habe das Zitat 
nicht im Original gelesen - habe ich vom 
Aktionskünstler Hermann Nitsch anläßlich 
der Überreichung des Würdigungspreises für 
bildende Kunst 1984, die Bundesminister 
Moritz vorgenommen hat, gehört. 

Über diesen Ausspruch Franz Ferdinands 
schütteln wir heute den Kopf und finden ihn 
unverständlich. Aber über die Zuerkennung 
des Förderungspreises an Nitsch schütteln 
leider heute einige den Kopf. Und genau das 
ist es, wovon auch Kollege Steinbauer gespro­
chen hat: daß das Verständnis, das man zeit­
genössischen Künstlern entgegenbringt, oft 
sehr gering ist. Es müßte wirklich in allen 
Reihen, nicht nur der Politik, sondern auch 
der Bevölkerung, zu finden sein. 

Daher finde ich es beschämend, daß unser 
Mediengesetz noch immer Möglichkeiten zur 
Beschlagnahmung und zur Zensur gibt. Ich 
weise auf die Initiative der Interessengemein­
schaft der Autoren hin, die das besonders auf­
gezeigt haben; Beschlagnahme des Films 
"Das Gespenst" , Beschlagnahme von 
Büchern von Bernhard. 

Ich glaube, es wäre eine Aufgabe für uns 
Parlamentarier - es gibt auch eine entspre­
chende Anfrage des Kollegen Rieder von ver­
gangener Woche -, nicht zuzulassen, daß 
Richter als eine Art oberster Kunstrichter 
Kunst definieren und damit zensurieren, und 
für entsprechende Gesetzesänderungen zu 
sorgen. Denn ein wichtiges Kriterium für die 
Freiheit der Kunst ist die Möglichkeit, die 
Kunst zu präsentieren, sie darzustellen. Und 
ein demokratischer Rechtsstaat hat den 
moralischem Auftrag, nicht nur die Kunst zu 
fördern, sondern sie der Öffentlichkeit und 
den Menschen auch zugänglich zu machen. 
(Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Als einen sehr wichtigen Weg für diese 
Zugänglichmachung betrachte ich die Initia­
tive von Bundesminister Moritz, die Stein­
bauer ein wenig abfällig, schien es mir, als 

Lieblingsidee des Ministers bezeichnet hat, 
nämlich die Kunst am Bau. Ich sehe es wirk­
lich als einzigartige Möglichkeit, daß für die 
Künstler, die ja schon frühzeitig zur Gestal­
tung von öffentlichen Bauvorhaben beigezo­
gen werden, ab 1986 bei allen neuen Bauvor­
haben 1 Prozent der Bausumme zur Verfü­
gung stehen wird. Das sind wieder 40 Millio­
nen mehr, die müßte man eigentlich dem 
Kunstbudget zurechnen, wenn man so hohe 
Prozentaufrechnungen macht, in denen sich 
Kollege Steinbauer versucht hat. Mit Mini­
sterratsbeschluß vom 3. Dezember 1985 wurde 
das praktisch als Moritz-Übleis-Pakt beschlos­
sen. 

Ich möchte dem Bautenminister danken, 
daß er sich hiezu bereit erklärt hat. Danken 
möchte ich auch für die Initiative von Bundes­
minister Fischer, denn wir haben erreicht, 
daß bis 1990 eine Milliarde für die Sanierung 
von Kulturbauten zur Verfügung stehen wird. 
Aber vor allem möchte ich dem Initiator und 
dem zuständigen Bundesminister Moritz gra­
tulieren, daß er imstande war, dieses Anlie­
gen so rasch zu realisieren, und daß er damit 
einen gewaltigen Impuls für die Kunst in 
Österreich bewirken konnte. (Beifall bei SPÖ 
und FPÖ.) 

Weil ich gerade beim Danken bin, möchte 
ich nicht nur unseren Ministern, sondern 
auch den Kulturverantwortlichen der Bundes­
länder danken. Ich habe gerade erst eine 
Umfrage des IBF, des Informationsdienstes 
für Bildungspolitik und Forschung, gelesen, 
aus der hervorgeht, daß 19862,7 Milliarden 
von den Bundesländern für die Kultur zur 
Verfügung gestellt werden. Das ist immerhin 
rund 1,6 Prozent des Gesamtbudgets. ' Das 
Bundesland Wien liegt dabei an erster Stelle, 
in Wien wird vor allem die Theaterarbeit 
gefördert. 308 Millionen werden dafür zur 
Verfügung stehen, und neben den renommier­
ten Bühnen werden auch 40 freie Gruppen 
verstärkt unterstützt werden. 

Ich möchte noch die Steiermark hervorhe­
ben, wo vor allem Großausstellungsprojekte 
gefördert werden. Eines liegt mir besonders 
ani Herzen, das wäre nämlich ein einzigarti­
ges europäisches Kulturdenkmal: die Eisen­
straße, die auf einer Strecke von 60 km, von 
Leoben bis zur steirisch-österreichischen 
Grenze, mit Industriedenkmälern die Arbeits­
welt dokumentiert. 

Ich möchte ebenfalls erwähnen - dabei 
sieht man wieder die Zusammenarbeit der 
Ministerien -, daß das Wissenschaftsministe­
rium und das Außenministerium bemüht 
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sind, eine Ausstellung als Europaratsausstel­
lung durchzuführen. 

Immerhin ist es bemerkenswert, daß nicht 
nur im Bund eine Steigerung des Kulturbud­
gets für 1986 zu verzeichnen ist, sondern daß 
auch in den Bundesländern das Geld für die 
Kultur nicht ausgeht. Das heißt, daß uns 
österreichweit die Bedeutung und die Not­
wendigkeit der Ausgaben für die Kultur 
bewußt sind. Das empfinde ich als Kulturpoli­
tikerin als sehr positiv. 

Ich will noch ein Zitat, eine Aussage, die 
mir als sehr gelungen erscheint, bringen. Es 
hat der alte französische Avantgardist Coc­
teau über die Unentbehrlichkeit und gleich­
zeitig Fragwürdigkeit der Kunst gemeint: 
"Die Poesie ist unentbehrlich - wenn ich nur 
wüßte, wozu." 

Erlauben Sie mir auch, daß ich den Marxi­
sten Ernst Fischer zitiere, der nicht nur ein 
Marxist, sondern, wie ich glaube, einer der 
gescheitesten Köpfe war, der in seinem Buch 
über die Notwendigkeit der Kunst folgendes 
schreibt: "Das Kunstwerk als Ersatz-Leben, 
die Kunst als Mittel, den Menschen ins 
Gleichgewicht mit seiner Umwelt zu bringen 
- auch darin steckt eine Teilerkenntnis vom 
Wesen der Kunst und ihrer Unentbehrlich­
keit. Auch darin aber, da ein vollkommenes 
und permanentes Gleichgewicht des Men­
schen mit seiner Umwelt selbst von der 
höchstentwickelten Gesellschaft nicht zu 
erwarten ist, sehen wir die Gewähr, daß 
Kunst nicht nur in der Vergangenheit unent­
behrlich war, sondern daß sie den Menschen 
unentbehrlich bleiben wird." 

Dieser Notwendigkeit und Unentbehrlich­
keit der Kunst begegnen wir auf Schritt und 
Tritt. Daß Kunstwerke als Ersatzleben für 
viele angesehen werden, sehen wir zum Teil 
in den nicht immer hochststehenden Ergüs­
sen der Medien. 

Daher ist es umso notwendiger, auch von 
der kulturellen Seite her einzugreifen. Darum 
scheint mir die Filmförderung, die wir durch 
die Schaffung des Filmförderungsfonds in 
den letzten fünf Jahren in Österreich syste­
matisch betreiben, ungeheuer wichtig. Ich 
habe dazu schon öfter Stellung genommen. Es 
wird heute noch einmal geschehen. 

Vor allem die Jugendlichen sehen den Film 
immer mehr als kulturellen Beziehungspunkt 
an. Eine Untersuchung über Jugendkultur als 
Alternative in Wien zeigt, daß zum Beispiel 
am Wochenende jeder zweite Jugendliche das 

Kino besucht, unter der Woche jeder dritte 
Jugendliche und daß daher gerade die Förde­
rung österreichischer Filme ganz besonders 
wichtig ist. Filme übrigens, die von den 
Jugendlichen ganz besonders gut aufgenom­
men werden. An dem neuen Film von Niki 
List, der mehr oder weniger ein Klamauk ist 
- aber Niki List hat auch einen Film wie 
"Mama lustig" über ein behindertes Kind 
gedreht -, sieht man, wie sehr auch der hei­
mische "Schmäh" oder wie man das nennen 
will bei unseren Jugendlichen ankommt und 
wie sie diese Filme den amerikanischen oder 
anderen Schinken vorziehen. 

Ein Wort noch dazu, daß es vielleicht 
Absicht oder Zufall oder beides war, nämlich 
"zufällige Absicht", daß in den fünf Jahren 
des Bestehens die österreichischen Filmema­
cherinnen - so erfolgreiche N amen wie 
Käthe Kratz, Valie Export, Susanne Zanke, 
Heide Pils, Kitty Kino - in den Filmförde­
rungsgremien nicht vertreten waren. 

Es freut mich, daß der Bundesminister 
wahrscheinlich die Möglichkeit eröffnen wird 
- wir haben auch im Ausschuß darüber dis­
kutiert -, daß es durch das freiwillige Aus­
scheiden eines Mitgliedes vor der Zeit, vor 
den zwei Jahren möglich sein wird, Frauen in 
die Gremien aufzunehmen, um den verdien­
ten Erfolg der Filmfrauen zu würdigen. 

Ich möchte Heide Pils zitieren, die so tref­
fend signalisiert, worum es den Frauen 
gegangen ist. Sie sagte: "Es geht uns nicht um 
einen Machtkampf, es geht einfach um beide 
Seiten des Himmels. Frauen haben einen 
anderen Zugang, eine andere Sicht der Dinge, 
die auch in einer Jury zum Ausdruck kommen 
müßte." 

Vielleicht ist dieses Vorpreschen der Film­
frauen ein Beispiel für engagierte Künstlerin­
nen und natürlich auch für die Verantwortli­
chen in anderen Bereichen, in anderen Jurys, 
diesen Himmel partnerschaftlich zu teilen. 
Die Unterstützung von uns Frauen in der Poli­
tik ist ihnen sicher. 

Schließlich, liebe Kolleginnen und Kolle­
gen, ein Wort zu den Bundestheatern, zur 
österreichischen Kulturtradition. 

Kollege Steinbauer hat erwähnt - es miß­
fällt mir aber, wenn ein Kulturpolitiker ein 
wenig abfällig davon spricht -, daß unsere 
Kulturtradition im Ausland gut ankommt, daß 
sie geschätzt wird. Das sollte für uns ja Anlaß 
zur Freude sein. 

841 
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Daß die Bundestheater Kosten verursa­
chen, ist uns klar. Ich darf aber unterstrei­
chen, daß immer weiter versucht wird, doch 
zu sparen. Dem letzten Bundestheaterbericht 
1984/85 ist zu entnehmen, daß es einen 
Betriebsabgang von 1,4 Milliarden Schilling 
gegeben hat und damit der Betriebsabgang an 
den Gesamtausgaben des Bundes wieder ein 
Stück gesenkt werden konnte. Immerhin sind 
die Bundestheater ein Wirtschaftsunterneh­
men, das 3 000 Personen beschäftigt und 
außerdem 1 712 Pensionen und Versorgungs­
genüsse bezahlt. 

Vor allem möchte ich dem Bundesminister 
meine Anerkennung aussprechen, der in dem 
schon lange währenden und lange schwelen­
den Konflikt um die Dienstverträge und um 
die Zehn-Jahres-Pensionsklausel die Lösung 
einer Achtzehn-Jahres-Klausel mit Zustim­
mung aller Beteiligten - der Künstler, der 
Gewerkschaft und sicherlich auch des neuen 
Burgtheaterdirektors - gefunden hat. 

Es ist erfreulich, daß die Gesamteinnahmen 
der Bundestheater 1984/85 426 Millionen 
Schilling betrugen, das entspricht immerhin 
einer Steigerung um 19 Prozent gegenüber 
der letzten Saison. 

Ich unterstreiche daher voll die Ausführun­
gen des Bundesministers Moritz in seiner 
Budgetrede im Dezember, wo er uns alle, vor 
allem aber die Journalisten, aufgefordert hat, 
nicht nur vom Defizit der Theater zu spre­
chen. Minister Moritz meinte, er vertrete die 
Auffassung, daß Theater so wie Spitäler, 
Schulen und Straßen der Allgemeinheit die­
nende Einrichtungen der Infrastruktur einer 
hochentwickelten Gemeinschaft sind, die 
durch das Defizitgeschrei ebenso böswilliger 
wie unkundiger Kritiker diffamiert werden. 

Ähnlich hat es sicherlich auch Vizebürger­
meister Mayr empfunden, der Ende 1985 eine 
Pressekonferenz allein zu dem Thema abge­
halten hat: Warum ist das Musical "Cats" im 
Theater an der Wien kein Geschäft? Dazu hat 
es auch Meldungen gegeben, daß die Kultur­
verantwortlichen oder überhaupt die 
Gemeinde Wien zu dumm dazu seien, sogar 
aus einem solch erfolgreichen Musical ein 
Geschäft zu machen. Es wurden gen aue Zah­
len vorgelegt. Die einfache Antwort ist fol­
gende: Weil im Theater an der Wien nicht nur 
"Cats" gespielt wird. Es gibt im Jahr zirka 300 
Aufführungen, die restlichen 80 bis 90 Auffüh­
rungen werden für das "Theater der Jugend", 
für Festwochenveranstaltungen und für Tanz 
verwendet. 

Es könnten, wenn sich das Theater an der 
Wien nur auf "Cats" beschränken und auf 
Jugendtheater und Festwochenveranstaltun­
gen verzichten würde, zirka 2 Millionen Schil­
ling - bitte, nur 2 Millionen! - Gewinn 
gemacht werden, aber die Hälfte des Mitar­
beiterstabes, nämlich 180 Personen, müßte 
entlassen werden. Man muß ja auch immer 
den beschäftigungspolitischen Aspekt der 
Kultur sehen. 

Außerdem hat Stadtrat Mayr auch Ver­
gleichszahlen aus der Bundesrepublik 
Deutschland und der Schweiz gebracht, wo 
trotz hoher Auslastung von 70,80,90 Prozent 
der großen Theater nicht mehr als 15, 20 Pro­
zent, wenn es ein Musiktheater ist, höchstens 
30 Prozent an Kostendeckung möglich ist. 

Daher möchte ich diese Kulturdebatte wie­
der als Gelegenheit benützen, den Appell an 
Sie zu richten, daß öffentliche Subventionen 
für Theater notwendige Investitionen für 
unsere kulturelle Infrastruktur sind. Wir müs­
sen nur den Mut haben, auch als Politiker, 
uns dazu zu bekennen. 

Die Gesellschaft - damit komme ich zum 
Schluß, Hohes Haus - braucht die Kunst und 
die Künstler. Sie dürfen und sollen nicht als 
Almosen- oder Steuergeldempfänger behan­
delt werden. 

Ich richte auch an die Journalisten - die 
aber ohnedies nicht anwesend sind - die 
Bitte, es so darzustellen, daß dadurch in der 
Bevölkerung das Verständnis für Kunst und 
das Verhältnis zur Kunst und zu den Künst­
lern besser wird. 

Das ist leicht bei vergangener Kultur, bei 
verstorbenen, bereits anerkannten Künstlern, 
die es aber in ihrer Zeit genauso schwer, ja 
vielleicht noch schwerer gehabt haben als 
heute, Verständnis zu finden, als dies heute 
der Fall ist. Ich denke an die schon genannten 
Künstler der Jahrhundertwende in Wien, die 
jetzt mit solch großem Erfolg nicht nur in 
Wien - Ausstellung "Traum und Wirklich­
keit" -, sondern gerade in Paris gefeiert wer­
den. 

Diese Wien-Ausstellung war für mich ein 
großes persönliches Erlebnis. Die Wurzeln 
unserer geistigen Kultur im Ausland von 
anderen so bewundert und anerkannt zu 
sehen, war für mich ein ganz starkes Gefühl 
der Freude, des Stolzes und der Ehrfurcht 
gegenüber unseren geistigen Wurzeln, unse­
ren Künstlern, unserer Kultur. 

Gleichzeitig aber fühlte ich auch die Ver-

-
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pflichtung von uns Politikern, daß wir unsere 
kulturelle Tradition pflegen sollen. Aus dieser 
Verpflichtung ergibt sich nahtlos und logisch 
die zweite: daß wir die Förderung und Entfal­
tung unserer zeitgenössischen Kultur ermög­
lichen müssen. - Danke schön. (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ.) 13.31 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zu Wort 
gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete 
Peter. Ich erteile es ihm. 

13.31 

Abgeordneter Peter (FPÖ): Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Ich wiederhole 
einleitend eine schon bei den Ausschußbera­
tungen getroffene Feststellung: Der Kunstbe­
richt und der Außenpolitische Bericht sind 
jene beiden Berichte, die sich von den übli­
chen Routineberichten des Hohen Hauses 
abheben und wohltuend unterscheiden, nicht 
zuletzt auch dadurch, daß der jeweilige Res­
sortchef die Anregungen aller Fraktionen auf­
gegriffen und verarbeitet hat. Aus diesem 
Grund ist es uns ein besonderes Anliegen, den 
in Verhandlung stehenden Kunstbericht zur 
Kenntnis zu nehmen. 

Meine Damen und Herren! Was 1971 begon­
nen wurde, ist inzwischen zum 14. Kunstbe­
richt gediehen. Dieser Kunstbericht offenbart 
ein breitgefächertes Angebot der Kunstförde­
rung. 

Ein Grundgedanke zieht sich durch alle 
Kunstberichte: Die Kunstadministration hüte 
sich davor, Kunstrichter zu spielen. Kunstför­
derung soll stets bestrebt sein, dem Neuen 
eine Chance zu geben. Das bedeutet, daß das 
Risiko in der Kunstförderung kalkulierter 
Bestandteil ist und bleibt. Es gibt keine 
Garantie, daß sich ein junger Künstler mit 
vielversprechenden Ansätzen stets und 
immer auch vielversprechend weiterentwik­
kelt. Der Mut zu vereinzelten Fehlinvestitio­
nen oder die Gefahr vereinzelter Fehlinvesti­
tionen in der Kunstförderung wird daher 
ständiger Begleiter derselben sein, gilt es 
doch, das noch nicht Fertige, das noch nicht 
Vollendete ebenso zu fördern wie das in der 
Kunst schon Ausgereifte. 

All dies enthebt die Kunstförderung nicht 
der Aufgabe, nach Qualitätskriterien vorzuge­
hen. Die Kunstförderung muß sich daher 
auch hüten, zuviel Mittelmäßiges zu fördern. 

Wenn Bundesminister Dr. Moritz im Vor­
wort dieses Kunstberichtes von der Notwen­
digkeit spricht, mehr als bisher die Effizienz 
und Wirksamkeit aller Förderungsmaßnah-

men im Einzelfall zu überprüfen, so ist ihm 
vollinhaltlich beizupflichten. Grund dafür 
sollte nicht sosehr die Knappheit der Mittel 
sein, sondern der Auftrag, mit den überant­
worteten Steuergeldern gerade Qualität zu 
fördern. 

Das Leistungsprinzip hat seinen Stellen­
wert auch im Kulturbetrieb, was die Kunstför­
derung nicht ignorieren sollte, selbst wenn 
dieses in den letzten Jahren durch eine große 
Anzahl von Juroren auf eine breite demokra­
tische Basis gestellt wurde. 

Sicher können persönliche Wertvorstellun­
gen innerhalb einer Jury nicht ausgeschlos­
sen werden, auch wenn eine Vielzahl von 
Künstlern und Kunstkritikern bei der Aus­
wahl der Werke mitwirkt. Meine Damen und 
Herren! Dennoch läßt sich nicht von der Hand 
weisen, daß es trotz aller Bemühungen auch 
heute noch eine Gruppe von Künstlern gibt, 
die zu den Unterprivilegierten gehört. Es muß 
aber auch gesagt werden, daß diese Gruppe 
kleiner geworden ist, weil durch eine Vielzahl 
von Initiativen mehr in den Förderungsbe­
reich einbezogen werden. 

Sicher hat unser demokratisches System 
der Kunstförderung noch Lücken. Diese wird 
es immer geben. Wir können uns nur bemü­
hen, dieselben möglichst klein zu halten und 
sie, soweit es geht, zu schließen. 

Wer aber meint, in der Kunst mit völlig 
objektiven Kriterien hantieren zu können, 
fehlerlos alle Förderungswürdigen erfassen 
zu können, der irrt gewaltig. Kunst und 
Kunstverständnis inkludiert viel zuviel Per­
sönliches, und würde dies nicht sein, würde 
man sie zu objektivieren versuchen, dann 
würde die Kunst verarmen. 

Im Rückblick betrachtet wurde Kunst in 
Österreich schon immer gefördert. Sie war 
und ist eines der Aushängeschilder dieser 
unserer Republik. Noch nie aber wurde so viel 
und so Vielfältiges gefördert wie heute. 

Sicher, man könnte überall noch mehr Geld 
brauchen, noch mehr fördern. Dennoch gehen 
manche Tendenzen, die heute anklingen, zu 
weit. Sie gehen meines Erachtens deshalb zu 
weit - das muß unterstrichen werden -, weil 
sie dem sozialen Aspekt den Vorrang vor dem 
künstlerischen Aspekt und damit vor der Qua­
lität einräumen. 

Es ist nicht die Aufgabe der Kunstförde­
rung, eine Existenzförderung aller Künstler 
um jeden Preis zu betreiben. Im Kunst- und 
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Kulturbereich herrschen und obwalten eben 
andere Regeln als im normalen Arbeitsver­
hältnis. Wer dies nicht bedenkt, der wird 
ebenso Schiffbruch erleiden, wie die "Komö­
dianten" im Künstlerhaus Schiffbruch erlit­
ten haben - zu meinem tiefsten Bedauern. 

Aber auch die Verknüpfung des Kunstberei­
ches mit dem ökonomischen Bereich ist anzu­
sprechen. In einer vorbehaltlosen Diskussion 
über Kunst darf dieser Aspekt nicht fehlen. 
Zur Beweisführung für die Richtigkeit dieses 
Gedankens kann die Argumentation des Uni­
versitätsprofessors Dr. Andreae von der öko­
nomischen Seite genauso herangezogen wer­
den wie jene des Rektors der Hochschule für 
angewandte Kunst, Professor Oswald Ober­
huber. Letzter meinte im "Präsent 1982", daß 
auch die Vermittler der Kunst mehr als bisher 
gefördert werden sollten. 

Ich stehe diesem Gedanken nicht ableh­
nend gegenüber. Diesbezügliche Anfänge sind 
ja bereits gemacht, wie zum Beispiel die Ver­
lagsförderung, insbesondere die Kleinverlags­
förderung, oder die Förderung von Veranstal­
tungen oder Ensembles, die Werke österrei­
chischer Künstler erarbeiten und aufführen. 
Dieser Weg sollte gezielt weiterverfolgt wer­
den, und zwar unter verstärkter Einbezie­
hung von Galerien und Museen, denn damit 
fördert man nicht nur den Künstler selbst, 
sondern man gibt ihm auch die Chance, sich 
dem Publikum zu präsentieren. 

Daß sich diese Bemühungen langfristig loh­
nen, stellt auch die Tatsache unter Beweis, 
daß in den letzten Jahren die Zahl der Auffüh­
rungen von Bühnenwerken österreichischer 
Dramatiker gestiegen ist. 

Unter "Vermittlung von Kunst" verstehe 
ich aber auch die Kunstkritik, um die es heute 
leider in Österreich nicht sehr gut bestellt ist 
- bis auf wenige Ausnahmen, die ja die 
Regel bestätigen. Die problem- und sachorien­
tierte Berichterstattung tritt nur allzu oft hin­
ter eine oberflächliche sensationshaschende 
Be- und Zerredung künstlerischer Angebote 
zurück. 

In diesem Zusammenhang wäre auch dar­
auf hinzuweisen, daß es im Interesse der Ver­
lebendigung des Kunstmarktes nicht zuletzt 
in der Bundeshauptstadt noch viel zu tun 
gäbe. 

Ich möchte als Vergleichsbeispiele gar nicht 
Kulturmetropolen der Bundesrepublik 
Deutschland wie Köln und Hamburg heran­
ziehen, um die Maßstäbe nicht zu hoch anzu-

setzen, sondern empfehle nur eine Vergleichs­
orientierung mit Basel in der Schweiz. 

Daß es unter anderem auch Aufgabe der 
Kulturpolitik ist, Verständigungs- und Orien­
tierungshilfen zu bieten, dafür ist der in 
Behandlung stehende Kunstbericht ebenfalls 
ein Beweis. Das kann vom Abgeordneten 
Steinbauer ganz und gar nicht wegdiskutiert 
werden. 

Kulturpolitik soll auch Schwellenängste, 
die der Teilnahme am Kunst- und Kulturge­
schehen hinderlich sind, bewußt machen und 
sie überwinden helfen. Gerade auch diese 
Notwendigkeit übersieht die Kulturpolitik 
dieser Bundesregierung nicht. 

Es geht dabei nicht nur allein darum, Kul­
turinstitutionen zu öffnen, wie zum Beispiel 
über günstige Eintrittspreise, Gastspiele, 
Fernsehübertragungen und ähnliches mehr. 
Es geht der Bundesregierung und ihrer 
Kunstförderung darum, die Menschen zu 
bewegen und zu motivieren, selbst am Kultur­
geschehen teilzunehmen, sowie das Interesse 
an der Kunst und Kultur zu wecken. 

Das ist aber größtenteils über die Bildung 
zu erreichen, wobei ich darunter nicht nur die 
verstärkte Integration der musischen Bildung 
an unseren Schulen verstehe, sondern darin 
auch eine der wesentlichen Aufgaben der 
Erwachsenenbildung sehe, die innerhalb 
unseres Bildungssystems eine immer bedeu­
tendere Stellung einnimmt. 

Meine Damen und Herren! In fast einein­
halb Jahrzehnten hat sich der Kunstbericht 
- wir Freiheitlichen standen ihm ja seiner­
zeit auch als Oppositionspartei positiv gegen­
über - zu einer brauchbaren und tauglichen 
Information für jeden am Kunstgeschehen 
Interessierten entwickelt. Viele Anregungen, 
die in den 14 Jahren in der Diskussion vor­
und eingebracht worden sind, sind aufgegrif­
fen worden, sodaß sich der Bericht 1984 als 
weitaus transparenter und übersichtlicher 
präsentiert als der erste im Jahre 1972. Dies 
soll aber nicht heißen, daß so manches nicht 
noch aufgenommen werden könnte, vieles 
nicht noch einer Ergänzung im Interesse 
einer lebhaften Diskussion über Kunst und 
Kultur bedürfte. 

Freilich kann der Kunstbericht hauptsäch­
lich nur die finanzielle Seite der Kulturförde­
rung behandeln. Ich meine aber, daß der 
ideelle Aspekt in der Diskussion nicht zu kurz 
kommen sollte, weil er genauso wichtig, wenn 
nicht, langfristig gesehen, noch wichtiger ist. 

-
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Daher halte ich im Sinne des eben Gesag­
ten eine Anregung für zweckmäßig: Der 
Kunstbericht wäre aus meiner Sicht noch ein­
mal so wertvoll, wäre er nicht nur als reiner 
Subventionsbericht gestaltet, sondern würde 
er auch Fragen der nichtfinanziellen Kultur­
förderung behandeln und so präzise wie mög­
lich auf Probleme und wirklichkeitsnahe Fra­
gen der österreichischen Kunst- und Kultur­
szene im Zusammenhang mit der staatlichen 
Förderung eingehen. Ich weiß, daß das eine 
zusätzliche Arbeit ist, man sollte aber ihre 
Notwendigkeit dennoch überdenken. 

Dies halte ich deswegen für erforderlich, 
weil wir in einer Zeit des künstlerischen 
Umbruches leben. Vieles hat sich in den letz­
ten zehn bis fünfzehn Jahren verändert und 
geändert, viele neue Strömungen und Kunst­
richtungen haben sich entwickelt. Das Ange­
bot ist reichhaltiger geworden, das Interesse 
an künstlerischen Aktivitäten ist größer 
geworden. Darüber gibt heute fast jede 
Bezirksstadt Österreichs Aufschluß. 

Mit all dem Neuen, das vordringt, das expe­
rimentieren und Anregungen geben will, das 
um Anerkennung ringt, haben sich natürlich 
auch neue Voraussetzungen und Bedingun­
gen für die Kunstförderung ergeben, die eben­
falls wert sind, einer breiten Diskussion 
unterzogen zu werden. Auch dafür sollte im 
Kunstbericht künftig Platz sein. 

Der aufmerksame Beobachter spürt, daß 
die Kunst- und Kulturszene Österreichs in 
Bewegung ist. Dies ist nicht nur auf die Bun­
deshauptstadt beschränkt, obwohl gerade 
hier die Initiativen sehr reichhaltig sind, was 
die Aktivität Wiens als Fremdenverkehrsme­
tropole nicht unwesentlich erhöht hat. Hier 
wie auch im übrigen Österreich wird es daher 
notwendig sein, kulturpolitische Überlegun­
gen mehr als bisher in die Regionalplanung 
und in die Städteplanung mit einzubeziehen. 
Darin, meine ich, liegt eine bedeutende 
Chance für die Zukunft, eine Chance in einer 
Zeit wachsenden kulturellen Interesses, in 
einer Zeit kultureller Veränderungen. Diese 
Chance dürfen wir nicht versäumen. 

Daß aber die Kulturszene heute lebendiger 
geworden ist, dazu haben sicher die Förde­
rungstätigkeiten, die immer neugestalteten 
Initiativen der Bundesregierung beigetragen. 
Ich denke dabei weniger an die Preise, son­
dern vor allem an Dinge wie Kleinbühnenför­
derung, Kleinverlagsförderung oder auch an 
die Anmietung von Ateliers für junge bil­
dende Künstler als Starthilfe. Ich denke aber 
auch an die zwar noch sporadischen Förde-

rungen von freien Gruppen, an die Förderung 
von Foto und Video sowie an die Bemühungen 
um den österreichischen Film. Letzterer 
gehört meiner Ansicht nach zu einer der wich­
tigsten kulturellen und kulturpolitischen Auf­
gaben der Zukunft. 

Die Pflege der österreichischen Literatur 
und die Bewahrung ihrer Eigenständigkeit 
war und ist ein ständiges Anliegen der staatli­
chen Kulturförderung. 

Eines meiner Anliegen war es immer, die 
Toleranz im. Kulturbereich zu fördern. Ich 
habe mich daher immer wieder gegen Ten­
denzen ausgesprochen, die darauf abzielten, 
Hochkultur, Volkskultur und alternative 
Kunst gegeneinander auszuspielen. Es muß 
alles Platz haben. Pluralismus ist auch und 
gerade, in der Kunst unerläßlich. In diesem 
Sinne sind traditionelle Kulturbereiche wie 
die Bundestheater nicht wegzudenken. (Bei­
fall bei FPÖ und SPÖ.) 

Nach 14 Jahren Kunstbericht im Hohen 
Haus, der wenigstens einmal im Jahr Anlaß 
gibt, über unsere Kunstförderung zu diskutie­
ren, kann man guten Grundes behaupten, daß 
sich die Arbeit des Unterrichtsressorts in die­
sem Bereich gelohnt hat. Auch wenn vieles 
nicht so glatt gelaufen ist, wenn vieles noch 
verbessert werden kann, so hat die Kunstför­
derung doch dazu beigetragen, das Kulturle­
ben in den letzten Jahren' zu intensivieren 
und das Kulturklima in Österreich zu verbes­
sern. 

Meine Damen und Herren! Die österreichi­
sche Kunst- und Kulturszene stellt heute ihre 
Eigenständigkeit im deutschsprachigen 
Raum unter Beweis. Sie trägt damit wesent­
lich zum Selbstverständnis des Österreichers 
und zum Ansehen Österreichs in der Welt bei. 
(Beifall bei FPÖ und SPÖ.) 13.47 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zu Wort 
gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete 
Bayr. Ich erteile es ihm. 

13.47 

Abgeordneter Bayr (ÖVP): Frau Präsiden­
tin! Hohes Haus! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Der Herr Abgeordnete 
Steinbauer hat sich kritisch mit der Kunstpo­
litik im allgemeinen auseinandergesetzt. 

Als niederösterreichischer Abgeordneter 
möchte ich gerne zwei Teilbereiche anspre­
chen, von denen ich weiß, daß sie die kunstin­
teressierte Öffentlichkeit unseres Landes und 
darüber hinaus interessieren, und ich möchte 
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einleitend mit zwei kritischen Feststellungen 
beginnen. 

Erstens: Am 1. März dieses Jahres begingen 
wir den 100. Geburtstag des österreichischen 
Weltbürgers Oskar Kokoschka. Die Darstel­
lung seines großen Lebenswerkes findet in 
London statt. Die Chance, diese große Aus­
stellung auch nach Österreich zu bringen, 
wurde vertan. Sie, Herr Minister, tragen 
dafür die Mitverantwortung! 

Zweite Feststellung: Der Ruf Österreichs, 
eine Kulturnation zu sein, gründet sich nicht 
zuletzt auch auf das großartige Musikschaf­
fen. Einen wesentlichen Teil dieses künstleri­
schen Spektrums bilden die Orchester. 

Neben den Leuchttürmen in unserer Orche­
sterlandschaft gibt es eine große Anzahl 
renommierter Bundesländerorchester . Diese 
werden entgegen Ihrer Ankündigung in 
zunehmendem Maße finanziell ausgehungert. 
Dafür tragen Sie die alleinige Verantwortung, 
Herr Minister! 

Wie sich diese Förderungspolitik im 
Bereich der Orchester auswirkt, möchte ich 
am Beispiel Niederösterreichisches Tonkünst­
lerorchester darstellen. 

Wenn ich Sie daran erinnern darf, Herr 
Minister: Bei der Diskussion über den Kunst­
bericht 1983 habe ich diese Problematik schon 
einmal angesprochen. Sie haben in Ihrer 
Replik darauf festgestellt, daß Sie den künst­
lerischen Rang und die kulturpolitische 
Bedeutung der Bundesländerorchester sehr 
wohl zu schätzen wüßten, und Sie haben 
damals angekündigt, eine Schwergewichts­
verlagerung der Förderung zugunsten der 
Bundesländerorchester vorzunehmen. 

Wenn man nun den Kunstbericht 1984 zur 
Hand nimmt, dann stellt man fest, daß sich 
diese Schwergewichtsverlagerung als großer 
Nachteil ausgewirkt hat, weil nämlich die För­
derung des Niederösterreichischen Tonkünst­
lerorchesters um nicht weniger als 35 Prozent 
gekürzt wurde. Während das Land Nieder­
österreich einen Betrag von rund 50 Millionen 
Schilling für das Niederösterreichische Ton­
künstlerorchester aufbringt, ist der Anteil des 
Bundes auf 2,3 Millionen Schilling zurückge­
gangen, das entspricht dem Förderungsstand 
des Jahres 1965. Der Bundesanteil ist auf 4,6 
Prozent abgesunken, während er im Jahr 1970 
noch 29 Prozent betragen hat. 

Diese Fakten, Herr Minister - ich muß das 
mit aller Deutlichkeit sagen -, sind ein Bei-

spiel für die mangelnde Glaubwürdigkeit 
Ihrer Ankündigungspolitik, und diese Fakten 
stehen auch im Gegensatz zu der Festlegung 
im Kunstbericht 1983, wo Sie nämlich wört­
lich auf Seite 40 festgestellt haben: "Bei der 
Subventionsbemessung durch den Bund ist 
stets maßgebend, inwieweit die Bedeutung 
des Vorhabens über den Bereich eines Bun­
deslandes hinausgeht." 

Herr Minister, ich darf Sie darauf aufmerk­
sam machen, daß die Konzertverpflichtungen 
des Niederösterreichischen Tonkünstleror­
chesters zumindest zu einem Drittel in Wien 
absolviert werden. Weiters gibt es noch viele 
Verpflichtungen beim ORF und in allen Bun­
desländern. Schließlich wird das internatio­
nale Renommee durch die Einladungen zu 
Konzertreisen in alle Welt unterstrichen. 

Die dramatische Kürzung der Förderung 
um 35 Prozent ist somit ein Tiefschlag gegen 
die Existenz dieses Orchesters und auch der 
Ausdruck einer, wie ich meine, fehlgesteuer­
ten zentralistischen Förderungspolitik. 

Noch einmal zurück zu Oskar Kokoschka. 
Ich habe einleitend festgestellt, daß ich Sie 
mitverantwortlich dafür mache, daß diese 
große Retrospektive nicht nach Österreich 
gekommen ist. Wir haben Sie im Ausschuß 
bereits daraufhin angesprochen, und Sie 
haben dieses kulturpolitische Versäumnis zu 
kaschieren versucht, indem Sie feststellten, 
Sie wollten kein zentralistisches Kokoschka­
Festival. Mit dieser Änderung haben Sie Ihre 
Zuständigkeit bestätigt, Sie wollten aber den 
Eindruck erwecken, als überließen Sie die 
Hundertjahrfeier eher den dezentralen Kör­
perschaften. 

Ich stelle mit Freude fest, daß Sie plötzlich 
zum Unterschied von der Förderung bei den 
Bundesländerorchestern einen völlig anderen 
Standpunkt beziehen, ich frage mich aber: Wo 
ist eigentlich Ihr Beitrag zum Kokoschka­
Jahr? Denn die Veranstaltungen aus Anlaß 
dieses hundertsten Geburtstages sind das 
Ergebnis von Privatinitiativen auf der einen 
Seite und das Verdienst eines Ad-hoc-Arbeits­
kreises auf der anderen Seite, der sich zu dem 
Zeitpunkt gebildet hat, als das blamable Ver­
säumnis sichtbar wurde, daß die Retrospek­
tive nicht nach Österreich kommt. 

Dabei haben meine Recherchen ergeben, 
daß man seitens der Londoner Galerie selbst­
verständlich erwartet hatte, daß die Österrei­
cher die Ausstellung übernehmen würden. 
Man hat daher bereits im Jahr 1984 ein Offert 
bezüglich der Kostenbeteiligung vorgelegt. 

-
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Österreichischerseits hat man offensichtlich 
die Verantwortlichen in London sehr lange in 
der Meinung belassen, es würde auch zu die­
ser Kooperation kommen, aber man hütete 
sich, eine dezidierte Erklärung abzugeben. 
Eine solche wurde mehrmals telefonisch 
urgiert, und letztlich hat man sogar eine ver­
antwortliche Vertreterin nach Österreich ent­
sandt, die unverrichteterdinge wieder abzie­
henmußte. 

Aufgrund dieser Inaktivität hat man sich in 
London um einen anderen Vertragspartner 
umgesehen. Man hat ihn in Zürich gefunden. 
Was geblieben ist, Herr Minister, waren ver­
ärgerte Partner in London und eine ent­
täuschte Frau Kokoschka. 

Ich habe schon darauf hingewiesen, daß es 
einen Ad-hoc-Arbeitskreis gegeben hat, der 
versucht hat, zu retten, was noch zu retten ist, 
und ich stelle anerkennend fest: Es kam ein 
attraktives Programm zustande. Ich möchte 
aus Zeitgründen nicht weiter darauf einge­
hen. 

Als Niederösterreicher ist es mir aber ein 
Anliegen, auf einen Aspekt hinzuweisen: 
Einen wesentlichen Beitrag zur Jubiläums­
programmgestaltung leistete das Kokoschka­
Dokumentationszentrum, das seinen Sitz in 
Pöchlarn hat, einer kleinen niederösterreichi­
schen Stadt an der Donau. Frau Kokoschka 
hat anläßlich ihres Besuches in Wien zwar 
begrüßt, daß es trotz der Schwierigkeiten mit 
der Tate Gallery eine Reihe von Aktivitäten 
gibt, sie hat aber dessenungeachtet einen 
Wunsch deponiert. Ich nehme an, Herr Mini­
ster, Sie wissen davon, ich werde ihn aber 
trotzdem wiederholen. Sie hat erklärt, es 
wäre ihr ein Herzensanliegen und der größte 
Wunsch an Österreich, das Archiv in Pöchlarn 
zu erhalten. 

Die Bedeutung dieser Kokoschka-Doku­
mentation ist vielfältig. Ich darf nur drei 
Punkte anführen. Zum ersten: Diese Doku­
mentation hat wesentlich an der Vorbereitung 
des Oskar-Kokoschka-Symposiums und der 
Ausstellung "Städteporträts" mitgewirkt. 
Zum zweiten geht die Bedeutung dieser Mit­
arbeiter daraus hervor, daß die Londoner 
Tate Gallery in einem engen Kontakt mit dem 
Leiter des Zentrums, Herrn Winkler, steht. 
Und schließlich und endlich wurde der Gale­
rie eine Fülle von Forschungs- und Fotomate­
rial zur Verfügung gestellt und damit quasi 
ein Österreichbeitrag zur Gestaltung dieses 
Katalogs geleistet. 

Ich sehe also, und damit komme ich auch 

schon zum Schluß, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, in der Kokoschka-Doku­
mentation in Pöchlarn die große Chance, eine 
dem Andenken des Weltbürgers und Huma­
nisten Kokoschka adäquate Forschungs- und 
Pflegestätte nicht nur zu erhalten, sondern 
weiter auszubauen. Um die Mitarbeiter 
braucht man sich nicht zu kümmern, wir 
haben qualifizierte Mitarbeiter und besten 
Kontakt zur Witwe Kokoschkas. 

Gemeinde und Land sehen sich allerdings 
nicht in der Lage, die großen Lasten dieses 
Zentrums auf die Dauer zu tragen. Ich möchte 
daher an Sie, Herr Minister, nachdrücklichst 
appellieren, aus Anlaß dieses 100. Geburtsta­
ges nicht nur freundliche Worte zu finden, 
sondern dem Wunsche der Witwe Kokoschkas 
zu entsprechen und zur Absicherung des 
Ansehens der Kulturnation Österreichs mit­
zuhelfen, daß der Bestand der Oskar­
Kokoschka-Dokumentation auch weiterhin 
gesichert wird. (Beifall bei der ÖVP.) 13.57 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zum Wort 
gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete Ing. 
Nedwed. Ich erteile es ihm. 

13.58 

Abgeordneter Ing. Nedwed (SPÖ): Frau Prä­
sident! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
Ihre Aufmerksamkeit wieder auf den Kunst­
bericht lenken. Ich glaube, daß dieser Kunst­
bericht vor allem eines von Anfang an gezeigt 
hat: eine Transparenz, wie wir sie eigentlich 
bei keinem anderen Bericht sehen, denn hier 
werden vor allem die Förderungsbeträge 
genannt, Beträge von wenigen tausend Schil­
ling bis zu Millionenbeträgen. 

Es war die Absicht von Anfang an, in diesen 
Bericht keine Philosophie hineinzulegen und 
auch nicht einen Ministerstandpunkt zu ver­
treten, sondern einfach zu sagen, was und wie 
gefördert wird. Ich glaube, das ist vor allem 
deshalb wichtig, weil wir ja keine Staatskunst 
haben wollen und weil in diesem Kunstbe­
richt nicht unbedingt eine ausführliche Ana­
lyse der gesamten Tätigkeit auf dem Gebiete 
der Kunst vorgelegt werden kann. Das geht 
nicht jedes Jahr; das müßte in größeren Inter­
vallengeschehen. 

Es könnte allerdings sein, daß im Zusam­
menhang mit dem neuen Kunstförderungsge­
setz, nach dem ja dann die Vorlage des 
Berichtes gesetzlich vorgeschrieben ist, eine 
solche Überlegung im Ministerium vorhanden 
ist. Ich würde das auch begrüßen. Man könnte 
sich dann eben auch mit anderen Kunstfra­
gen auseinandersetzen. Die Kritik, die heute 
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hier geäußert wurde: Ja das sind die dürren 
Zahlen, daran kann man nichts erkennen!, 
diese Kritik ist, glaube ich, nicht ganz richtig, 
denn was für die Künstler und für die Kunst 
wichtig ist - daß Geld zur Verfügung gestellt 
wurde, Geld ohne Bedingungen, damit sich 
die Künstler frei entwickeln können -, das 
ist eigentlich die Aufgabe gewesen, die man 
sich in den siebziger Jahren gesetzt hat, näm­
lich daß sich die Kunst entwickeln kann, ohne 
in ein Korsett gepreßt zu werden. 

Ich glaube, daß es gelungen ist, einen Aus­
gleich zwischen der traditionellen Kunst und 
neuen künstlerischen Aktivitäten zu finden, 
daß es aber auch gleichzeitig, wie es der Mini­
ster in seinem Vorwort schreibt, gelungen ist, 
sich von den Grundsätzen der Toleranz und 
des Pluralismus in der Kunst leiten zu lassen. 

Dies ist ja auch darauf zurückzuführen, daß 
bei uns nicht nur vom Bund, sondern auch 
von den Ländern gefördert wird, und daß die 
Länder damit auch eine Verantwortung für 
die künstlerische Aktivität in ihrem Bereich 
haben. 

Es ist also gerade die Förderung durch den 
Bund eine zusätzliche Förderung, die vor 
allem für jene wichtig ist, die auch überregio­
nal künstlerisch aktiv sind. 

Es sind durch das Bundesministerium für 
Unterricht und Kunst nicht nur Institutionen, 
sondern vor allem auch Einzelpersonen geför­
dert worden. Mit kleinen Beträgen können oft 
große künstlerische Initiativen ausgelöst wer­
den. Es hat Mitte der siebziger Jahre einen 
großen Impuls gegeben, nämlich die Einfüh­
rung des kulturpolitischen Maßnahmenkata­
logs, unter dem damaligen Unterrichtsmini­
ster Dr. Sinowatz. Ein Zitat, das für uns in der 
Kulturpolitik geblieben ist und das auch nie 
umstritten war, nämlich "Kultur als Fortset­
zung der Sozialpolitik", als Einbindung in das 
gesamte Leben der Menschen, hat auch bei 
der Kunstförderung eine große Rolle gespielt. 
Ich glaube, daß die Wechselwirkung zwischen 
Künstler und Kunstkonsumenten, dem Men­
schen, der selbst nicht künstlerisch aktiv ist, 
weiterentwickelt wurde. 

Wir können feststellen, daß wir in den sieb­
ziger Jahren hier einen Fortschritt erzielt 
haben, vielleicht auch im Zusammenhang mit 
dem Wertewandel, der heute in der Gesell­
schaft, in der Einstellung der Menschen zur 
Arbeit, zur Kunst und zur Freizeit vor sich 
geht. Hier hat es auch eine Möglichkeit gege­
ben, weiter in Richtung Freiheit der Kunst zu 
gehen. 

Meine Damen und Herren! Wir haben im 
Jahre 1982 hier im Nationalrat die Verfas­
sungsbestimmung zur "Freiheit der Kunst" 
einstimmig beschlossen. Und jetzt besteht die 
Gefahr, daß dieser Beschluß zum Staats­
grundgesetz eine Deklaration ohne Folgen 
bleibt, weil es nämlich immer noch Gerichte 
gibt, die Kunstwerke beschlagnahmen. Im 
Jahre 1983 ist ein Kunstwerk beschlagnahmt 
worden, und zwar der Achternbusch-Film 
"Das Gespenst". Außerdem ist auch das Buch 
von Achternbusch beschlagnahmt worden. 

Auf Grund dieser Beschlagnahme sind auch 
die höheren Gerichte angerufen worden. In 
der zweiten Instanz wurden diese Beschlag­
nahmen bestätigt. 

Und nun kommt es noch zu einer gewissen 
Groteske, daß nämlich der Oberste Gerichts­
hof anläßlich einer Intervention der General­
prokuratur zur Wahrung des Rechtes diese 
Beschlagnahme bestätigt hat. (Abg. Dr. G r a -
den e g ger: Die Rich ter haben den Schiele 
auch eingesperrt! Die sperren ja alle ein!) Der 
Film "Das Gespenst" bleibt also beschlag­
nahmt. Dies ist ohne Berücksichtigung des 
Inhalts rein formaljuristisch geschehen. 

Solche Entscheidungen müssen unsere Kri­
tik hervorrufen, auch an den staatsanwaltli­
chen Vorgängen in diesem Zusammenhang, 
denn es gibt nicht nur diese eine Beschlag­
nahme, sondern es hat auch einige andere 
gegeben. Ich denke nur an "Holzfällen" von 
Thomas Bernhard, "Liebeskonzil" von Wer­
ner Schroeter und ähnliches mehr. Hier hat 
es dann zwar in zweiter Instanz wieder Frei­
sprüche gegeben. Aber immerhin gibt es noch 
Beschlagnahmen in Österreich, in einem 
Land, das sich schon im November 1918 gegen 
jede Vorzensur und gegen jede Zensur ausge­
sprochen und das gesetzlich verankert hat -
auch durch die Verfassungsbestimmung, die 
wir 1982 im Parlament einstimmig beschlos­
sen haben. 

Wir sind durch Künstler- und Autorenverei­
nigungen, die jetzt natürlich mit Recht dage­
gen protestieren, direkt angesprochen. Mein 
Fraktionskollege Dr. Rieder hat schon eine 
Anfrage an den Justizminister gerichtet, Frau 
Dr. Hawlicek hat heute schon in ihrem Debat­
tenbeitrag gegen die Beschlagnahme Stellung 
genommen: Wir müssen etwas tun, um diesen 
unhaltbaren Zustand zu beenden! (Beifall bei 
der SPÖ.) Österreich darf nicht in die Lage 
kommen, daß es vor den internationalen 
Gerichtshöfen angeklagt wird! 

Ich glaube, wir alle wollen nicht, daß die 

-
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Interessengemeinschaft österreichischer 
Autoren, die nun auch einen Solidaritätsfonds 
der österreichischen Künstler und Publizisten 
gegründet hat, gezwungen ist, ein Festival des 
beschlagnahmten Films zu veranstalten. Wir 
würden uns international lächerlich machen. 
Daher, glaube ich, sollten wir als Parlament 
Initiativen setzen, um die gesetzlichen Maß­
nahmen, die notwendig sind, zu setzen. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß der Herr 
Bundesminister schon am 2. Oktober des ver­
gangenen Jahres eine Enquete zum Thema 
"Freiheit der Kunst" einberufen hat. Dort hat 
es natürlich . auch verschiedene Standpunkte 
gegeben. Es hat weitestgehend die Meinung 
vorgeherrscht, daß es nicht notwendig ist, 
Gesetze zu ändern, es könnte zum Beispiel 
auch durch eine authentische Interpretation 
des Artikels 17 ades Staatsgrundgesetzes der 
Zustand hergestellt werden, daß Kunstwerke 
in Österreich nicht beschlagnahmt werden 
dürfen. 

Es ist in diesem Zusammenhang sicherlich 
notwendig, auch über das Mediengesetz zu 
reden. Vielleicht ist es notwendig, hier Maß­
nahmen zu setzen, die solche Beschlagnah­
men in Zukunft verhindern. Ich hoffe jeden­
falls, daß es möglich sein wird, darüber 
Gespräche zu führen. 

Ich glaube auch, daß es in diesem Zusam­
menhang wichtig und notwendig ist, jenen 
den Dank auszusprechen, die die Interessen­
vertretung der österreichischen Autoren 
repräsentieren, nicht in Form einer Kammer 
oder einer Institution, sondern eines Vereins, 
der wirklich imstande ist, seine Mitglieder 
auch gegenüber den öffentlichen Institutio­
nen zu vertreten. 

Man muß auch der Interessengemeinschaft 
österreichischer Autoren dankbar sein, daß 
sie mit Unterstützung des Bundesministe­
riums und anderer Institutionen ein Verzeich­
nis, nämlich "Das literarische Leben in Öster­
reich", herausgebracht hat. Man kann sich 
mit Hilfe dieses Verzeichnisses wirklich ori­
entieren, welche Initiativen und welche Verei­
nigungen und Personen auf dem Gebiete der 
Literatur in Österreich tätig sind. 

Ich glaube - das haben heute auch schon 
Frau Dr. Hawlicek und Herr Abgeordneter 
Steinbauer erwähnt -, daß man beim in der 
Begutachtung befindlichen Kunstförderungs­
gesetz nicht allzuviel am materiellen Inhalt, 
an der Förderung selbst ändern kann, denn es 
wird sicherlich nicht sofort mehr Mittel für 
die Kunstförderung geben, aber das Kunstför-

derungsgesetz kann eine gesetzliche Grund­
lage und eine Sicherheit darstellen. 

Ich muß den Kollegen Steinbauer berichti­
gen. Er hat gesagt, die Künstler müssen bei 
Interventionswünschen immer zum Minister 
gehen, Einzelpersonen entscheiden. Tatsache 
ist: Es sind überall Beiräte tätig, es sind Juro­
ren tätig, die den Minister beraten, im 
wesentlichen werden ihre Vorschläge akzep­
tiert. 

Ich glaube, daß man in diesem Kunstförde­
rungsgesetz nun alle Möglichkeiten finden 
muß, um die genauen Förderungsgrundsätze 
festzulegen. Zum Beispiel heißt es in der 
Regierungsvorlage: 

"Die Förderung hat die Vielfalt der Kunst 
und deren Erhaltung im Geiste der Freiheit 
und Toleranz zu berücksichtigen. Sie hat 
danach zu streben, die Kunst allen Bevölke­
rungskreisen zugänglich zu machen und zu 
den materiellen Voraussetzungen für die Ent­
wicklung des künstlerischen Lebens in Öster­
reich beizutragen." 

Es ist sicherlich auch wichtig, daß dieser 
Kunstbericht in Zukunft aufgrund einer 
gesetzlichen Bestimmung vorgelegt wird, 
denn bisher war es ja eigentlich eine freie 
Entscheidung, daß dieser Kunstbericht jähr­
lich hier vorgelegt wird. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte noch 
zu einem Thema sprechen, das auch hier 
schon im ersten Diskussionsbeitrag ange­
schnitten wurde: Film, Video, Fotografie, also 
zum Medienbereich in der Kunstförderung. 
Einen Filmbeirat hat es bereits seit dem 
Jahre 1973 gegeben. Er hat Förderungen 
begutachtet und die Vorschläge an den Mini­
ster erstellt. Das hat sich mit dem Filmförde­
rungsgesetz 1980 geändert. Ich kann nicht 
sagen, daß nun hier wenig Geld zur Verfü­
gung gestellt wird. Es standen im Jahre 1983 
immerhin 20,5 Millionen Schilling zur Verfü­
gung, damals wurden aber nur 6,9 Millionen 
tatsächlich vergeben. 1984 wurden bereits 16,9 
Millionen Schilling für die Förderungen des 
wertvollen kommerziellen Films ausgegeben. 

Es gibt aber - und das ist, glaube ich, das 
Interessante - neben dem, was im Filmförde­
rungsfonds vergeben wird, Förderungen 
direkt aus dem Kunstbudget. Hier gibt es vor 
allem die Chance für Jungfilmer, für Experi­
mentalfilmer, für Avantgardefilmer und für 
Dokumentationsfilmer , Förderungen anzu­
sprechen. 
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Im Jahre 1984 wurden ganz beachtliche 
Beträge ausgegeben: für Projekte 4,4 Millio­
nen, für Filmankäufe 142000 S, für die Kino­
starthilfe 712000 S, für das Filmarchiv und 
das Filmmuseum 11,5 Millionen, für die 
Aktion "Der gute Film, jetzt Aktion Öster­
reich" 1,7 Millionen, für den Filmladen, der 
sehr engagiert ist und vor allem Filme aus 
dem sozialen Bereich in den Vertrieb bringt, 
750000 S, für die Filmtage 670000 S und für 
filmkulturelle Aktivitäten 2,7 Millionen Schil­
ling. 

Ich möchte aber vor allem darauf hinwei­
sen, daß es für das laufende Jahr 1986 ein 
sehr hohes Budget für die Filmemacher und 
hier vor allem auch für die junge Generation 
der Filmer geben wird. Es werden insgesamt 
68 Millionen zur Verfügung stehen, also um 
17 Millionen mehr als im vergangenen Jahr, 
1985 - auch damals hat es schon mehr Förde­
rung gegeben. Da kann man nicht sagen, daß 
das wenig ist. 68 Millionen für den nichtkom­
merziellen Film ist, glaube ich, ein ganz schö­
ner Erfolg und ist vor allem für jene Genera­
tion, die jetzt in diese Medien. einsteigt, eine 
sehr wichtige Sache. 

Ich habe den kulturpolitischen Maßnah­
menkatalog bereits erwähnt. Er ist im Jahr 
1984 mit 15,8 Millionen Schilling dotiert gewe­
sen und hat sich auf die verschiedensten Akti­
vitäten aufgeteilt. Im Kunstbericht 1984 ist 
festzustellen, daß ein Teil davon vom Kultur­
Service verbraucht wurde. Es hat ja immer 
verschiedene Standpunkte zum Kultur-Ser­
vice, auch einige Kritik gegeben. Trotzdem 
kann man sagen, daß dieses Kultur-Service 
lange Jahre hindurch sehr wertvolle Arbeit 
geleistet hat. Es ist zum Beispiel 1984 in 828 
Einzel- und Gruppenprojektveranstaltungen 
aktiv geworden in Zusammenarbeit mit Schu­
len und Jugendgemeinschaften. 

Sicherlich ist es notwendig, da und dort 
Veränderungen aufgrund der Erfahrungen 
des Kultur-Service herbeizuführen. So zeigt 
sich auch, daß zum Beispiel andere Schwer­
punkte gesetzt werden. Schon im Jahr 1984 
hat man gesehen, daß die ARGE "Region Kul­
tur", die sich mit Fragen der Kultur in Grenz­
und Krisengebieten und mit Themen wie 
"Überlebenszeichen" et cetera befaßt hat, 
besondere Aktivitäten entfaltet hat. 

Ich glaube, daß der Kunstbericht ja nur 
einen Teil der gesamten kulturellen und 
künstlerischen Aktivitäten in Österreich 
widerspiegeln kann. Es wurde schon erwähnt, 
daß die Auslandskulturpolitik des Außenmini­
steriums dazugehört, auch jene Teile, die 

natürlich direkt vom Unterrichtsministerium 
betreut werden, wie die Arbeit des Ministe­
riums im Rahmen von Kulturabkommen, 
aber auch der Bereich des Wissenschafts mini­
steriums wie Museen, Bundestheater . Hier 
wurde schon die Aktion "Kunst am Bau" 
erwähnt. Ich darf hier feststellen, daß sich vor 
kurzem ein Beirat gebildet hat, dem einige 
hervorragende Fachleute angehören, die 
dann entscheiden werden, was im Bundes­
hochbau an Kunst investiert werden soll, und 
zwar nicht so wie bisher - da war die Kritik, 
die immer wieder geäußert wurde, sicherlich 
berechtigt -, daß man dann etwas hingepickt 
oder hingestellt hat. Nein! Es sollten die 
Künstler, die womöglich in Wettbewerben 
ausgewählt werden, dann von Anfang an in 
das Baugeschehen miteingebunden werden, 
damit sie zusammen mit den Architekten die 
künstlerische Gestaltung planen. Das ist ja 
auch eine Idee, die Herr Bundesminister 
Moritz in die Diskussion gebracht und nun 
gemeinsam mit dem Bautenminister reali­
siert hat. Dafür sollte man beiden recht herz­
lich danken. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich glaube - ich meine nun etwas, was 
dem Kunstbericht natürlich nicht anhängen 
kann -, die ganze Landeskulturarbeit ist im 
Zusammenhang mit der Entwicklung der Kul­
turaktivitäten an der Basis zu sehen. Denn 
nur dann, wenn es eine entsprechend ani­
mierte und motivierte Basis gibt, hat ja auch 
der Künstler das Echo, und er braucht diese 
Atmosphäre, in der er leben kann. 

Ich meine also, daß es wichtig ist, diese 
gesamte Kulturarbeit im Zusammenhang zu 
sehen: diese großen kulturellen Aktivitäten, 
die sich zum Beispiel in den Städten und in 
den Ländern entwickelt haben. All das zusam­
men ist die Kulturszene Österreich, die man 
im Spiegel des Kunstberichtes nur positiv 
begutachten kann. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) 14.15 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zu Wort 
gemeldet hat sich Herr Abgeordneter Mag. 
Schäffer. Ich erteile ihm das Wort. 

14.15 

Abgeordneter Mag. Schäffer (ÖVP): Sehr 
geehrte Frau Präsident! Hohes Haus! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Seit 15 
Jahren diskutieren wir nun diesen Kunstbe­
richt. Es ist dies ein Instrument der Informa­
tion, aber auch ein Rechenschaftsbericht des 
Bundesministeriums für Unterricht, Kunst 
und Sport, ich darf auch sagen, gekennzeich­
net von dem Bemühen, Wünsche, Anregun­
gen, aber auch Kritik aufzunehmen. Manches 

-
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wurde hier sicherlich erfüllt, aber es sind 
noch viele Fragen offen, die auch diskutiert 
gehören. 

Dieser Kunstbericht gibt nun der Öffent­
lichkeit einen Überblick über die Verteilung 
der Subventionen. Die großen Subventionen 
kommen naturgemäß schwerpunktmäßig den 
Theatern zu, die niedrigen Subventionen vor 
allem dem Bereich Film, Video und Fotogra­
fie. Gerade diese Verteilung muß besonders 
kritisch analysiert und überprüft werden, 
denn es zeigt sich, daß es subventionierte 
Rechtspersönlichkeiten, aber auch Institutio­
nen gibt, deren Effizienz und damit auch ihre 
Existenzberechtigung zum Teil in Frage 
gestellt werden müssen. 

Wenn man diesen Kunstbericht studiert, 
kann man sich des Eindrucks nicht erwehren, 
daß beträchtliche Summen, ja fixe Summen, 
sowohl an kleine als auch an große Vereine 
ohne jegliche Überprüfung der Aktivitäten 
ausgeschüttet werden. Und das ist etwas, was 
man sicherlich hier sehr kritisch vermerken 
muß. 

Besonders problematisch sehe ich hier die 
Situation beim Österreichischen Kulturzen­
trum, auch als "Österreich-Haus" bezeichnet. 
Es handelt sich hier um Bundeseigentum. Der 
Träger ist das Bundesministerium für Han­
del, Gewerbe und Industrie, verantwortlich 
für diese Institution ist aber das Bundesmini­
sterium für Unterricht, Kunst und Sport. Die 
Zielsetzung des Österreichischen Kulturzen­
trums ist es, Österreich und vor allem auch 
die Künstler in den Bundesländern zu präsen­
tieren. Es sollten vor allem auch Künstler aus 
den Bundesländern auftreten. 

Das Bemühen war sicherlich da, die Bun­
desländer wurden verstärkt zur Kasse gebe­
ten, was letztlich zur Folge hatte, daß viele 
dieses Angebot nicht aufgenommen haben, 
und letztlich dazu geführt hat, daß das Öster­
reichische Kulturzentrum Eigeninitiativen 
gesetzt hat, was zur Folge hatte, daß aufgrund 
der eigenen Aktivitäten in relativ kurzer Zeit 
eine hohe Verschuldung eingetreten ist. 

Diese hohe Verschuldung war letztlich auch 
der Anlaß für Ihren Vorgänger, Herr Mini­
ster, den Rechnungshof zu beauftragen, eine 
rasche Überprüfung der Gebarung durchzu­
führen. 

Der diesbezügliche Rechnungshofbericht 
war ja niederschmetternd, und es mußte 
sogleich der Konkurs angemeldet werden. Es 
war hier aus einer Gegenüberstellung klar 

ersichtlich: 3,5 Millionen Schilling waren an 
Aktiva da, 12 Millionen Schilling an Schulden. 
Rund 5 Millionen Schilling meldete die 
Finanzprokuratur an Forderungen an. 

Sie, Herr Bundesminister, haben im Aus­
schuß 1984 festgehalten, daß es bei diesem 
Verein zu beachtlichen und erheblichen Ein­
bußen gekommen ist. Das ist ein Faktum. 

Nun hat Ihr Ministerium diesem Verein 
eine regelmäßige Betriebssubvention zugebil­
ligt und zusätzlich noch Einzelprojekte sub­
ventioniert und gefördert. Was aber ganz 
besonders aufzuzeigen ist, ist die Tatsache, 
daß die genauen Abrechnungen im Hinblick 
auf diese Subventionen fehlen, und auch der 
Vorstand war über viele Vorgänge in diesem 
Verein nicht informiert. 

Herr Bundesminister! Ich frage Sie: Wie soll 
es mit diesem Österreichischen Kulturzen­
trum weitergehen? Wer ist für diesen Kon­
kurs verantwortlich? Was geschieht mit die­
sen Schulden? Und wie werden diese Schul­
den letztlich auch abgedeckt? 

Bezeichnend ist auch, daß dieses Österrei­
chische Kulturzentrum im Kunstbericht 1984 
nicht mehr aufscheint. Bezeichnend sind aber 
auch Ihre widersprüchlichen Aussagen im 
Ausschuß, Herr Bundesminister! Sie haben 
einmal angeführt, daß dieser Verein in 
Zwangsausgleich gegangen ist. Dann haben 
Sie ausgeführt, daß ein neuer Verein gegrün­
det wurde, der besonders aktiv sei. In kurzer 
Zeit haben Sie diese Aussage widerlegt und 
gesagt, es gebe keinen neuen Verein, und zum 
Schluß haben Sie festgehalten, es werde ein 
detaillierter Bericht kommen. 

Herr Minister! Heute haben wir einen 
Bericht bekommen, aber ich finde es schon 
sehr merkwürdig, wenn wir einige Stunden 
vor der Beschlußfassung einen Bericht über­
mittelt bekommen, der einige grundsätzliche 
Aussagen dazu enthält. Meiner Meinung nach 
ist das zuwenig, und zum zweiten ist das ein 
System, nach dem man nicht vorgehen kann. 
Man kann nicht erst einige Stunden vorher 
jemandem etwas überreichen. (Beifall bei der 
ÖVP.) Ich glaube, das entspricht nicht den Sit­
ten dieses Hauses, und ich möchte Sie sehr 
dringend bitten, diese Berichte uns in 
Zukunft wenigstens rechtzeitig zukommen zu 
lassen, damit wir sie auch studieren können. 

Kritisch muß man auch die Entwicklung 
beim Theater der Jugend verfolgen, da in 
diese Institution beachtliche Förderungen 
einfließen. 1981 waren es 12,2 Millionen Schil-
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ling, 1982 13,3 Millionen Schilling, 1983 14 Mil­
lionen Schilling und 198514,7 Millionen Schil­
ling. In vielen Bereichen mögen diese Subven­
tionen berechtigt sein. Faktum ist, daß auch 
hier der. Schuldenberg stetig wächst und man 
keinen Überblick über die finanziellen 
Abgänge hat. 

Im Kunstbericht 1983 haben Sie bestätigt, 
daß es Schulden gibt, 1984 haben Sie ausge­
führt, es gebe keine Schulden. Herr Minister, 
ich frage Sie: Wie schaut es nun tatsächlich 
aus? 

Sie haben auch zugesagt, uns einen Tätig­
keitsbericht über diese Institution Theater 
der Jugend zu übermitteln. Erst heute - auch 
wieder sehr spät - haben wir diesen Tätig­
keitsbericht übermittelt bekommen, und ich 
möchte sagen, Herr Minister, er ist unvoll­
ständig. Sie beziehen sich ausschließlich auf 
den Raum Wien, aber ich glaube, das Theater 
der Jugend ist österreichweit erfaßt. Sie neh­
men die Zahlen von den Volksschulen heraus, 
Sie stellen das gegenüber mit den Abonne­
mentziffern. Ich glaube, das ist für einen 
Bericht zuwenig. Man kann aus dem Bericht 
nichts über die gesamte Tätigkeit dieser Insti­
tution herauslesen. 

Weiters möchte ich sehr kritisch vermer­
ken, daß der Österreichische Kultur-Service 
immer wieder so nebulos und vage in den Mit­
teilungen behandelt wird. Es handelt sich hier 
um einen Verein, der 1976 auf Initiative des 
Bundesministeriums für Unterricht und 
Kunst, aber auch mit den Bundesländern und 
den verschiedensten Kulturinstituten 
geschaffen wurde; ein Verein, dem alljährlich 
beachtliche Subventionsmittel zufließen. In 
dem Zeitraum von 1976 bis 1981 waren es ins­
gesamt 20 Millionen Schilling, 19824 Millio­
nen, 19834,5 Millionen, 19845,4 Millionen 
Schilling. 

Die Aufgabe des Vereins hört sich sehr gut 
an. Der Kontakt soll hergestellt werden zwi­
schen den Kulturschaffenden und den Künst­
lern auf der einen Seite und dem breiten 
Publikum, vor allem auch den Schulen auf der 
anderen Seite. 

Über die Aktivitäten dieses Vereins gibt es 
aber zum ersten sehr unterschiedliche Aussa­
gen, und zum zweiten ist auch schwer zu 
beurteilen, was tatsächlich an Arbeitsleistun­
gen hier erbracht wird, weil es nur beispiel­
hafte, nicht aber umfassende Berichte gibt. 
Seit Jahren wird uns vom Bundesministerium 
für Unterricht und Kunst ein detaillierter 
Bericht vorenthalten. 

Die Bundesländer fordern diesen Bericht, 
die Landesschulräte fordern diesen Bericht, 
aber sie bekommen ihn nicht. Wenn nun auch 
eine gewisse Umstrukturierung in dem 
Kunstbericht 1984 aufscheint, so ist in der 
Qualität und in der Quantität keine Verbesse­
rung eingetreten, vor allem aber auch in der 
Aussagekraft nicht. Dies ist für mich unver­
ständlich, Herr Bundesminister, denn gerade 
durch diese Geheimnistuerei und durch die 
stete Verschleierungstaktik aus der Sicht 
Ihrer Person und Ihres Ministeriums werden 
nur Mißtrauen, Argwohn und Unzufrieden­
heit gesät und damit eine Institution in ein 
schiefes Licht gerückt, die möglicherweise 
ganz gut arbeitet. Herr Minister! Es liegt an 
Ihnen, diesen Schleier endlich zu lüften, um 
das Unbehagen abzubauen und der Öffent­
lichkeit endlich einen klaren und vor allem 
umfassenden Bericht zu geben. (Beifall bei 
der ()VP.) 

In diesem Verein hat es auch personelle 
Veränderungen gegeben, Herr Bundesmini­
ster! Es ist so, daß wir nun im Jahre 1986 das 
ganze Jahr hindurch zwei Geschäftsführer 
haben. Ein Geschäftsführer mit einem auslau­
fenden Vertrag, ein zweiter Geschäftsführer, 
der in diesem Kalenderjahr begonnen hat. 
Herr Minister! Wie rechtfertigen Sie diese 
doppelte Finanzierung? Welche Aufgabenbe­
reiche hat jener Geschäftsführer, der nun auf­
hört, welche jener, der beginnt? Wie schaut es 
aus? Wer macht was? Wer ist zuständig? Ich 
glaube, das war eine Entscheidung, die in 
meinen Augen aus ökonomischen Gründen 
sicher nicht zu rechtfertigen ist. 

Ein weiteres Problem beziehungsweise eine 
Frage, die Sie auch bei der Ausschußsitzung 
nicht beantworten konnten, betrifft die Tatsa­
che, daß es an Ihrem Bundesministerium seit 
dem Jahre 1984 einen eigenen Verein mit Sta­
tuten gibt: Verein EDV-Schulungs- und Trai­
ningszentrum. Bei diesem Bereich scheint 
nun unter dem Punkt "ordentliche Mitglie­
der" die Institution "Der Österreichische Kul­
tur-Service" auf. Insgesamt sind es vier 
ordentliche Mitglieder. 

Herr Minister! Es ist mir schon klar, daß 
man einen sehr umfassenden Kulturbegriff 
anwenden muß, damit man versteht, daß in 
diesen EDV -Verein auch der Kultur-Service 
eingebaut ist. Was ist aber der konkrete Auf­
gabenbereich, den diese Institution abdecken 
muß? 

Herr Minister! Der Kunstbericht ist eine 
wichtige Informationsquelle für jeden Interes­
sierten. Keine Frage. Es wäre aber höchste 
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Zeit, bestimmten Institutionen und subventio­
nierten Rechtspersönlichkeiten wesentlich 
stärker auf den Zahn zu fühlen, damit sie 
auch ihre Existenzberechtigung unter Beweis 
stellen müssen, damit solche Mißstände, wie 
sie immer wieder aufgezeigt werden - das 
taten auch meine Vorredner -, in Zukunft 
nicht mehr auftreten. (Beifall bei der 
ÖVP.) 14.27 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zu Wort 
gemeldet hat sich Herr Abgeordneter Probst. 
Ich erteile es ihm. 

14.27 

Abgeordneter Probst (FPÖ): Hohes Haus! 
Frau Präsident! Meine Damen und Herren! 
Gestatten Sie, daß ich auf einige Ausführun­
gen einiger Vorredner eingehe. 

Es ist mir bei dem sicher profunden Beitrag 
des Herrn Kollegen Steinbauer aufgefallen, 
daß er natürlich in einer oppositionsgerechten 
Rolle mehr Subvention, mehr Subventionen 
für mehr Künstler gefordert hat. Das haben 
wir seinerzeit auch getan. Das tun wir jetzt. 
Das ist ein gerechtes Anliegen. Aber dieses 
Ding hat auch zwei Seiten. 

Ich schließe an einen Gedanken meines 
Klubobmannes Peter an, der gemeint hat, daß 
natürlich nicht jeder junge Künstler, der 
irgendwann einmal erfolgversprechend 
begonnen hat, auch imstande ist, diesen 
Anfangserfolg zu halten, aber trotzdem in 
eimgen Fällen weiterhin Subventionen 
bezieht. Ich meine das in diesem Fall mit den 
jungen Künstlern so: 

Ich erlebe es immer wieder als Mitglied 
mehrerer, in diesem Fall Grazer oder Steiri­
scher Kunstvereinigungen und auch als Funk­
tionär der Aktion Künstlerhilfe, die sozial 
tätig ist, daß junge Künstler bereits im Alter 
von 19 oder 20 Jahren beschließen, freischaf­
fende Künstler zu werden. Ich glaube, meine 
Damen und Herren, der Lauf der Geschichte 
lehrt uns und die Erfahrung zeigt uns, daß 
solch ein Unterfangen in den seltensten Fäl­
len gut ausgehen kann, denn es ist ganz klar, 
daß mit 19 Jahren sicher noch nicht heraußen 
ist, ob einer tatsächlich die Begabung, den 
Genius hat, ein freischaffender Künstler wer­
den zu können und davon zu leben. Und das 
ist ein Problem. 

Ich bilde mir ein, daß hier eine Subventio­
nierung eher verlockend, eher schädlich wir­
ken kann. Das hat sich gezeigt, als junge 
Künstler durch eine Subvention auf die Idee 
gebracht wurden, ab nun vom Verkauf ihrer 

Werke und von den Subventionen zu leben, 
und es zeigt sich eben immer, daß das in neun 
von zehn Fällen nicht zum erwarteten und 
erhofften Erfolg führt, und darüber sollten 
sich junge Menschen natürlich klar sein, 
bevor sie diesen Weg beschreiten. 

Ich möchte dann ein Stichwort von einem 
meiner Vorredner aufgreifen, der sich mit der 
Auslandskulturförderung befaßt hat, und 
möchte den Herrn Bundesminister bitten, 
soweit es in seine Kompetenz fällt - und in 
vielen Fällen genügt ja ein Anstoß, wenn es 
um die Zusammenarbeit mit dem Außenmini­
sterium geht -, im Bereiche der Auslandskul­
turförderung auch dort zu helfen, wo uns das 
nicht nur kulturell, sondern auch wirtschaft­
lich sehr zugute kommen kann. 

Meine Kollegen Dr. Jankowitsch und Dr. 
Hilde Hawlicek haben in einer Anfrage auf 
die Bemühungen im Elsaß hingewiesen, wie­
der mehr Kontakte mit dem deutschen Aus­
land zu pflegen. Nun besteht natürlich im 
französischen Staatsgebiet immer eine kleine 
Restmenge von Ressentiments gegenüber der 
omnipotenten und ubiquitären Bundesrepu­
blik Deutschland als unmittelbarem Nach­
barn. Es hat sich in Gesprächen gezeigt und 
es zeigt sich auch in der Zuwendung, daß 
gerade im Elsaß und in Lothringen, wo bei 
vielen Menschen mehr als bisher das Bedürf­
nis besteht, sich mit deutscher Kultur und 
deutscher Sprache mehr abzugeben, natürlich 
ein völlig unverdächtiger Staat, noch dazu in 
geopraphischer Trennung, hier der geeigne­
tere Partner ist, der unbedenklicher ange­
nommen werden kann, das heißt, es wäre die­
ses Elsaß noch dazu als wirtschaftlich poten­
tes Gebiet auch für unseren Fremdenverkehr, 
für unseren Kulturfremdenverkehr ein sehr 
hochinteressanter Partner. 

Ich würde den Herrn Bundesminister bit­
ten, in die Überlegungen die Frage aufzuneh­
men, ob man sich nicht verstärkt dorthin wen­
den könnte. Die Neigung besteht dort sehr 
stark. Österreich ist hier wohl über jeden Ver­
dacht erhaben. 

Desgleichen möchte ich an eine kulturelle, 
an eine historische Verpflichtung Österreichs 
erinnern. Ich als Steirer habe mir kürzlich die 
Kulturgeschichte der Ortschaft Steierdorf 
angeschaut. Das ist eine Ortschaft, die heißt 
heute Steierdorf/ Anina und liegt im Staatsge­
biet von Rumänien. Dieser Ort heißt nicht nur 
Steierdorf, sondern ist auch ein Dorf von Stei­
rern, von Landsleuten aus dem Gebiet des 
oberen Ennstals, genauer gesagt, aus den 
Bergwerken um Schladming. Man hat vor 
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zirka 150 Jahren und auch noch später steiri­
sche Holzfäller, Köhler und Bergknappen 
dorthin geholt, um dort den Bergbau flottzu­
machen. Sie leben dort und sind kulturell völ­
lig abgeschnitten. 

Ich habe mich an Paket aktionen beteiligt, 
Pakete nach Rumänien geschickt, eben an 
jene Steirer und auch an die Donauschwaben 
und Siebenbürger Sachsen in Rumänien. Es 
ist erschütternd, welcher Art die Dankes­
briefe sind, die man da bekommt. Ich glaube, 
es wäre auch eine historische Verpflichtung, 
daß wir uns als Nachfolgestaat, als ehemali­
ges Kernland der österreichisch-ungarischen 
Monarchie - in dieser Zeit der Monarchie 
sind diese Gebiete ja besiedelt worden - hier 
in kultureller Weise fördernd und hilfreich 
zur Verfügung stellen. Ich glaube, das ist eine 
Anregung, die auch aufgegriffen werden soll­
te. 

Ich möchte aus dem kulturellen Bild des 
Alltags einiges aufgreifen. Es hat sich in Wien 
ein Wechsel in der Leitung des Burgtheaters 
ergeben, und da ist eine Idee aufgetaucht, die 
ich für ausgezeichnet und nachahmenswert 
für alle Bühnen in Österreich halte. Ich 
möchte kurz darauf hinweisen, weil sie mir 
gut gefällt: die sogenannten Blockabonne­
ments. Das heißt, jeder kann 10 oder 20 Kar­
ten im Vorverkauf kaufen, ohne Datum, und 
sie dann zwei oder drei Tage vor der Vorstel­
lung abrufen. Das heißt, er kann alle 10 Kar­
ten auf einmal verwenden, er kann 2 Karten 
verwenden, er kann 1 Karte verwenden, er 
kann eine Premiere besuchen, er kann eine 
Durchschnittsvorstellung besuchen. Das ist 
ein System, das ich für sehr lobenswert halte, 
weil es sofort Geld bringt, dem Abonnenten 
paßt, weil er die Karte billiger bekommt und 
vor allem weil es ihm planerischen Spielraum 
läßt, in der Terminplanung nämlich. 

Ich weiß aus eigener Erfahrung, daß man, 
wenn man ein fixes Abonnement, ein Premie­
renabonnement oder ein anderes hat, natür­
lich für ein Jahr im voraus nicht planen kann, 
sodaß man sehr oft eine Vorstellung nicht 
besuchen kann, was natürlich wieder sehr 
mindernd auf den Anreiz, sich um ein Abon­
nement zu kümmern, wirkt. 

Ein zweites hat mir sehr imponiert - ich 
beziehe mich auf das jetzige Kulturschaffen, 
was die Bühnen betrifft -, nämlich daß die 
für Österreich wirklich etwas belächelnswerte 
Einführung der Zehn-J ahres:-Klausel gefallen 
ist. Es ist sicher unmöglich, mit einem Beam­
tendenken weiterzuarbeiten, das heißt, einen 
Künstler, der 10 Jahre an einem Bundesthea-

ter ist, schon zu pragmatisieren. Es hat sich ja 
in der Vergangenheit gezeigt, daß das nicht 
gut ist, und es ist sehr zu begrüßen, daß diese 
Spanne auf 18 Jahre ausgedehnt wurde. 

Es wurde auch über das Kulturschaffen, 
über das künstlerische Schaffen im Sinne der 
bildenden Kunst gesprochen. Ich glaube, daß 
wir von Zeit zu Zeit Rückschau halten und 
dort, wo dies notwendig ist, ein wenig nach­
denken sollten. 

Und die Klagen von Kulturkritikern, von 
Essayisten mehren sich, daß wir in Österreich 
einem gewissen Provinzialismus anheimzu­
fallen drohen. In weiten Bereichen der Kunst 
kann man das feststellen. 

Ich glaube, man sollte sich hier einiges vor 
Augen halten. Zurückkommend auf die 
Hauptaufgabe staatlicher Kunstförderung 
sollten wir mehr Bedacht nehmen darauf, daß 
diese Aufgabe erfüllt wird. Das heißt dann 
nämlich, daß wirklich, statt des gegenteiligen 
Vorganges, mehr Menschen mit mehr Kunst 
komrontiert werden sollten. Wir erleben doch 
heute immer wieder, daß die Zirkel, die sich 
wirklich noch mit der Gegenwartskunst 
beschäftigen, kleiner werden, weil diese 
Gegenwartskunst in sehr vielen Fällen keine 
Ausdrucksform finden kann, die akzeptiert 
wird. Nehmen Sie alles bitte nur cum grano 
salis! 

Hauptaufgabe eines Staates muß es aber 
sein, möglichst viele Menschen zu erfassen. 
Das findet sich ja auch in jedem der Partei­
programme als wesentliche Aufgabe der Kul­
turförderung. 

Die Gegenwartskunst muß wieder offener 
werden. Es geht darum, den neurotisch anmu­
tenden Zwang zum Ausgefallenen, Verrück­
ten, nicht Bewertbaren, nicht Meßbaren, wie 
wir ihn sehr oft antreffen, abzulegen. 

Heute führt fehlende Zivilcourage bezie­
hungsweise die Angst der Jury vor der Bla­
mage dazu, daß keine Bereitschaft zur Kritik 
besteht. Schaum- und Luftblasen, klischee ar­
tige Worthülsen sind die Folge. Vom geistrei­
chen Kritiker beziehungsweise Juror zum 
geistlosen Schwätzer ist oft kein Schritt. Aus­
druck der steigenden Provinzialität des heimi­
schen Kunstschaffens in so manchen Fällen 
kann hier geortet werden. 

So wurden zum Beispiel die Arbeiten eines 
Künstlers - ich habe mir den Genuß 
gemacht, das sehr langsam durchzulesen, und 
es mir dann aufgeschrieben - beschrieben 
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als - es ging um Skulpturen; ich zitiere 
"ansatz zu komplexen bedeutungsreichen 
neuformulierungen, asketisch in motiv und 
form, die den primat des geistigen für sich in 
anspruch nehmen können, ohne auf die sinn­
liche erscheinung in strahlendem gold oder 
warmem ziegelrot zu verzichten." 

Was soll das? Die gewollte Kleinschreibung 
demaskiert ungewollt den geistigen Inhalt 
dieser Kritik, dieser Aussage. Größe und Qua­
lität - und das gilt auch für die moderne 
Kunst - sind an sich zeitlos, nicht an den Stil 
gebunden. Je- unabhängiger vom zweifellos 
auch mitbestimmenden Zeitgeschmack, desto 
besser. Also mehr offen sein! 

Offener heißt auch: zurück zur eigentlichen 
Bedeutung der Kunst, zur Kommunikation 
von Künstlern mit den Besuchern, Zuschau­
ern, Zuhörern. Dadurch entstehen Reflexio­
nen von Eindrücken, Einwirkungen auf den 
Künstler durch den Besucher und wieder 
zurück. 

Not tut mehr Mut zur Ehrlichkeit. Je ver­
rückter, desto preisgekrönter. Das heißt, 
Avantgarde wird zur Tradition, zur Verrückt­
heit um jeden Preis. 

Es muß dem künstlerisch Interessierten 
wieder erlaubt sein, abzulehnen, ganz banal 
zu fragen: Was soll das? Oft werden Null­
Werke durch das Abschreiben von Fremdwör­
terlexika zu Kunstwerken hochstilisiert. Nur 
in einem provinziell geistigen Klima sind 
diese Epigonen des Kaisers neuer Kleider 
noch preis- beziehungsweise aus stellungs­
und förderungswürdig. Moderne Kunst, wenn 
sie modern sein will, besteht nicht nur im 
Abstrusen, in Spinnereien. Kunst ist eine 
überhöhte Dimension der Lebensqualität, ist 
pflege und Schöpfung der geistigen Umwelt. 

Den fünfzigsten Schuhfetzen, die hundert­
ste weiße Leinwand auf den Nagel zu spießen, 
ist provinziell. Es war flur originell beim 
erstenmal. Transparente, der Öffentlichkeit 
zugängige Parameter bei der Auswahl von 
Exponaten können dem künstlerischen Nor­
malverbraucher Juryentscheidungen und 
Kunstwerke verständlicher machen und so 
zur intensiveren Beschäftigung mit der 
modernen Kunst beitragen. 

Ich habe nicht ein mal hier gebeten und 
vorgeschlagen, man möge doch in Österreich 
auch einen außergewöhnlichen Weg gehen 
und einmal pro Jahr jenen Kunstkritiker mit 
einem Preis bedenken, der die verständlich­
sten Kritiken zu schreiben imstande ist. Das 

wäre doch ein Anreiz für so manchen Kriti­
ker, sich in dieser Richtung zu betätigen. 

Hauptziel muß für uns eine Demokratisie­
rung der Kunst bleiben, ein Bemühen um den 
Menschen, um eine allmähliche Erstarrung 
des Kunstgeschehens in unserer Zeit zum 
Wohle der Avantgarde, der wirklichen Avant­
garde, zu verhindern. 

Beim Gegenwartsgeschehen dürfen sich 
jene traurigen Praktiken der internationalen 
Kunstszene nicht durchsetzen, die Friedens­
reich Hundertwasser so treffend mit den 
Worten charakterisiert - nun zitiere ich -: 
"Denn gemäß einem jetzt Mode gewordenen 
blinden Intellektualismus sind simple und 
schöne Lösungen von vornherein auszuschlie­
ßen. Die absurdesten Tätigkeiten werden per­
fektioniert und angebetet. Die Kunstmacher 
wollen in der vordersten Reihe der Zerstörer 
stehen. Die Kunstmacher und Kunstbetreiber 
sind lange schon nicht mehr die Künstler 
selbst, sondern eine kleine internationale 
Mafia von frustrierten Intellektuellen." -
Herbe Worte. 

Diese Kunstmacher und Kunstbetreiber, 
die jetzt den Rang von Museumsdirektoren, 
Kunsttheoretikern und Journalisten haben, 
sind Parasiten der Gesellschaft. Diese Mafia, 
blaß und weltfremd und lichtscheu und wahr­
heitsscheu, will dem Volk diktieren, was 
Kunst ist. Sie spricht zum dummen Volk mit 
Fremdwörtern und Verklausulierungen so 
wie die Ärzte auf lateinisch, um sich mit der 
Angst vor Unverständlichem Respekt zu ver­
schaffen. 

eum grano salis, meine Damen und Herren, 
findet man so manches, was einem irgendwo 
nicht ganz unpassend vorkommt. Wir wollen 
uns nicht blind diesem Eindruck hingeben. 

Ich möchte abschließend sagen: Es ist wirk­
lich notwendig, die Augen von Zeit zu Zeit 
ganz weit aufzumachen, damit man sieht, was 
da ist, und nicht verfällt in ein ängstliches 
Anbeten des Kaisers neuer Kleider, dort, wo 
sie womöglich gar nicht vorhanden sind. Das 
wäre wirklich provinziell, und unser aller 
Bestreben geht genau in die gegenteilige 
Richtung, nämlich den Rang Österreichs als 
kulturelle Großmacht auf allen Ebenen zu 
erhalten. Wir haben es bisher gekonnt, wir 
werden und sollen es auch in Zukunft können. 
Ich danke. (Beifall bei FPÖ und SPÖ.) 14.44 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zu Wort 
gemeldet ist Herr Abgeordneter Pischl. Ich 
erteile es ihm. 
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Abgeordneter PischI (ÖVP): Frau Präsident! 
Herr Bundesminister! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Der Kunstbericht 1984 
gibt einen interessanten Überblick über För­
derungsmaßnahmen des Bundes in den ver­
schiedenen Bereichen der Kulturpolitik. Es 
wurde schon darauf hingewiesen, daß trotz 
Verbesserung auch dieser Kunstbericht leider 
noch immer schwer lesbar ist und deshalb 
Vergleiche und Schwerpunkte beziehungs­
weise Veränderungen gegenüber den frühe­
ren Jahren nicht leicht feststellbar sind. 

Hohes Haus! In einem Absatz des Vorwor­
tes heißt es: 

"Die Knappheit der Mittel zwingt mehr als 
bisher dazu, die Effizienz und Wirkung aller 
Förderungsmaßnahmen auch im Einzelfall zu 
überprüfen. Dies darf jedoch keinesfalls dazu 
führen, daß sich die Förderung allein auf 
Bewährtes beschränkt, sie muß immer dem 
Neuen eine faire Chance geben. Damit ist 
aber auch das Risiko bewußt in die Förde­
rungsüberlegungen einbezogen." 

Die Österreichische Volkspartei unterstützt 
eine solche Überlegung, daß Kulturförderung 
nichts Statisches sein darf, sondern den krea­
tiv Schaffenden die Möglichkeiten der Unter­
stützung einräumt, trotz aller Knappheit der 
vorhandenen Mittel. 

Es müssen die technischen Entwicklungen, 
die am kulturpolitischen Geschehen nicht vor­
beigehen, ebenfalls berücksichtigt werden. 
Allerdings, glaube ich, wird es hier in Zukunft 
sehr darauf ankommen, daß wir zu einer Art 
Kriterienkatalog kommen und genauer fixie­
ren, was gefördert und unterstützt wird von 
seiten der öffentlichen Hand. 

Ich meine hier konkret den Bereich der 
Video-Förderung. Hier kommt eine neue 
Generation von filmischen Möglichkeiten auf 
uns zu, und wir werden diesem Bereich 
besonderes Augenmerk schenken müssen, 
denn er bietet einer wesentlich breiteren 
Schichte die Chance, sich auch kulturpolitisch 
zu betätigen. Genauso wird es aber auch 
gerade in diesem Bereich in verstärktem 
Maße zu rein kommerziellen Tätigkeiten 
kommen. Hier gilt es, gerade bei den Subven­
tionen, bei den Unterstützungen zu unter­
scheiden. 

Ich möchte diesen Bereich Video deshalb 
herausgreifen, weil wir hier in der gesamten 
Kunstförderung ein gewisses Neuland betre­
ten und deshalb von vornherein Abgrenzun-

gen machen sollten, damit nicht gerade dieser 
der Kunst neue Möglichkeiten bietende 
Bereich zu einem Faß ohne Boden wird. 

Ich weiß nicht, nach welchen Kriterien die 
Videobegleitkommission die einzelnen Pro­
jekte im Jahre 1984 beurteilte beziehungs­
weise welche Kriterien ausschlaggebend 
waren für die Höhe der Unterstützung, wie sie 
der Kunstbericht hier ausweist. Wenn es im 
Text heißt, daß hauptsächlich Dokumentar­
filme und Filme, die der Selbstdarstellung 
gesellschaftlicher Randgruppen dienen, geför­
dert wurden, so ist das für mich eine zu allge­
meine, eine zu lapidare Aussage, wo man kei­
nerlei Grenzen und Schwerpunkte der Förde­
rung erkennen kann. 

Als Beispiel, Herr Bundesminister, viel­
leicht als Extrembeispiel möchte ich das Pro­
jekt von Friederike Reichel unter dem Titel 
"Und abends geht's ins Puff" nennen. Ich 
kenne diesen Film nicht und weiß deshalb 
auch nicht, ob es sich hier um einen Doku­
mentarfilm oder um eine gesellschaftliche 
Darstellung handelt. 

Ich glaube aber, Herr Bundesminister, Sie 
verstehen, warum wir mehr an Informationen 
bei diesen Förderungen wünschen, denn 
wenn dies in Zukunft nicht geschieht, ist der 
Polemik Tür und Tor geöffnet. 

Bei der zukünftigen Videoförderung wird es 
doch unter anderem auch darum gehen müs­
sen, daß man in diesem Bereich zu einer posi­
tiven Entwicklung und Darstellung kommt 
und damit der heute so modernen Brutalwelle 
auf diesem Sektor entgegenwirkt. Durch die 
finanzielle Unterstützung des Bundes hat 
man es in der Hand, ohne die Freiheit der 
Kunst zu gefährden, initiative Menschen in 
diese Positivrichtung zu animieren. 

Mir ist schon bewußt, daß leider der reißeri­
sche Videofilm vielleicht mehr Anklang in 
unserer heutigen Gesellschaft findet, doch 
sollten wir alle gemeinsam verpflichtet sein, 
in diesem zukunftsträchtigen Medium von 
seiten des Bundes dieser Welle entgegenzu­
wirken. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ein anderes Kapitel dieses Kunstberichtes 
beschäftigt sich mit dem kulturpolitischen 
Maßnahmenkatalog. Es hat schon mein Kol­
lege Schäffer darauf hingewiesen. (Abg. Dr. 
G rad e n e g ger: Reine Pornographie, die 
Sie bringen! Daß die Frau Präsident das nicht 
abstellt!) Ja und diese reine Pornographie, 
Herr Kollege Gradenegger, wird vom Herrn 

-
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Bundesminister unterstützt und gefördert. 
Lesen Sie es nach im Kunstbericht 1984! (Bei­
fall bei der ÖVP. - Abg. Dr. G rad e n e g -
ger: Pornographie ist das, was Sie sagen!) Er 
weiß nicht, wovon er spricht. Herr Hofrat Dr. 
Gradenegger, haben Sie den Kunstbericht 
nicht gelesen, wenn ja, dann verstehe ich Ihre 
Argumentation überhaupt nicht. (Abg. Dr. 
G rad e n e g ger: Danke für die Nachhilfe­
stunde! Ich zahle nichts dafür! Das, was Sie 
gesagt haben, ist Pornographie! Der Herr 
Leitner ist sogar echauffiert über solche 
Sachen! Was Sie von sich geben, ist skanda­
lös! Es sind schließlich Kinder im Saal auf der 
Galerie!) Daß solche Sachen gefördert wer­
den, darüber sind wir alle konsterniert und 
hoffen, daß wir auch die entsprechende Auf­
klärung vom Herrn Bundesminister erhalten. 

Herr Bundesminister! Wir haben uns im 
Ausschuß schon über den kulturpolitischen 
Maßnahmenkatalog unterhalten. Ich möchte 
hier noch einmal deponieren, daß gerade die­
ser Bereich, der unsere jungen Menschen an 
das zeitgenössische Kulturleben heranführen 
soll, ausführlicher, ich möchte sagen, wesent­
lich ausführlicher in den kommenden Kunst­
berichten behandelt werden muß. 

Es wäre in Zukunft wünschenswert, wenn 
wir erfahren könnten, welche Schriftsteller 
sich für Gespräche mit Schülern zur Verfü­
gung stellen, wie musikalische Veranstaltun­
gen durchgeführt werden, welche Wanderaus­
stellungen angeboten wurden und wie hier 
das Interesse oder auch die Resonanz bei den 
jungen Menschen war. 

Für mich sind dieser Bereich und dieser 
Absatz einfach zu mager, zu nüchtern ausge­
fallen, wenn man einfach nur aufzählt, wie 
viele Veranstaltungen in den einzelnen Bun­
desländern durchgeführt wurden beziehungs­
weise wieviel die einzelnen Bundesländer 
vom Gesamtkuchen dieses Budgets erhalten 
haben. 

Dieser für mich und für uns sehr wichtige 
Abschnitt im Kunstbericht sollte in Zukunft 
auch mehr Auskunft über das Kulturinteresse 
oder auch über das Kulturbewußtsein unserer 
Jugend geben. Ich weiß, ich befinde mich hier 
im Gegensatz zum Kollegen Nedwed, der 
glaubt, daß es ausreichend ist, wenn nur 
nüchterne Zahlen den Kunstbericht bestük­
ken. Wir glauben, daß auch ein entsprechen­
des Fleisch das Ganze abrunden sollte. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte aber 
heute die Debatte zum Kunstbericht auch 
benutzen, mich mit einem Punkt nur ganz 

kurz auseinanderzusetzen, der hier nicht 
namentlich und punktuell genannt ist, näm­
lich mit der Bedeutung des Wortes bezie­
hungsweise der Sprache als Kulturträger . 
Dieser Bereich beschäftigt mich jetzt nicht 
nur aus Aktualitätsgründen der letzten 
Wochen, wo ein negatives Beispiel der Mög­
lichkeiten der Verbalisierung gegeben wurde, 
sondern Anlaßfall war für mich der Abschluß 
des Redewettbewerbs in meinem Bundesland 
Tirol. 

Ich besuche seit vielen Jahren diese 
Abschlußveranstaltung und muß sagen, daß 
das Niveau leider jedes Jahr zurückgegangen 
ist. Ich möchte mir hier nicht anmaßen, die 
einzelnen Teilnehmer zu kritisieren oder in 
ein negatives Licht zu stellen, sondern ich 
möchte mir nur erlauben, die Fragen zu stel­
len: Warum ist das so gekommen? Welche 
Gründe gibt es, daß dieses Niveau ständig 
gedrückt wird? Haben wir, hat unsere Gesell­
schaft hier Fehler gemacht? Wie ist es mit 
dem Beispiel gegenüber der Jugend? Ist die­
ser Abfall der Ausdruck oder die Tendenz 
unserer Gesellschaft heute, daß wir nicht 
mehr in der Lage sind, miteinander zu reden, 
zu diskutieren, ohne ausfällig zu werden, und 
ist es Ausdruck unserer Gesellschaft, daß 
junge Leute, welche ein Thema aufbereiten, 
dieses nur mehr einseitig negativ oder nur 
mehr deprimierend behandeln wollen oder 
können? 

Wir sollten uns gemeinsam darüber Gedan­
ken machen, was wir tun können, um uns die 
Bedeutung des Wortes nicht nur persönlich 
bewußt oder bewußter zu machen, sondern 
auch dessen Bedeutung gegenüber den einzel­
nen Angesprochenen oder gegenüber der 
Masse. 

Es wird zuwenig sein, wenn wir den jungen 
Menschen in der Schule ein- oder zweimal die 
Möglichkeit bieten, ein Referat zu halten. Wir 
werden ihnen Chancen bieten müssen, sich 
mit allen Bereichen des Lebens stärker als 
bisher auseinanderzusetzen, und zwar auch 
verbal auseinanderzusetzen in der Gruppe, in 
der Gemeinschaft. 

Wir sind heute weitestgehend eine Konsum­
gesellschaft, die sich berieseln läßt, wobei das 
Fernsehen das Hauptmedium geworden ist. 
Wenn wir aber davon ausgehen, daß es nach 
einer solchen Informationsstelle oder nach 
einem solchen Informationsdruck in geballter 
Weise keine Diskussion gibt, dann bleibt 
etwas hängen, gerade bei den jungen Men­
schen, was nicht verarbeitet ist, was oft nicht 
verkraftet wird und zu wenig Objektivität 
führt oder führen kann. 
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Es war für mich schlimm, wenn junge Men­
schen, ganz gleich, mit welchem Thema sie 
sich beschäftigt haben, alles nur pauschal 
negieren und pessimistisch sehen und 
dadurch keinerlei Zukunftschancen erwarten. 
Man bildet sich ein, auf der richtigen Linie zu 
liegen, wenn man mit den Wölfen heult. Lei­
der Gottes geht dieses Heulen heute fast aus­
schließlich in die Richtung des Negativen, des 
Pessimistischen. 

Ich möchte heute und hier niemandem die 
Schuld für eine solche Entwicklung zuweisen. 
Ich möchte nur aufzeigen, daß wir uns alle der 
Bedeutung des Wortes, der. Bedeutung der 
Sprache bewußt sein sollen und daß wir viel­
leicht auch den Mut haben sollen, nicht nur 
nach dem Motto "Nur schlechte Nachrichten 
sind gute Nachrichten" zu leben, sondern daß 
wir lernen sollen - das sollten wir vor allem 
im Interesse der Jugend praktizieren -, posi­
tiv zu argumentieren. 

Auch Kritik kann und soll ja positiv gewer­
tet werden und nicht als persönliche Diffa­
mierung oder Beleidigung. 

Meine Damen und Herren! Ich habe dieses 
Thema heute hier in der Kulturdebatte nur 
gestreift, weil ich persönlich davon überzeugt 
bin, daß wir in Zukunft mehr Verantwortung 
in das Wort legen müssen und daß wir die 
Verpflichtung haben, mehr Möglichkeiten zu 
schaffen, daß sich besonders der junge 
Mensch über die aktuellen Themen unserer 
Zeit, sei es jetzt über das Thema Frieden, 
Umwelt, Menschenwürde, Arbeitsplatz oder 
sonstiges, umfassender informieren und 
damit auseinandersetzen kann, als es wahr­
scheinlich bisher der Fall war. 

Die Verwendung des Wortes und der Stil 
der Sprache wird keinen Niederschlag in den 
kommenden Kunstberichten finden. Wir soll­
ten uns aber immer bewußt sein, daß eben 
das Wort Kulturträger unserer Gesellschaft 
ist. 

In diesem Sinne nehmen wir den Kunstbe­
richt 1984 zur Kenntnis. (Beifall bei der 
ÖVP.) 15.01 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zum Wort 
gemeldet hat sich der Herr Bundesminister. 
Ich erteile es ihm. (Präsident Dr. S ti x über­
nimmt den Vorsitz.) 

15.01 

Bundesminister für Unterricht, Kunst und 
Sport Dr. Moritz: Sehr verehrte Frau Präsi­
dent! Meine Damen und Herren Abgeordne-

ten! Der 1971 vom ersten sozialdemokrati­
schen Unterrichts minister der Zweiten Repu­
blik im Nationalrat zum erstenmal vorgelegte 
und der Gesetzgebung seither jährlich unter­
breitete Kunstbericht ist bis heute das detail­
lierteste und zugleich umfassendste Doku­
ment staatlicher Kunstförderung im In- und 
Ausland. Die bis in alle Einzelheiten gehen­
den Informationen des Ministeriums geben· 
ein offenes und über längere Zeiträume ver­
gleichbares Bild aller getroffenen Maßnah­
men, ihrer Ziele und Ergebnisse. 

Wer sich die Mühe nimmt, komparativ zu 
lesen, wird aus den bisher vorliegenden 
Berichten einen imponierenden Eindruck 
über die Entwicklung der Künste in Öster­
reich in diesen anderthalb Jahrzehnten, zu 
der die Förderungstätigkeit des Bundes einen 
gewiß bescheidenen, aber doch unverzichtba­
ren Beitrag geleistet hat, gewinnen können. 

Ihnen, meine Damen und Herren, diese 
zugegeben schwierige Aufgabe des verglei­
chenden Studiums des Kunstberichtes zu 
erleichtern, wird das Ziel jener Verbesserun­
gen des Berichtes sein, die bei den Beratun­
gen im Unterrichtssausschuß dankenswerter­
weise angeregt worden sind. Einigen heutigen 
Wortmeldungen folgend, etwa jener der Abge­
ordneten Steinbauer und Peter, werden wir 
künftig auch auf Grundsatzprobleme mehr 
als bisher eingehen, um zu versuchen, wie 
Steinbauer es sagte, eine Etage höher zu 
gehen. 

Nicht zu verschleiern, ist die Aufgabe des 
Kunstberichtes - da könnten wir uns von 
vornherein die Mühe gleich sparen -, son­
dern transparent zu machen. Die hoffentlich 
auch in Zukunft lebendige kulturpolitische 
Diskussion soll damit, soweit es die staatliche 
Förderung betrifft, eine möglichst lückenlose 
Grundlage besitzen. 

Meine Damen und Herren! Auf die heutigen 
Diskussionbeiträge im vollen Umfang und in 
allen Details einzugehen, ist mir bedauerli­
cherweise nicht möglich. Ich habe mich aber 
über die Einladung des Abgeordneten Stein­
bauer gefreut, mit uns in eine sachliche, kul­
turpolitische Diskussion einzutreten. Er rennt 
mit dieser Einladung bei mir offene Türen 
ein, weil wir ja schon - lang, lang ist's her -
auch bei Kulturgesprächen mit der ÖVP in 
kulturpolitischen Fragen miteinander die 
Klingen gekreuzt haben. 

Sicher kann nicht alles, was sich seither 
ereignet hat, bereits in einem Kunstbericht 
1984 ausgedrückt sein. In der Verlagsförde-

-
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rung etwa haben wir - und das ist neu in 
Österreich - eine Kleinverlagsförderung 
etabliert, um gewissen Konzentrationstenden­
zen im Verlagswesen entgegenzuwirken und 
vor allem jüngeren Autoren die Chance der 
Publizität zu wahren. 

Die Kritik an der Filmförderung, die hier 
geübt wurde, widerlegt sich selbst an der Tat­
sache, daß gerade in den letzten beiden Jah­
ren immer wieder Filme österreichischer Pro­
venienz, die mit österreichischer Filmförde­
rung zustande gekommen sind, internationale 
Preise errungen haben. Ich verweise auf den 
Film des Salzburgers Wolfram Paulus, "Hei­
denlöcher" , der in Berlin großen Erfolg 
gehabt hat und seinem Schöpfer auch den 
Bayrischen Filmpreis eingetragen hat. 

Ich habe mich anläßlich der Verleihung des 
Preises auch über die Details der bayrischen 
Filmförderung mit dem Ministerpräsidenten 
unterhalten können. Ich sage Ihnen: Das Kon­
zept einer neuen Filmförderung, das ich mit 
dem Herrn Finanzminister demnächst der 
Öffentlichkeit vorstellen will, wird sich an der 
Filmförderung des Freistaates Bayern, der 
bekanntlich fast doppelt so groß wie Öster­
reich ist, mindestens messen können. 

Es wurde behauptet, die Bregenzer Fest­
spiele seien finanziell nicht abgesichert. -
Sie sind abgesichert, unter der Vorausset­
zung, daß die Veranstalter das Gebot der Wirt­
schaftlichkeit und der Sparsamkeit zu wah­
ren wissen werden. 

Die Salzburger Festspiele wurden kritisiert. 
Ich bin gerne bereit, die Anmerkung des 
Herrn Abgeordneten Steinbauer an den 
gesetzlichen Repräsentanten des Salzburger 
Festspielfonds, an den Herrn Salzburger Lan­
deshauptmann, weiterzuleiten, auch wenn er 
vielleicht darauf nicht empfänglich, sondern 
allergisch reagieren wird. 

Es ist fast eine Ironie gewesen, daß einer 
der Sprecher der Opposition die Auslandskul­
turarbeit der Republik Österreich gerade in 
dem Zeitpunkt zu kritisieren beginnt, in dem 
sich die große Ausstellung "Wien - Geburt 
eines Jahrhunderts" in Paris zu dem aus­
landskulturpolitischen Ereignis ganz Europas 
zu entwickeln beginnt. Der ganze Kontinent 
blickt heute nach Paris, um zu sehen, wie die 
Österreicher, die Bürger dieses kleinen Staa­
tes, so etwas fertiggebracht haben. 

Wir werden, Herr Abgeordneter Steinbauer 
- ich danke Ihnen, daß Sie gekommen sind 
(Abg. Steinbauer: Ja, ich eile!) -, die 

Bemühungen zum Erfolg führen, bei der 
Europalia in Brüssel wiederum eine ähnlich 
wirkungsvolle Österreich-Repräsentation 
zustandezubringen. Abermals ein Musterbei­
spiel interministerieller Zusammenarbeit, die 
auch diese Kritik völlig widerlegt. 

Herr Abgeordneter Probst wies darauf hin, 
daß es zweckmäßig sei, mit deutschsprachi­
gen Minderheiten im Ausland kulturpoliti­
sche Kontakte herzustellen, etwa mit dem 
Elsaß. Ich fände, daß dies ein Austausch vor 
allem auf regionaler Ebene werden sollte. 

Herr Abgeordneter Bayr beklagte einmal 
mehr, daß es zu keiner großen zentralen 
Kokoschka-Ausstellung in Österreich gekom­
men sei. Bitte, diese Bundesregierung ist 
nicht dafür verantwortlich zu machen, daß 
Kokoschka vor Verfolgung nach Großbritan­
nien gehen mußte, dort Staatsbürger wurde 
und einen sehr wesentlichen Teil seines 
Lebenswerkes dort geschaffen hat, daß er 
also auch dort präsentiert wird. Die Verhand­
lungen über eine Übernahme wurden mit dem 
Wissenschaftsministerium geführt. Der Herr 
Wissenschaftsminister kann sicher Auskunft 
darüber geben, warum diese Ausstellung 
nicht nach Österreich gekommen ist. 

Aber wozu eine große zentrale Ausstellung, 
wenn wir eine Fülle von Einzelveranstaltun­
gen bieten können, die in ihrer Summe einer 
solchen großen Zentralveranstaltung sicher 
ebenbürtig sind? Ich erinnere an die Ausstel­
lung der Hochschule für angewandte Kunst, 
an die Ausstellung der Städtebilder, eine ein­
malige Zusammenfassung dieses Genres des 
Meisters im Museum für angewandte Kunst, 
und schließlich an die Aktivität in den Bun­
desländern, etwa die Ausstellung fast des 
gesamten druckgraphischen Werkes in Salz­
burg, für die sich auch das städtische Museum 
zur Verfügung gestellt hat, weil es im Ruperti­
num allein in seiner Gesamtheit gar nicht 
gezeigt werden könnte. 

Es wurde gefragt, was der Beitrag des 
Unterrichtsressorts zur Gedenkfeier für 
Kokoschka sei. Nun, eine Einrichtung von 
fortdauernder Wirkung: die Stiftung von Sti­
pendien für jüngere Künstler und auch die 
Auszeichnung eines Lebenswerkes eines 
Künstlers für einen älteren Kunstschaffen­
den. 

Herr Abgeordneter Bayr hat dann auf die 
Orchesterförderung hingewiesen. Er konnte 
nicht wissen, daß das Niederösterreichische 
Tonkünstlerorchester 19853 220000 S bekom­
men hat, 1984 waren es nur 2,3 Millionen 
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Schilling. Es sind also mehr Beiträge des Bun­
des geworden. Auch das Kokoschka-Archiv in 
Pöchlarn wird von uns in einer bescheidenen 
Weise gefördert werden, sicher in Zusammen­
arbeit mit dem Wissenschaftsressort. 

Im Zusammenhang mit dem Herrn Abge­
ordneten Schäffer darf ich doch noch einmal 
auf die schriftlich übermittelten Berichte ver­
weisen. Ich möchte ihn sehr herzlich bitten, 
doch, bevor er Vorwürfe erhebt, nachzuprü­
fen, ob nicht die Tatsache der Osterferien dies 
verursacht haben könnte, denn von mir aus 
sind diese Berichte schon in der Woche vor 
der Karwoche veranlaßt worden. 

Zurückweisen muß ich die generelle 
Anschuldigung, daß das Ministerium Vereine 
ohne Überprüfung gefördert hätte. Gerade bei 
dem von ihm angesprochenen Verein "Öster­
reich-Haus" waren es die Vertreter des Mini­
steriums in den Vereinsorganen, die auf Miß­
helligkeiten aufmerksam gemacht und die 
Einschaltung des Rechnungshofes veranlaßt 
haben. 

Wie gesagt, das ist ein privater Verein, der 
keine Subventionen mehr bekommt, dessen 
Schwierigkeiten durch persönliches Fehlver­
halten eines dem privaten Verein verantwort­
lichen Geschäftsführers verursacht worden 
sind. Ein Zwangsausgleich war die Folge. 
Aber durch eine ansehnliche Mietenvoraus­
zahlung haben wir die Voraussetzung dafür 
geschaffen, daß die Aktivitäten des Vereines 
in diesem Haus auch in Zukunft werden statt­
finden können. 

Ich wundere mich, daß Herr Abgeordneter 
Schäffer der Bestellung eines neuen 
Geschäftsführers beim Verein "Kultur-Ser­
vice" so kritisch gegenübersteht. Es handelt 
sich ja um einen gemeinsamen Landsmann, 
den ich berufen habe. Und daß es eine Zeit­
lang formal zwei Geschäftsführer geben wird, 
hängt eben mit arbeitsvertragsrechtlichen 
Bestimmungen zusammen. Mir aber schien 
es wichtig, den neuen Geschäftsführer sofort 
in Aktion zu setzen. 

Es ist eine arge Verunglimpfung des "Thea­
ters der Jugend", hier generell von einer Ver­
schuldung zu reden. Ich halte das für nicht 
besonders verantwortungsvoll. Dieser Verein 
hat keine größeren Schulden und konnte 
immerhin in Zeiten, in denen wir gerade in 
Wien stark sinkende Schülerzahlen haben, 
nämlich die niedrigste Schülerzahl seit vielen, 
vielen Jahren, seine Abonnentenzahl inner­
halb eines Jahres von 55681 auf 63161, auf 
seinen bisher höchsten Stand, anheben. Es 

hätte sich also dieser Verein eher Lob als 
Tadel verdient. 

Dem Herrn Abgeordneten Pischi darf ich 
versichern, aufgrund einer Information der 
Herren meines Hauses: Der von ihm ange­
sprochene Videofilm stellt eine kritische Aus­
einandersetzung mit der Prostitution dar, 
eine Auseinandersetzung, der Sie hoffentlich 
Ihre Zustimmung nicht versagen werden. 
Gefördert wurde übrigens nur ein Vorfilm; 
das Gesamtwerk ist dann nicht mehr in der 
Förderung enthalten. 

Ich stimme dem Herrn Abgeordneten auch 
zu, wenn er meint, daß ein Kriterienkatalog 
für die Kulturförderung und die Kunstförde­
rung erstellt werden sollte. Ich glaube, daß 
das von mir vorgeschlagene Kunstförderungs­
gesetz hiezu eine gute Möglichkeit bieten 
wird. 

Aber eines sage ich Ihnen auch, Herr Abge­
ordneter: Eine Reglementierung oder gar eine 
Vorzensur im Videobereich wird es in diesem 
Gesetz ganz gewiß nicht geben. (Abg. 
Pis eh 1: Das haben wir auch nicht verlangt!) 

Ich unterstütze Ihre Ansichten über die 
Sprache als Kulturträger , teile aber in keiner 
Weise das Urteil, daß das Niveau der Rede­
wettbewerbe der österreichischen Schulen 
gesunken sei. Was ist hier in Tirol los?, 
möchte man sich fragen. Insgesamt haben wir 
eher eine starke Steigerung der Eloquenz 
unserer jungen Schüler bei diesen Redewett­
bewerben feststellen können. 

Meine Damen und Herren! Die im Kunstbe­
richt dargestellten Förderungsmaßnahmen 
des Bundesministeriums für Unterricht, 
Kunst und Sport gehen im wesentlichen von 
vier Prämissen aus. 

Erstens: Die Kunst ist in unserem Lande 
frei. Seit 1982 wird dies auch durch das 
Grundgesetz bekundet. 

Die Förderung hat die Aufgabe, die Schaf­
fung und Verbreitung von Kunst zu ermögli­
chen. Das Kriterium für die Förderung kann 
nur die Qualitätserwartung, aber nicht der 
Inhalt des Kunstwerkes, seine Aussage sein. 
Der Staat hat sich bei seiner Förderungstätig­
keit vom Gebot der Toleranz leiten zu lassen 
und wohl auch davon, daß Kunst nicht nur 
frei von Unterdrückung und Verfolgung, son­
dern auch nur frei von,materieller Not gedei­
hen kann. Gerade darüber ist anläßlich des 
Kunstförderungsgesetzes ein Dialog mit den 
Künstlern bereits in vollem Gange. 

-
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Ich danke dafür, daß sich Frau Abgeordnete 
Hawlicek und Herr Abgeordneter Nedwed in 
diesem Zusammenhang so vehement für die 
Freiheit der Kunst in Österreich eingesetzt 
haben. Auch ich darf auf das Ergebnis der 
Enquete "Freiheit der Kunst" vom vergange­
nen Oktober verweisen und möchte hier nach­
drücklich festhalten, daß es in Österreich 
auch nicht durch Gerichtsbeschluß Verbote 
und Beschlagnahmungen von Kunstwerken 
geben darf. Das ist ein Appell an das Parla­
ment, hiefür die notwendigen legistischen 
Maßnahmen in Form eines Gesetzes oder 
auch einer authentischen Interpretation zu 
setzen. 

Herr Abgeordneter Steinbauer konnte es 
sich natürlich nicht verkneifen, auf die Bern­
hard-Diskussion zu verweisen. Leider hat er 
dazu geschwiegen, daß die Niederösterreichi­
sche Landesregierung nicht den Mut gehabt 
hat, dem Vorschlag einer Jury zu folgen und 
Hermann Nitsch einen Preis zu verleihen; da 
ist man ausgewichen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In 
der von mir ausgearbeiteten Präambel zu 
einem Kunstförderungsgesetz des Bundes, 
dessen Entwurf sich derzeit im Begutach­
tungsverfahren befindet, heißt es wörtlich: 

"Die Förderung hat die Vielfalt der Kunst 
und deren Erhaltung im Geiste der Freiheit 
und Toleranz zu berücksichtigen. Sie hat 
danach zu streben, die Kunst allen Bevölke­
rungskreisen zugänglich zu machen und zu 
den materiellen Voraussetzungen für die Ent­
wicklung des künstlerischen Lebens in Öster­
reich beizutragen. Diese Förderungspostulate 
resultieren aus der Würdigung der wertvollen 
Leistungen, die die Kunst der Gesellschaft 
gegenüber erbringt, und ihres Beitrages zur 
Verbesserung der Lebensbedingungen und 
zur Vervollkommnung der Lebensformen. 

Ich hoffe, daß Sie, meine Damen und Her­
ren Abgeordneten, diesen Intentionen bei den 
Beratungen über die Gesetzesvorlage folgen 
werden. 

Ich komme damit zur dritten Prämisse des 
Kunstberichtes: Da die staatliche Förderung 
in einem demokratischen Gemeinwesen der 
Kunst an sich gilt und keineswegs Staats­
kunst zum Ziele haben kann, muß sie auch 
die Bereitschaft zum Risiko umfassen. Ich 
freue mich über die Zustimmung zu dieser 
Risikobereitschaft sowohl durch Herrn Klu­
bobmann Peter als auch durch Herrn Abge­
ordneten Pischl. Der Staat muß mit seiner 
Förderung in Kauf nehmen, daß seine Förde-

rung auch einmal nicht zum gewünschten 
Ziele führt. 

Als ich vor Jahren als Kulturreferent des 
Landes Salzburg Arbeitsstipendien für junge 
Autoren einführte, meinte ich, daß der Zweck 
dieser Stipendien schon dann erfüllt sei, wenn 
es nur einem von zehn Stipendiaten gelingt, 
den Durchbruch zum literarischen Erfolg zu 
erzielen. Dieser Erfolg hat sich eingestellt. 

Aber auch dem Künstler kann der Staat die 
Bereitschaft zum Risiko nicht abnehmen. 
Sowenig wir Staatskunst wollen, so wenig 
wollen wir Staatskünstler . Der Staat kann 
nur einen Teil der Voraussetzungen zum 
künstlerischen Erfolg schaffen; den größeren 
Teil werden Begabung, Fleiß und persönlicher 
Einsatz zu leisten haben. 

Eine wichtige Aufgabe des Staates scheint 
es mir vor allem zu sein, der Kunst ein Publi­
kum zu schaffen, das sie trägt und frei wer­
den läßt. Gerade bei manchen Strömungen 
der modernen Kunst, die sich dem Verständ­
nis des Publikums nicht leicht erschließen, 
tritt diese informative und pädagogische Auf­
gabe in den Vordergrund. 

Ich stimme mit Klubobmann Peter überein, 
wenn er sagt, wir müssen die Schwellenäng­
ste abbauen. 

Viertens haben wir davon auszugehen, daß 
der Kunstbericht des Ministeriums die föde­
rative Struktur unserer Republik widerspie­
gelt. Die primäre Kulturkompetenz liegt bei 
den Bundesländern. Die Kunstförderung des 
Bundes wird subsidiär wirksam. Deshalb gibt 
es in der Kunstförderung des Ministeriums 
keinen Zentralismus. Wir bemühen uns viel­
mehr, behutsam auf die stark ausgeprägte 
regionale Vielfalt des österreichischen Kunst­
lebens einzugehen. Dabei arbeiten wir eng 
mit den Kulturverantwortlichen der Bundes­
länder und - weil bekanntlich der Föderalis­
mus nicht bei den Ländern enden darf - der 
Gemeinden zusammen. 

Diese gemeinsame Leistung des Bundes, 
der Länder und der Gemeinden stellt den Bei­
trag des österreichischen Staates zur Kultur­
förderung dar, und dieser gemeinsame Bei­
trag kann sich auch in seinem Anteil absolut 
mit jeder anderen staatlichen Kulturförde­
rung messen. 

Die Reorganisation des österreichischen 
Kultur-Service, der auch heute wieder ange­
sprochen worden ist, läßt sich - und das ist 
wiederum ein starker föderalistischer Akzent 
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- nach meinen Intentionen von einer ver­
stärkten Zusammenarbeit mit den Kulturvor­
posten draußen in den Ländern und Gemein­
den leiten. 

Wie die Kunstförderung des Bundes die 
persönliche Eigenverantwortung des Künst­
lers voraussetzt und achtet, so hat sie auch in 
ihrer föderalistischen Zielsetzung die Eigen­
verantwortung der Länder und Gemeinden zu 
respektieren. Diese Verantwortung bedingt, 
daß sie in erster Linie für das kulturelle 
Leben in ihren Gebieten zuständig sind, auch 
mit der Konsequenz der finanziellen Haupt­
verantwortung für die großen Kultureinrich­
tungen wie Theater und Orchester. 

Bei Beachtung dieser vier Prämissen, Frei­
heit und Toleranz, Vielfalt, Risiko und födera­
listische Struktur, werden aus der Analyse 
der bisher vorgelegten Kunstberichte auch 
manche großen Probleme der staatlichen 
Kunstförderung in Österreich erkennbar. 

So fällt der ständig wachsende Anteil auf, 
den die großen Kultureinrichtungen, vor 
allem die großen Theater, an der Gesamtheit 
der Kunstförderungsmittel in Anspruch neh­
men. Ich habe wiederholt zu erklären ver­
sucht, daß dies besonders an den Theatern die 
Verursachung in einem tertiären Kosten­
druck besitzt, dem wir auch bei äußerster 
Sparsamkeit bei der Gebarung der Theater 
nur mit Teilerfolgen werden begegnen kön­
nen. 

Obwohl bei ihnen dieses Kostenproblem 
natürlich am größten ist, gebührt den Bundes­
theatern für ihre Bemühungen um eine wirt­
schaftliche Gestion besonderer Dank. Das 
Wachstum. ihrer an sich gigantischen 
Abgänge ist in den letzten Jahren laufend 
geringer geworden und zeigt damit eine viel 
positivere Tendenz als die so mancher ande­
rer Bühnen. 

Dieser wachsende Anteil der großen Ein­
richtungen an den gesamten Förderungsmit­
teln charakterisiert die Kulturförderung in 
nahezu allen europäischen Staaten. Er geht in 
schmerzlicher Weise zu Lasten der freien För­
derung, auf die gerade die künstlerische 
Jugend, die einzelnen Künstler, die Innovatio­
nen in allen Bereichen des Kunstlebens in 
besonderer Weise angewiesen sind. 

Mit genau den gleichen Problemen hat 
auch die Kulturförderung der Bundesländer 
zu kämpfen, obwohl sich die Länder vielfach 
mit der Einführung eines Rundfunk- oder 

Fernsehschillings oder anderer zweckgebun­
dener Abgaben zu helfen versuchten. 

Angesichts dieser finanziellen Situation, die 
durch den kategorischen Imperativ der Kon­
solidierung des Staatshaushaltes kaum revo­
lutionär zu verändern ist, messe ich als für die 
Kunstförderung zuständiger Bundesminister 
der steuerlichen Förderung privaten Mäzena­
tentums große Bedeutung zu. Sie werden mir 
gewiß zubilligen, daß mir dabei der kunstin­
teressierte Arbeiter, der den Erwerb einiger 
Graphiken von der Lohnsteuer absetzen 
kann, lieber und wichtiger ist als ein Millio­
när, der seine private Kunstsammlung zu 
Lasten der übrigen Steuerzahler bereichern 
möchte. (Beifall bei der sm.) 

Es wäre eine Illusion, zu glauben, daß die 
Förderung privaten Mäzenatentums durch 
Steuerbegünstigungen den Staat und damit 
die Allgemeinheit nichts kosten würde. Des­
halb kann und wird sie auch kein Allheilmit­
tel bei der Lösung der finanziellen Probleme 
der Kunstförderung sein. 

An dieser Stelle sei mir bei der Behandlung 
des Kunstberichtes 1984 ein kleiner Vorgriff 
erlaubt. Vorgestern hat der beim Unterrichts­
ministerium und beim Bautenministerium 
eingerichtete Beirat Kunst und Bau seine 
Arbeit aufgenommen und die ersten Entschei­
dungen getroffen. Die von mir vor nicht ein­
mal einem Jahr konzipierte und gemeinsam 
mit dem Bautenminister vorbereitete Aktion 
gleichen Namens ist damit voll in das Sta­
dium der Realisierung getreten. Rund 40 Mil­
lionen, das sind zirka 1 Prozent des Netto­
hochbaubudgets des Bundes, werden damit 
für die bildnerische Gestaltung öffentlicher 
Bauten in diesem Jahr zur Verfügung stehen. 
Über die Verwendung dieser Mittel wird auf 
Vorschlag des dem Unterrichtsministerium 
zugeordneten Beirates vom Herr Bautenmini­
ster entschieden werden. 

Diese Aktion bedeutet nicht nur einen star­
ken materiellen Impuls für die bildende 
Kunst in Österreich. Immerhin stehen damit 
für bildende Künstler im Rahmen des Hoch­
baubudgets Mittel im Ausmaß des Mehrfa­
chen jenes Betrages zur Verfügung, der im 
Förderungsbudget des Unterrichtsressorts für 
die bildende Kunst flüssiggemacht werden 
kann. Auch dieser Betrag wird in einer umfas­
senden Bilanz der Kulturförderung des Staa­
tes in Österreich zu berücksichtigen sein. 

Über diesen materiellen Anreiz hinaus aber 
ist es das Hauptziel der Aktion, Architekten 
und bildende Künstler bei der Planung öffent-

-
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lieher Bauvorhaben bereits in einem ganz frü­
hen Stadium zusammenzuführen. Auch wenn 
die Aktion Baukunst nicht ersetzen kann, 
erwarten wir uns doch von einer engen Sym­
biose von Architektur und bildender Kunst 
starke Anstöße für eine Ästhetik des Bauens, 
die in den letzten Jahrzehnten leider weitge­
hend verlorengegangen ist. 

Den bildenden Künstlern wird damit eine 
Aufgabe im öffentlichen Raum gestellt. Ob 
diese Erwartungen erfüllt werden können, 
wird allein das Urteil über die Berechtigung 
jener optimistischen Stimmen entscheiden, 
die jetzt schon die Aktion Kunst und Bau für 
eine der wichtigsten kulturpolitischen Initiati­
ven der letzten Jahre halten. 

Ob es dem Staat und damit der Allgemein­
heit gelingt, der Kunst ihren Existenzraum 
offenzuhalten und ihn dem wachsenden 
gesellschaftlichen Anspruch folgend noch zu 
erweitern, wird letztlich von der Selbstein­
schätzung und der Weitsicht der Gesellschaft, 
vor allem ihrer politischen Entscheidungsträ­
ger abhängen. 

Schon in der Bibel steht, daß der Mensch 
nicht vom Brote allein lebt. Ich bitte Sie, 
meine Damen und Herren Abgeordneten, 
dem Kunstbericht 1984 ebenso wie schon im 
Unterrichtsausschuß ihre ~ustimmung zu 
geben. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 15.27 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Dr. Schüssel. 

15.27 

Abgeordneter Dr. Schüssel (ÖVP): Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Zur Diskus­
sion steht der Kunstbericht 1984, zu drei Vier­
tel die Zeit Ihres Vorgängers Helmut Zilk, zu 
einem Viertel die Amtsführung Dr. Moritz 
betreffend. Er beschreibt eine Zeit, die zu 
Recht als Wendepunkt in der Kulturpolitik 
bezeichnet werden kann. Mir scheint das gar 
nicht ein zu hoch gegriffener Begriff zu sein, 
denn es ist derzeit tatsächlich viel in Bewe­
gung. 

Die gesamte Theaterszenerie ist umge­
krempelt. Demnächst betreten Drese, Pey­
mann, Gobert und Wächter als neue Intendan­
ten die Bühne. Das Karussell der übrigen 
Theater dreht sich. Gratzer verläßt das Schau­
spielhaus, der Intendant des Raimundthea­
ters wackelt auf seinem Posten, Blaha ist im 
Volkstheater umstritten, Peter Weck soll auf­
gewertet werden. Neue Theater werden eröff­
net - was ich für sehr positiv halte -, wie 

etwa das Ronacher. Freie Gruppen werden 
immer wichtiger. 

Ein Museumskonzept wird erstmals seit 
vielen Jahren großflächig diskutiert, was 
natürlich eine Fülle von Fragen aufwirft: Was 
geschieht mit dem Messepalast? Wann liegt 
dazu ein konkretes Konzept vor? Was wird 
mit dem von Dr. Fischer geplanten Museum 
für Orientalistik werden? Wie geht es mit dem 
"20er Haus", mit dem Museum für moderne 
Kunst im Palais Liechtenstein weiter? Ein 
Neubau neben der Akademie der bildenden 
Kunst soll geplant sein. Auch hier aber wer­
den die freien Institutionen immer wichtiger. 
Während es vor 10, 15 Jahren nur eine Hand­
voll Galerien gegeben hat, bringen heute 150 
bis 170 freie Galerien enormen Schwung in 
die kulturelle Landschaft dieser Stadt. 

Darüber hinaus gibt es private Vereinigun­
gen wie etwa die Gesellschaft der Freunde der 
bildenden Künste, von Professor Dr. Haschek 
1979 gegründet, mit rund 1 000 Mitgliedern 
und Förderern, die ohne jede öffentliche För­
derung mit sehr viel Elan und sehr viel Ein­
satz Gewaltiges leisten und versuchen, von 
ihrer Seite her die Museumsankäufe besser 
zu dotieren und Leihgaben zu interessierten 
Leute zu bringen. 

Es wird in Österreich wieder mehr kompo­
niert, und, was vielleicht noch wichtiger ist, es 
wird auch Zeitgenössisches wieder aufge­
führt, und zwar nicht nur Berg, Webern, 
Schönberg und auch nicht nur Cerha. Ich 
glaube, man sollte an dieser Stelle gerade 
dem Österreichischen Rundfunk danken, der 
in diesem Bereich wirklich einen kulturpoliti­
schen Auftrag erfüllt. 

Ich las vor kurzem eine kleine - dennoch 
fast sensationelle - Notiz. Laut Interessenge­
meinschaft der Autoren werden derzeit täg­
lich rund 30 Stücke bei Theaterverlagen ein­
gereicht, wobei bereits fast wiederum die 
Gefahr eines österreichischen Schubladen­
theaters gegeben ist, weil natürlich nur ein 
Bruchteil dieser eingereichten Stücke tatsäch­
lich aufgeführt werden kann. 

Es schießen kleine neue Verlage aus dem 
Boden, private Verlage, spezialisiert auf ganz 
bestimmte Programme, zunächst ohne jede 
öffentliche Förderung entstanden, jetzt aber 
auch vom Ministerium durchaus mitgeför­
dert. Ich begrüße das, und Sie können heute 
beruhigt sein: Ich werde mein Lieblings­
thema, den Österreichischen Bundesverlag, 
diesmal nicht reiten. 
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Viele Kunstzeitschriften und Kulturblätter 
entstehen in diesem Land. Wer heute wissen 
will, was kulturpolitisch vor sich geht, sollte 
etwa "Sterz" oder "Falter", eine vierzehntäg­
lich erscheinende Zeitung, lesen, von jungen 
Leuten sehr ambitioniert gemacht. 

Kunstcafes schießen aus dem Boden, wie 
etwa das Ringstraßencafe oder auch andere, 
und vor allem -.,. damit zum Schluß dieses Tei­
les - wird endlich wieder gestritten und dis­
kutiert über das Thema Kultur. Schönheit ist 
wieder ein öffentliches Thema, ein politisches 
Thema noch dazu. 

Ich halte es für sehr wichtig und für sehr 
positiv, daß in dieser Stadt etwa darüber 
gestritten wird, ob das Haas-Haus zum Ste­
phansplatz paßt oder nicht. Ich halte es für 
legitim, daß man fast wütend über Architek­
ten und Bauherren herfällt, die für die Tinten­
burg gegenüber der Urania verantwortlich 
sind. Ich halte es für sehr wichtig, daß man 
öffentlich darüber streitet, wie etwa das Hun­
dertwasser-Haus aussieht und ob Maler wie 
Brauer oder andere eigene Projekte verwirkli­
chen dürfen. 

Ich halte es auch für sinnvoll, über die mon­
ströse Eule, die an der Bibliothek der Techni­
schen Universität angebracht wurde, zu dis­
kutieren. Das dürfte ja offensichtlich noch vor 
Inkrafttreten der Jury oder Arbeitsgruppe 
"Kunst am Bau" passiert sein. 

Leider kommt natürlich auch hier manches 
noch zu kurz. Viele Bausünden sind trotzdem 
passiert, und es haben sich wenige Leute, 
zuwenig jedenfalls, darüber aufgeregt. Aber 
insgesamt halte ich das, was hier geschieht, 
daß Schönheit, Kultur wiederum ein Thema 
ist, das sehr viele Leute, vor allem jüngere 
interessiert, für einen ganz wesentlichen Fort­
schritt. 

Bevor ich mich aber im allzu Hymnischen 
verliere, sind wohl auch einige kritische 
Bemerkungen angebracht. Wendepunkt heißt 
natürlich auch, daß es nicht so weitergehen 
kann wie bisher, und so manche unange­
nehme Entwicklung darf keineswegs über­
deckt werden. Zum Beispiel befinden sich 
etwa die Bundestheater , vor allem die 
Sprechtheater, in einer der größten Krisen 
ihres Bestehens. Kein ständiger Besucher von 
Burg- und Akademietheater kann an dieser 
Krise der Sprechtheater vorbeigehen. Was 
sich in der Kontroverse zWischen Peymann 
und Benning in einer höchst unerfreulichen 
Art und Weise öffentlich niedergeschlagen 
hat, ist zwar nicht unbedingt schön, gibt aber 

doch auch gerade für das Parlament ganz 
interessante Aufschlüsse. 

Interessant ist zum Beispiel schon, daß in 
der Burg derzeit nur zwischen 70 und 74 Pro­
zent aller angebotenen Plätze verkauft wer­
den können, im Akademietheater zwischen 69 
und 77 Prozent, jede zweite Vorstellung wird 
in irgendeiner Weise mit Füllkarten aufge­
füllt. Das könnte verbessert werden. Das ist 
nun wahrscheinlich auch in anderen Thea­
tern, auch in Bochum oder sonstwo nicht 
wesentlich anders, aber Grund zur Diskussion 
sollte uns dieses Faktum wohl geben. 

Zweiter kritischer Hinweis: Unsere Museen 
sind in einem geradezu schauderbaren 
Zustand. Die von Jörg Mauthe ausgelöste Dis­
kussion über den Zustand des Kunsthistori­
schen Museums hat nun endlich, spät genug, 
die zuständigen Ministerien - Fischer und 
Übleis sind verantwortlich - auf Trab 
gebracht, wobei man natürlich wiederum 
nicht das Spiel mit der großen Zahl lassen 
konnte. Angeblich wird jetzt 1 Milliarde Schil­
ling bis 1990 zur Verfügung gestellt. 

Wenn man sich die wahren Budgetdaten 
anschaut, merkt man, daß es natürlich bei 
weitem nicht so viel ist. Es sind insgesamt für 
heuer zusätzlich 20 Millionen Schilling für das 
Kunsthistorische und 4 Millionen für das 
Naturhistorische Museum zu erwarten. 

Der Direktor des Kunsthistorischen, Dr. 
Fillitz, schreibt in seinem Tätigkeitsbericht 
1982 bis 1984 selbst: 

"Der bauliche Zustand des Kunsthistori­
schen Museums ist in zunehmendem Maß 
mitverantwortlich für Schäden an den Kunst­
werken, am spektakulärsten die notwendig 
gewordene, sehr langwierige Restaurierung 
von Dürers Allerheiligenaltar." 

Ein anderer Punkt, der uns mit großer 
Skepsis erfüllt, ist die allgemeine Budgetsi­
tuation, die ja alles andere als rosig ist. In 
einem Kulturland wie Österreich ist einfach 
ein Kunstbudget von 335 Millionen für 1984 
oder von etwas mehr als 500 Millionen für das 
heurige Jahr, das sind 0,1 Prozent des 
Gesamtbudgets, einfach lächerlich. Wenn das 
Bundestheaterdefizit, das ja hier nicht enthal­
ten ist, mitgerechnet wird, stellt man auch 
nicht mehr als ein halbes Prozent des 
Gesamtbudgets fest, das für Kultur ausgege­
ben wird. 

Es wurden kulturpolitische Ausgaben der 
Länder erwähnt. Immerhin gibt - zum Ver-

-
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gleich - Salzburg mehr als 2,5 Prozent seines 
Gesamtbudgets aus. 

Wendepunkt in der Kulturpolitik heißt also, 
daß längst nicht alles rosig ist, daß zwar Hoff­
nung besteht, vor allem aber die Chance, mit 
einigen vernünftigen Ideen etwas besser zu 
machen. 

Nun lassen Sie mich zum Abschluß in die 
Kunstdiskussion vielleicht auch noch einige 
solche Ideen miteinbringen. Es wurde von 
einigen Vorredner bereits erwähnt, man sollte 
doch die Chance, die dieser Kunstbericht bie­
tet, nützen, um ihn zu einer umfassenden 
Kunstdokumentation auszubauen, also zu 
einer Dokumentation, die die wichtigsten kul­
turellen Ereignisse eines Jahres dokumen­
tiert, natürlich auch die öffentliche Förderung 
und die Dotierung aus dem Budget mitein­
schließt, eine Art kulturelle Visitkarte dieses 
Landes nach innen und außen. 

Andere Länder haben so etwas. Bei uns ist 
der Kunstbericht - und nehmen Sie das jetzt 
nicht als persönliche Kritik - ein Torso. Das 
ist etwas für "Budgetfreaks", die genau wis­
sen wollen, in welcher Ansatzpost was drin­
nen steht. Für den Kunstinteressierten ist in 
diesem Bericht wenig enthalten! 

Wie man so etwas machen kann, exerzieren 
uns etwa die Bundestheater mit dem unge­
mein lesenswerten und spannenden Bundes­
theaterbericht vor, der jedes Jahr erscheint. 

Ein zweiter Vorschlag. Ich finde es sehr 
positiv, daß Sie eine Anregung von mir aus 
dem Vorj ahr, ein Handbuch für Förderungen 
für Künstler zu veröffentlichen, jetzt verwirk­
lichen. Die Idee ist - ich will da gar keinen 
geistigen Diebstahl begehen - gar nicht von 
mir, das gibt es in den angelsächsischen Län­
dern längst. Jeder Künstler bekommt dort 
dicke Wälzer über "Networking in Great Bri­
tain", in den USA. Schön, daß so etwas jetzt 
auch in Österreich endlich verwirklicht wird. 

Dritte Anregung, eher kritisch. Die drei 
Jahre befristete Aktion "Stellenlose Lehrer" 
läuft mit Ende dieses Jahres aus. Diese 
Aktion hat immerhin ungefähr, wenn ich es 
richtig gelesen habe, 250 Lehrer erfaßt und 
kostet ungefähr 46 Millionen Schilling. Diese 
250 bisher arbeitslosen Lehrer wurden im 
engeren Rahmen der Erwachsenenbildung, 
aber auch in der Kulturarbeit", in Museen, in 
Organisationen, wie etwa Amnesty, ÖID und 
so weiter, beschäftigt. 

Nun wurde vom Unterrichtsministerium 

verlautbart, daß sämtliche Dienstverträge mit 
Ende dieses Jahres aufzulösen seien. Ich 
halte das für ein großes Problem. Es wurde 
dann zwar beruhigend hinzugefügt, daß noch 
nicht die Würfel gefallen sind, daß sich der 
Finanzminister vorbehält, im Rahmen der 
Budgetrede vielleicht doch einer Verlänge­
rung zuzustimmen. Nun, die Budgetrede ist 
im Oktober, und das ist wirklich sehr spät, 
wenn man hier diese Aktion fortsetzen will. 

Ich würde Sie daher sehr herzlich bitten -
das soll eine Anregung sein -, diese Aktion 
früher klarzustellen. Sie war eine gute Aktion 
mit zweifellos positiven Wirkungen. Man 
sollte den Betroffenen rechtzeitig ankündi­
gen, daß sie fortgesetzt werden kann. 

Vierte Anregung: Man sollte nicht nur 
bauen, so wichtig das ist, neue Museen oder 
"Pyramiden" oder was immer, sondern man 
sollte sich aus guten Gründen auch immer 
vor her die Nutzung genau überlegen, damit es 
uns nicht so geht wie etwa beim Raimund­
theater oder beim Volkstheater oder bei den 
Komödianten oder beim Österreich-Haus. 

Nebenbei bemerkt: Ich hörte, daß einer der 
früheren Geschäftsführer, Dr. Geisbauer, 
jetzt plötzlich eine Pension beansprucht. 
Nachdem die Geschäftsführung mit einem 
Konkurs endete, soll wohl noch zur Beloh­
nung eine Art Betriebspension heraussprin­
gen. Zum Glück haben einige Beamten im 
Unterrichtsministerium ohnedies sofort 
Bedenken angebracht. Herr Minister! Ich will 
Ihnen hier den Rücken stärken. Wenn das 
wirklich gemacht werden sollte, wird es in 
diesem Haus sicherlich einen Wirbel geben. 
Ich halte es für völlig ausgeschlossen, daß 
man zum Lohn solchen Herrschaften noch 
eine Pension nachhaut. 

Das heißt, eine professionelle Führung sol­
cher Häuser, solcher Institutionen ist ein 
Gebot der Stunde, und das Ministerium sollte 
darauf dringen und sollte auch die entspre­
chende Kontrolle ausüben. 

Nächste Anregung, Nummer 5: Nehmen Sie 
und nehmen wir Abschied von der Manie, 
überall neue Gesetze zu beschließen! Kollegin 
Hawlicek hat das in Begutachtung oder Vor­
begutachtung, glaube ich, befindliche Bundes­
kunstförderungsgesetz groß gelobt. Es ist 
wahrscheinlich - nehme ich an - ein reiner 
Zufall, daß so etwas ein Jahr vor der Wahl 
ausgesandt wird. Ich will gerne an diesen rei­
nen Zufall glauben. Es entspricht aber natür­
lich schon der alten Taktik der Sozialistischen 
Partei: Wenn ein Problem da ist, dann 
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beschließen wir ein Gesetz. Diese Taktik geht 
nun wirklich in den seltensten Fällen auf. Das 
war beim Weingesetz so, das haben wir erlebt 
bei vielen anderen ähnlich gelagerten Fällen. 

Dieses Gesetz ist überdies, das glaube 
zumindest ich, in manchen Punkten sehr pro­
blematisch. 

Es faßt ja nur längst Bekanntes zusammen 
und enthält substantiell überhaupt nichts 
Neues. 

Es enthält überdies eine Fülle von neuen 
Bürokratismen, Einschaurechte in Bücher, 
Belege. Jeder Künstler, der in Hinkunft eine 
kleine Förderung erhält, dem ein Bild abge­
kauft wird, muß Einsicht gewähren in alle 
seine Unterlagen, in seine sämtlichen steuer­
lichen Unterlagen. Absurd, bitte! Das kann ja 
auch in Wahrheit vom Unterrichtsministe­
rium gar nicht so gemeint sein. Wenn man 
das Gesetz liest, kommt es aber klar heraus. 

Weiter: Sie schreiben selbst, auf Grund die­
ses Gesetzes werden dem Bund keine finan­
ziellen Mehrbelastungen erwachsen. Also 
mehr Bürokratie statt mehr Mittel! Die Kunst 
wird nicht einen Schilling mehr bekommen, 
wenn dieses Gesetz beschlossen wird. Es liest 
sich in Teilen mehr wie eine Kanzleiordnung 
und nicht wie ein Kunstförderungsgesetz. 
Und alles andere, was sonst drinnen ist, ist 
Deklamation, Pathos, genau das, was wir 
ohnehin schon als Verfassungsbestimmung 
gemeinsam hier beschlossen haben. 

Ich gebe Ihnen aber recht, daß man etwas 
tun sollte, und damit sechste und eine letzte 
Anregung: Beim Budget muß meiner Ansicht 
nach etwas passieren. Ich habe schon 
erwähnt: 500 Millionen sind für uns, für ein 
Kulturland wie Österreich, relativ wenig, 
noch dazu wo ja erhebliche wirtschaftliche 
Umwegeffekte da sind. Und jetzt ist mir auch 
völlig klar, daß man nicht einseitig jetzt ein­
fach über Verschuldung aus dem Normalbud­
get so etwas finanzieren kann. Ich trete ja oft 
genug hier an das Rednerpult und sage, wo 
man sparen oder Kosten senken kann. 

Nun ist es aber so, daß ja ohnedies bereits 
einen erheblichen Teil dieser 500 Millionen 
zweckgebunden hereinkommt. Es gibt einen 
Kunstförderungsbeitrag, aus einem Gesetz ex 
1950 mit Novellen, wonach jeder Inhaber 
einer unbefristeten Hörfunk-Hauptbewilli­
gung einmal pro Jahr 40 S für Kunstzwecke 
zur Verfügung stellt. Das fakturiert der ORF 
im Februar, und das erbringt immerhin 
90 Millionen Schilling, also ein ganz ordentli-

ches Geld. Davon bekommen 30 Prozent die 
Länder, 70 Prozent der Bund, das sind 65 Mil­
lionen Schilling. 

Laut Gesetz 1981 - das war eine der 
berühmten Zilk-Ideen - wurde für die Ver­
wendung dieser Gelder sogar eine Mitsprache 
der Künstler durch einen Beirat vorgesehen. 
Was ist passiert? - Nichts. In der Amtszeit 
von Zilk ist dieser Kunstförderungsbeirat 
nicht einmal einberufen worden, er wurde 
nicht einmal konstituiert. Daher kam es zu 
folgender skurrilen Situation: 

Am 17. Dezember 1985 trat dieser Beirat 
erstmals zusammen. Gegenstand der Sitzung 
war die Genehmigung der Ausgaben des J ah­
res 1982 bis 1984 - immerhin 180 Millionen 
Schilling -, Genehmigung im nachhinein, 
"Schnee vom vergangenen Jahr" natürlich. 
Das ist kein Vorwurf an Sie, Herr Minister, 
aber ich muß hier aufzeigen, daß es mit einem 
Gesetz nicht getan ist. Es kommt darauf an, 
wie man mit diesen Gesetzen umgeht, wie 
man sie mit Leben erfüllt, ob man sie ernst 
nimmt. Zilk hat das nie gemacht. Im Gegen­
teil, er hat sich noch bedient aus diesem Topf, 
ihn mehr oder weniger als Sondertopf, als 
Reptilienfonds benutzt und viele seiner spon­
tanen Aktionen genau daraus gedeckt. 

Und nun gibt es eine neue Idee von der 
Arbeiterkammer: Es soll eine Urheberrechts­
gesetznovelle kommen. Sie kennen vielleicht 
die Situation. 1980 wurde den Verwertungsge­
sellschaften eine Kabel-TV-Zwangslizenz auf­
gebrummt. Als Wiedergutmachung erhielten 
sie die berühmte Leerkassettenvergütung. 
Das ist alles recht kompliziert, ich habe mich 
da mühsam eingelesen, es ist aber sehr inter­
essant zu erfahren, um welche Gelder es 
dabei geht. Für jede verkaufte leere Kassette, 
für jedes verkaufte leere Videoband muß der 
Käufer eine bestimmte Summe abführen. Das 
macht immerhin im heurigen Jahr 60 Millio­
nen Schilling für diese Leerkassettenvergü­
tung aus und für die Kabelgebühren noch ein­
mal 25 Millionen Schilling. 

Bisher war es nun so, daß der überwie­
gende Teil, 51 Prozent dieser Einnahmen, auf 
Drängen der Arbeiterkammer für soziale 
Zwecke von den Verwertungsgesellschaften 
AKM, Austromechana, LVG und so weiter 
verwendet wurde. Darüber kann man jetzt 
natürlich diskutieren. Das hat teilweise dazu 
geführt, daß etwa die Filmverwertungsgesell­
schaft sehr großzügige Pensionen für die 
wenigen in diesem Verband Befindlichen aus­
bezahlt hat, andere haben begonnen, hier För­
derungen auszugeben, durchaus sinnvoll, wie-
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der bei anderen ist es in den allgemeinen 
Sozialtopf hineingeflossen, da sind dann Mit­
tagessen, Zuschüsse für Mitarbeiter bezahlt 
worden und so weiter. Man kann darüber dis­
kutieren, ob dies alles sehr klug ist. 

Und nun soll eine-Novelle kommen, die vor­
sieht, daß durch eine kleine Ergänzung das 
nicht nur für soziale, sondern auch für kultu­
relle Zwecke herangezogen werden kann. Es 
wird also ein neuer Topf geschaffen, der 
Kunstförderung finanzieren wird und der in 
Wahrheit aus dem· offiziellen Budget ausge­
gliedert ist. Jede dieser Verwertungsgesell­
schaften hat zwei Staatskommissäre - dar­
unter geht's ja wohl nicht -, und es besteht 
der Verdacht - sage ich ganz offen -, daß 
vieles von dem, was im Unterrichtsministe­
rium nicht gefördert werden kann, aufgrund 
der Erschöpfung der öffentlichen Kassen ein­
fach in diesen Bereich verdrängt wird. Ob das 
gescheit ist, wage ich zu bezweifeln! Aber es 
ist ein Trend, der kommen wird, denn die ope­
rativen Budgets, die freien Budgets im Rah­
men ihrer Mittel werden immer geringer, ja 
es ist der Tag ausrechenbar, an dem nichts 
mehr da sein wird; 

Für das Jahr 1984 habe ich mir die Zahlen 
etwas genauer angeschaut: Von den 335 Mil­
lionen Schilling gehen 152 Millionen, also fast 
die Hälfte, an die Bühnen, davon 120 Millio­
nen allein an die J osefstadt, an Volkstheater 
und Raimundtheater und noch einmal 15 Mil­
lionen für das Theater der Jugend. Es bleibt 
also de facto für alle anderen nicht sehr viel 
übrig. 

Von den Orchestern - 23 Millionen -
gehen 80 Prozent an Philharmoniker, Sym­
phoniker und Niederösterreichische Ton­
künstler. Der Rest ist vernachlässigungswert. 

Von den Festspielen - 70 Millionen vorge­
sehen - gehen 60 Millionen an Wien, Salz­
burg, Bregenz und Steirischer Herbst. - Rest 
unbedeutend. Das heißt, insgesamt sind weit 
mehr als 80 Prozent fix gebunden, und das 
geht ja auch dort überwiegend in Personalko­
sten, in Fixkosten hinein, ist also im engeren 
Sinn kein operatives freies Budget, und das 
ist ein riesiges Problem. 

Das ist auch bei den Bundestheatern das 
wahre Problem. Gemäß der Studie der Wirt­
schaftsuniversität - Abgeordneter Peter hat 
ja zum wiederholten Mal bereits wieder dar­
auf hingewiesen - ist es ja so, daß die Bun­
destheater bei totaler Eigenwirtschaftlichkeit 
nicht einmal drei Monate spielen könnten. 
Und es ist gar nicht ihre Schuld - wobei in 

der breiten Öffentlichkeit natürlich diese Mei­
nung vorherrscht. In Wahrheit ist es natürlich 
so, daß das riesige Defizit der Bundestheater 
zum Großteil daher kommt, daß sie etwa die 
Pensionslasten in ihren Bilanzen mitschlep­
pen müssen; das sind allein ungefähr 400 Mil­
lionen Schilling. Diese Summe entspricht 
ungefähr genau dem, was die Theater aus 
dem gesamten Kartenverkauf einnehmen. 

Wenn man die Pensionisten und die Perso­
nalbudgets wegnimmt, dann bleiben nur 
mehr 13 Prozent des gesamten Budgets der 
Bundestheater für den gesamten Sachauf­
wand übrig. Für die reinen Materialkosten, 
Dekorationen und Kostüme gibt es 1,4 Pro­
zent oder 26 Millionen Schilling. Das ist die 
Wahrheit. 

Und ich sage Ihnen: Wenn wir nicht dorthin 
kommen, daß wir die Bundestheater in einen 
echten Wirtschaftskörper ohne diese Pen­
sionslasten umwandeln und ihnen die Chance 
geben und sie auch zwingen, wirtschaftlicher 
zu gebaren - ein Weg, der, nebenbei 
bemerkt, auch für die Museen und für viele 
andere wirtschaftliche oder quasiwirtschaftli­
che Bereiche in der Hoheitsverwaltung ange­
bracht wäre -, dann wird es hier keine 
Lösung geben. 

Ich habe also ein gewisses Unbehagen, das 
habe ich bereits gesagt. Das alte Kunstförde­
rungsgesetz hat nicht voll funktioniert -
Zilk-Jury -, das neue scheint mir eher ein 
Alibigesetz zu sein. Das dritte Gesetz, die 
Urheberrechtsgesetznovelle werden wir hin­
sichtlich der Auswirkungen erst noch disku­
tieren. 

Was ich nicht verstehe, ist, wieso Sie unsere 
Anregung, steuerliche Initiativen für Kunst­
förderung zu setzen, zu der Sie sich selber 
noch als Landeskulturreferent in Salzburg 
bekannt haben, heute wiederum mit einem so 
einem Schlenker, Millionär versus Arbeiter, 
abkanzeln. Das ist zutiefst unsachlich, Herr 
Minister, und Sie gehen dabei wirklich am 
Kern der Sache vorbei. (Abg. Dr. Helga 
R abi - S ta d 1 e r: Das ist falscher Klassen­
kampf!) Ja, das ist falscher Klassenkampf, 
wie Frau Abgeordnete Rabl-Stadler zu Recht 
sagt. 

Modemes Mäzenatentun geht überhaupt 
nicht anders als über steuerliche Anreize. Wir 
werden ja morgen bei der ersten Lesung dar­
über diskutieren. Ich darf Ihnen einen einzi­
gen Zeugen nennen, der Sie vielleicht interes­
sieren wird: den bisherigen französischen 
Kulturminister J ack Lang. Einer seiner wich-
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tigsten Forderungen war die Marriage, also 
eine Heirat von Kultur und Wirtschaft. 
Anschauliches Beispiel dafür: Die Durchfüh­
rung der berühmten Mammutausstellung im 
Grand Palais - Renoir-Ausstellung - wurde 
von IBM mäzeniert. Rank Xerox und Warner 
Communication haben bei der Finanzierung 
der Manet-Ausstellung mitgeholfen. BASF 
hat die Watte au-Ausstellung finanziert. 

Mit 1. Jänner 1985 können auf Initiative 
Jack Langs 2 Prozent des Umsatzes von der 
Steuer abgesetzt werden, wenn der Abgabe­
pflichtige entsprechende Summen für aner­
kannte kulturelle Zwecke verwendet. Das 
sind nicht nur Stiftungen an Museen, und 
diese Bescheinigungen werden sehr unbüro­
kratisch gegeben. Reden Sie doch bitte auf­
grund der Erfahrungen mit den französischen 
Kulturschaffenden. Da gibt es diese komische 
Agitation nicht mehr: Der Millionär wird 
dadurch begünstigt, und der Arbeiter hat 
nichts. Der Kunst ist geholfen worden, und 
darum sollte es doch uns allen in dieser Frage 
gehen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Der J ack Lang hat übrigens auch sonst eine 
Reihe von durchaus interessanten Ansätzen 
in seiner Kulturpolitik gehabt: Einmal im 
Jahr gab es einen Musiktag. Da sind durch 
das ganze Land die Musikgruppen gezogen. 
Musikbegeisterte aller Art sind mit Instru­
menten herumgezogen und haben ein riesiges 
Volksfest auf den Straßen und Plätzen abge­
halten. An Kinotagen konnte man durch den 
Ankauf einer Kinokarte sämtliche Filme 
sehen: Man konnte von einem Kino ins 
andere gehen. Das hat enorm zum Auf­
schwung der Kinos beigetragen und wurde 
von der Bevölkerung angenommen. Und so 
weiter und so fort! 

Ich will aber auch nicht zu pessimistisch 
schließen: Ich glaube nach wie vor, daß wir in 
Österreich eine großartige kulturelle Sub­
stanz haben, daß wir aber sorgsam mit dem, 
was wir haben, umgehen müssen und viel­
leicht sogar noch sorgfälitiger mit dem, was 
gerade zeitgenössische Künstler hervorbrin­
gen. 

Ich habe mir vorgenommen, mit einem 
Zitat von Jörg Mauthe zu schließen. Er hat -
Sie erinnern sich vielleicht - in seiner letzten 
Rede im Wiener Gemeinderat seine Art kul­
turpolitisches Vermächtnis für diese Stadt 
gegeben, und ich möchte aus seinem letzten 
Buch "Demnächst oder der Stein des Sisy­
phus" eine Passage zitieren, die mir persön­
lich für die kulturpolitische Diskussion der 

nächsten Jahre eigentlich sehr wichtig zu sein 
scheint. Jörg Mauthe schreibt da: 

"Da kommt mir also meine andere Lösung 
in den Sinn, und ich hole weiter aus und sage, 
daß Wien die Chance zu -einem Kultursprung 
hätte", und Wien heißt hier immer auch 
Österreich, wie er noch immer an den J ahr­
hundertwenden sich ereignet hat, 1700 nach 
der Pest, 1800 trotz der Napoleonkriege, na 
und 1900, das sei ja derzeit sowieso in aller 
Munde, und es wachse zudem eine neue 
starke Kulturschicht heran, die vielen Jungen 
aus dem Babyboom der sechziger Jahre, und 
was die und überhaupt die Stadt brauchen, sei 
eine urbane Utopie. Und dann gehe ich ins 
Konkrete und male, indem ich die Ideen von 
Vizebürgermeister Mayr gleich einbeziehe, 
den Donauraum Wien, nämlich die vollkom­
mene Neuordnung der Wiener Donaubezirke 
vom Praterstern bis Kagran, eine städtebauli­
che Jahrtausendchance vor Wien an die Wand 
- die Donaustufe müßte freilich hier inte­
griert werden -, die Wiederaufforstung der 
Praterauen, die Um- und Neugestaltung der 
völlig durcheinander geratenen Donauufer, 
die Verlagerung des Messegeländes, natürlich 
die Anbindung der isolierten UNO-City an die 
Stadt und so weiter. Und da müßten die 
besten Architekten der Welt her, und noch 
einmal, das sei eine so nicht wiederkehrende 
einzigartige urbane Aufgabe, eine J ahrtau­
sendchance, damit könnte sich Wien auf über­
raschendste Weise berühmt machen und alles 
das, und was damit zusammenhängt, die 
erforderliche Kreativität und die kommerziel­
len Konsequenzen, das erfordere hinsichtlich 
dieses Großprojektes doch Gemeinsamkeit, ja 
sei ohne solche gewiß nicht einmal denkbar. 

Ich glaube, wir sollten dieses Vermächtnis 
eines großen Kulturpolitikers Österreichs 
ernst nehmen und seinem A-ppell an die kul­
turpolitische GemeinsamkeIt verwirklichen. 
(Beifall bei der ÖVP.) 17.55 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht die Frau Berichterstatter ein 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir gelangen nunmehr zur Ab s tim -
m u n g über den Antrag des Ausschusses, 
den vorliegenden Bericht IH-117 der Beilagen 
zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist ein s tim m i g 
angenommen. 

-
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2. Punkt: Bericht des Verfassungsausschusses 
über den Bericht der Bundesregierung (IU-
121 der Beilagen) betreffend Einsatz von 
ADV-AnIagen im Bundesbereich (ADV-

Bericht 1984) (923 der Beilagen) 

Präsident Dr. Stix: Wir gelangen zum 
2. Punkt der Tagesordnung: ADV-Bericht 
1984. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. 
Stippel. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröffnen. 

Berichterstatter Dr. Stippel: Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Der dem Verfassungs aus­
schuß zur Vorberatung vorgelegte Bericht der 
Bundesregierung behandelt in einem allge­
meinen Teil Fragen des Einsatzes der Infor­
mationstechnologie im Bundesbereich, insbe­
sondere die Frage der Büroautomation in der 
öffentlichen Verwaltung, den Einsatz von 
Großrechenanlagen, Fragen der Ausfallssi­
cherheit der automationsunterstützten Aufga­
benerfüllung, das Problem öffentlicher Daten­
banken und die Frage künftiger Entwicklun­
gen. 

Der Verfassungsausschuß hat den Bericht 
am 11. März 1986 in Verhandlung gezogen. 

Der Verfassungs ausschuß stellt den Antrag, 
der Nationalrat wolle den Bericht der Bundes­
regierung betreffend Einsatz von ADV-Anal­
gen im Bundesbereich (ADV-Bericht 1984) 
(III-121 der Beilagen) zur Kenntnis nehmen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie­
gen, bitte ich den Herrn Präsidenten, die 
Debatte fortzusetzen. 

Präsident Dr. Stix: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter für seine Ausführungen. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Abgeord­
neter Dr. Ermacora. Ich erteile es ihm. 

15.58 

Abgeordneter Dr. Ermacora (ÖVP): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Das 
Parlament befaßt sich mit der Vercomputeri­
sierung der Verwaltung meiner Meinung 
nach in vierfacher Weise: 

In den einzelnen Verwaltungsvorschriften, 
die wir hier beschließen, werden die Fälle 
zulässiger Datenverarbeitung behandelt. 

Seit Jahren befaßt sich das Parlament mit 
den Fragen des Datenschutzes. 

Anläßlich der Budgetberatungen geht das 

Parlament zwar nur sehr formal, aber immer­
hin, auf die Systemisierungsanlagen ein, die 
im Budget behandelt werden. 

In einem Zeitabstand von vier Jahren 
behandelt das Parlament die Berichte der 
Bundesregierung über den Einsatz der auto­
mationsunterstützten Datenverarbeitung in 
der öffentlichen Verwaltung. 

Ehe das Parlament aber über all diese Fra­
gen wirksam beraten kann, scheint mir die 
Technik über das, was hier in diesem Papier 
behandelt wird, längst hinweggegangen zu 
sein, und die Technik läßt die politischen Ziel­
setzungen, sie läßt die Rechtsregeln, sie läßt 
mögliche Beschränkungen, die diese Rechts­
regein aufstellen wollen, hinter sich und geht 
einfach ihren Weg. 

Das darf man bitte bei der Behandlung 
eines Berichtes, der die Fragen aus dem 
Jahre 1984 behandelt, nicht übersehen. 

Bildschirmtexte sind heute zur Selbstver­
ständlichkeit geworden. Die privaten lokalen 
Übermittlungen von Daten auf automations­
unterstützte Weise sind in manchen Ländern 
Selbstverständlichkeit. 

Das Monopol der Österreichischen Postver­
waltung in bezug auf die Datenverarbeitung 
ist sicher in Staatshand, und die elektroni­
schen Postdienste sind weit entfernt davon, 
behandelt zu werden. 

Sie sehen also durch diese Hinweise, daß 
der Bericht, der über all das nicht spricht, 
relativ rückständig ist und sich halt mit dem 
Jahre 1984 und mit den Ereignissen zwischen 
1978 und 1984 beschäftigt, nicht mit eigentli­
chen aktuellen Problemen, meine Damen und 
Herren! Da gibt es viele aktuelle Probleme, 
die mit den Daten und der Verwendung von 
Daten, die ja nicht unbedingt immer nur auto­
mationsunterstützt verwendet sein müssen 
und die wohl eingehende Behandlungen in 
diesem Hause verdienen, zusammenhängen. 
Ich möchte nicht in dieser gelockerten Stim­
mung auf gewisse Probleme aufmerksam 
machen, die hier sehr wohl zur Debatte stün­
den. 

Der Bericht des Bundeskanzleramtes 
behandelt die sogenannten öffentlichen 
Datenbanken. Übrigens ein veralteter Aus­
druck. Wie wir wissen, verwenden wir diesen 
Ausdruck nicht mehr, auch nicht in der 
Novelle zum Datenschutzgesetz. Meine Anre­
gung, diesen Ausdruck in die neue Definition 
der Begriffe aufzunehmen, wurde nicht aufge-
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nommen; aber Sie haben sie hier im Bericht 
des Bundeskanzleramtes. 

Es steht dann der Satz drinnen, daß man 
bei diesen öffentlichen Datenbanken natür­
lich die Probleme des Datenschutzes zu 
berücksichtigen habe. Das ist eine verkehrte 
Formulierung, Herr Bundesminister! Sie 
"sind zu beachten", aber nicht zu "berücksich­
tigen". Ich würde meinen, daß das mit all die­
sen Problemen zusammenhängt, die uns in 
der Waldheim-Diskussion so sehr bewegen 
und betroffen machen, wenn man an die ver­
schiedenen Datensperren denkt, die ein das 
Monopol in Händen habender Bundeskanzler 
ohneweiters überschritten hat. Aber das wird 
noch einmal anderswo sehr eingehend in die­
sem Zusammenhang zu diskutieren sein. 

Ich möchte also sagen, daß diese Formulie­
rung, dabei natürlich die Probleme des Daten­
schutzes zu berücksichtigen, eine schwache 
Formulierung ist. Herr Bundesminister! Ich 
hätte gemeint, Sie würden hier schärfer die 
datenschützerische Komponente ausspre­
chen. 

Wir haben in diesem Bericht verschiedene 
Beispiele von öffentlichen Datenbanken. Ein 
Beispiel bezieht sich auf das Rechtsinforma­
tionssystem. Es war einmal ein Anliegen des 
Herrn Staatssekretärs außer Dienst Dr. 
Veselsky. Das Anliegen schlittert sozusagen 
dahin, aber nach wie vor ist dieses Rechtsin­
formationssystem, das sich offenbar im Auf­
bau findet, eine Monopolware, wenn ich mich 
so ausdrücken darf, solange es nicht gelingt, 
andere Computeranlagen anzuschließen. 

Meine Damen und Herren! Wenn Sie ein­
mal hier in diesem Hause an unsere Datenan­
lagen gehen und Kontakte mit dem Datenin­
formations-, mit dem Rechtsinformationssy­
stem haben wollen oder Sie wollen vielleicht 
die Judikatur des Verfassungsgerichtshofes, 
die man gerade zu einer Debatte brauchte, 
herausfinden, dann gehen Sie umsonst in die­
sem Hause: Diesen Kontakt bekommen Sie 
nicht. 

Zu den Rechtsanwaltskanzleien: Wie orga­
nisieren Sie diesen Rückverbund zu der 
Rechtsinformationsanlage, die Sie aufbauen? 

An den Rechtswissenschaftlichen Fakultä­
ten unserer Universitäten - da können Sie 
Österreich auf und Österreich ab fahren -
finden Sie in keiner Bibliothek die Möglich­
keit, sich an dieses Rechtsinformationssy­
stem etwa anschließen zu lassen, weil es ja 
solche Einrichtungen nicht gibt. Das gehört 

mit zur Infrastruktur, Herr Bundesminister, 
meine Damen und Herren, und die haben Sie 
nicht! 

Zu den Gerichten: Wo haben Sie denn an 
den Gerichten die Verbindung zu diesem 
Informationssystem ? - Meine Damen und 
Herren! Von all dem keine Spur! Ich würde 
sagen: Wie ein erratischer Block stehen Infor­
mationssysteme in der Bundesverwaltung da. 

In der Bundesverwaltung gibt es ein Infor­
mationssystem, das perfekt ist: das ist das der 
Finanzverwaltung. Dort greifen sie dem Bür­
ger wie ein Roboter rasch und unpersönlich in 
seine Taschen, ohne Rücksicht auf konkrete 
Situationen! Da wirft der Computer aus, was 
die staatliche Finanzverwaltung braucht, und 
der Bürger steht fassungslos vor dieser Per­
fektion, fassungslos, ohne gehörigen Service! 
Und wenn Sie die Abkürzungen auf den 
Steuerbescheiden lesen, so merken Sie, daß 
auch diese nicht vollständig sind. 

Sie haben also, und das ist mein Appell, 
Herr Bundesminister, zu dieser vercomputeri­
sierten Verwaltung ein umfassendes Service­
system einzurichten! Nur wenn Ihnen das 
gelingt, dann haben Sie einigermaßen eine 
Balance zwischen den Bedürfnissen des Bür­
gers und den Bedürfnissen der Verwaltung 
geschaffen, die in Teilbereichen mit diesem 
ADV-unterstützten System sehr wohl das 
Auslangen findet. Sonst gereicht diese auto­
matisierte Verwaltung nur zum Vorteil der 
Verwaltung. 

Wenn Sie sich heute an einem Fahrkarten­
schalter der Österreichischen Bundesbahnen 
um eine Fahrkarte bemühen, werden Sie 
erkennen müssen, daß sie zeitlich viel auf­
wendiger von dieser vercomputerisierten 
Fahrkartenausgabe bedient werden als bei 
der früher üblichen händischen Ausgabe. Ich 
verstehe schon, Sie haben durch diese auto­
matisierte Fahrkartenausgabe einen Vorteil 
in der Bahnverwaltung. Aber daß dieser Vor­
teil für die Bahnverwaltung auch dem Bürger 
und der raschen Abfertigung dienen soll, das 
hat man offenbar bei diesem System über­
haupt nicht erkannt .. Ich möchte nur einmal 
darauf aufmerksam machen. Sie sollten sich 
das ansehen, dann werden Sie mir durchaus 
zustimmen müssen. 

Damit Hand in Hand gehend wird das Per­
sonal vermehrt. Es ist in der vercomputeri­
sierten Verwaltung ständig steigend, das 
weist der Bericht aus: von 1978 1 087 Personen 
auf 1986 1 485 Personen. 

-
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Im wissenschaftlichen Bereich ist der 
Zuwachs wesentlich geringer, natürlich, weil 
es dort keine computerisierte Hilfeleistung 
gibt, in den Bibliotheken, vor allem dort, wo 
die wissenschaftliche Arbeit geschieht. Das 
haben Sie vielleicht in der Zentralbibliothek, 
also in der Hauptbibliothek, aber das haben 
Sie nicht in den Instituten. Da brauchen Sie 
kein Personal, weil Sie dort keine Apparate 
haben. Kommen Sie zu uns und schauen Sie 
sich das in Innsbruck oder in Wien an! 

Der EDV-Aufwand ist bedeutend gestiegen: 
1978 725 Millionen Schilling, nach dem 
Bericht soll er 1986 auf 1 725 Millionen gestie­
gen sein. 

Am beachtenswertesten scheint mir hier 
die Steigerung des Aufwandes im Bereich des 
Bundesministeriums für Landesverteidigung 
zu sein; das weist eine Abbildung aus. Dazu 
wäre aber viel zu sagen; ich möchte hier nicht 
allzu ressortbetont die Dinge behandeln. 

Nach Ressorts gegliedert ist die Steigerung 
im Bereiche der Finanzverwaltung und der 
Postverwaltung besonders beachtenswert. Da 
haben Sie eine ungeheure Zuwachsrate bei 
diesen Einrichtungen. 

Nach dem Bereich der Firmen - das ist 
weiterhin besonders interessant - nimmt 
IBM den Löwenanteil ein. Während 15 Fir­
men kaum 75 Millionen Schilling erreichen, 
die sie vom Bund für ihre Leistungen erhal­
ten, erreicht IBM über 300 Millionen Schil­
ling. Und das gilt auch für die Hardware­
Umsätze. Bei IBM erreichen sie die 3-Milliar­
den-Grenze, Beträge, die natürlich mit Steuer­
geldern beglichen werden. 

Wenn man darüber hinaus die Anfragebe­
antwortungen - es war eine Serienanfrage, 
die ich im Jahre 1984 gestellt habe - in Rech­
nung stellt, so ist zu erkennen, daß der 
Mensch in allen Ressorts, die in dem Bericht 
behandelt werden, einer umfassenden Com­
puterisierung ausgesetzt wird. Das sind inter­
essante Anfragebeantwortungen, die den 
"gläsernen Menschen" besonders sichtbar 
machen. 

Meine Damen und Herren! Der Bericht 
stellt eine Art Faktenmaterial heraus, aber 
Schlußfolgerungen zieht er nicht. Ich muß 
fast sagen, ich habe keine Punktation bereit, 
wie sie mein Vorredner, Herr Dr. Schüssel, in 
bezug auf den Kunstbericht hier präsentiert 
hat. Ich stehe als Abgeordneter diesem 
Bericht und der vercomputerisierten Verwal­
tung irgendwie hilflos gegenüber. 

Wir, die Abgeordneten dieses Parlamentes, 
sollen kontrollieren, aber wie sollen wir kon­
trollieren? Wir haben ja so wenig Fakten. Der 
Bericht bringt ja nicht alles. Es ist ja mehr da, 
als hier im Bericht berichtet wird. 

Ich glaube, Schlußfolgerungen sind zu zie­
hen, die nicht von vornherein technik- und 
technologiefeindlich sind. Aber etwas kann 
als Schlußfolgerung von einer kontrollieren­
den Opposition sicher gezogen werden: Das 
Informationsmonopol durch die computeri­
sierte Verwaltung steigert sich. An die Stelle 
der seinerzeitigen relativ unbegrenzten Orga­
nisationsgewalt des Staates tritt die Compu­
tergewalt des Staates, und, meine Damen und 
Herren, jene Parlamentarier, die nicht einer 
Regierungspartei angehören, so wie das bei 
den Abgeordneten der derzeit in Opposition 
befindlichen Volkspartei der Fall ist, halten 
mit dem Informationsvorsprung, den Sie sich 
- ich meine die Regierung - im Laufe der 
vergangenen Jahre geschaffen haben, nicht 
Schritt. Ein entscheidendes staatspolitisches 
Problem, daß sich die Gewaltenverteilung 
zwischen dem Parlament und der Regierung 
in so grundsätzlicher Art verändert hat, sodaß 
es notwendig wäre, über diese Fragen, ich 
würde sagen, gesondert einen ganzen Tag 
lang zu diskutieren, um zu wissen, wie hier 
der Ausweg zu finden ist. Der Bericht zeigt 
diesen Ausweg nicht auf, aber wir werden 
ihm zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.) 16.12 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Dr. Veselsky. . 

16.12 

Abgeordneter Dr. Veselsky (SPÖ): Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren! Wir behan­
deln heute den ADV-Bericht. Seit wir das 
Datenschutzgesetz haben, sprechen wir nicht 
von EDV, sondern von ADV, und das ist ein 
Fortschritt, weil wir erkannt haben, daß es 
sich nicht nur um Elektronik handelt, son­
dern um Automation insgesamt. 

Wir behandeln diesen ADV-Bericht der 
Bundesregierung, nicht weil es der Bundesre­
gierung eingefallen ist, und das ist keine 
Fleißaufgabe der Bundesregierung, sondern 
die Bundesregierung trägt einer Entschlie­
ßung des Nationalrates aus den sechziger Jah­
ren Rechnung. Wir setzen mit dem ADV­
Bericht der Bundesregierung eine Tradition 
aus den siebziger Jahren fort. 

Dieser ADV-Bericht der Bundesregierung, 
im besonderen jetzt aufgrund der Erhebungs­
daten von 1984, ist wiederum Ausdruck 
raschen Wandels, eines enormen Wandels, 
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eines Wandels, der adäquat ist jenem im 
Bereich der staatlichen Verwaltung über­
haupt. 

Vor hundert Jahren noch war der Staat in 
Österreich und anderswo ein Nachtwächter­
staat. Er hatte nur für Sicherheit nach außen 
und für Sicherheit im Inneren zu sorgen. Er 
beanspruchte dafür lächerliche 2 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts. 

Heute ist der Staat ein mod~rner, in Öster­
reich insbesondere sozialer Wohlfahrtsstaat 
und beansprucht dementsprechend viel mehr, 
weit mehr als 40 Prozent des Bruttoinlands­
produkts für seine Zwecke. Ein gewaltiger 
Wandel ist hier eingetreten. 

In dem zu behandelnden ADV-Bereich 
kommt dieser Wandel nun plastisch zum Aus­
druck, denn damals, im Nachtwächterstaat, 
bediente sich die Verwaltung in der Militär­
verwaltung, in der Polizeiverwaltung noch des 
Gänsekiels. 

Heute ist es der Computer, der der Verwal­
tung zur Verfügung steht. Es ist die Entwick­
lung vom Gänsekiel zum Computer, mit der 
wir es zu tun haben. Es ist die Entwicklung 
vom Stehpult, an dem noch der Beamte mit 
Ärmelschonern stand, um seine Kleidung zu 
schonen, hin zum Bildschirm, vor dem sich 
heute die Verwaltungstätigkeit abwickelt. 

Sogar von ADV-Bericht zu ADV-Bericht 
kommt nun ein starker Wandel zum Tragen, 
zum Ausdruck, denn als wir in der Verwal­
tung des Bundes in Österreich ADV einführ­
ten, da war es die Hollerithmaschine, mit der 
wir es zu tun hatten. Sie diente der Staatsver­
rechnung. Heute ist es eine Serie von Groß­
computern, von mittleren EDV-Anlagen bis 
hin zum Personalcomputer, ein Nebeneinan­
der, ein ganz interessant verändertes Bild. 

Diese Computer dienen nicht nur mehr der 
Staatsverrechnung, nein, sondern auch der 
Textverarbeitung, darüber hinaus der Infor­
mationsaufbereitung und damit der Entschei­
dungsfindung, der Entscheidungsvorberei­
tung. 

In Wirklichkeit ist heute Staatsverwaltung 
ohne diese ADV gar nicht mehr denkbar, 
undenkbar ohne sie! 

Sehen Sie noch etwas: ein Wandel von 
ADV-Bericht zu ADV-Bericht, zum 
1985-Bericht hin. Es handelt sich auch um 
eine Entwicklung von Insellösungen, die es 
für die Großcomputer gab, mit denen wir uns 

bisher besonders beschäftigten, hin zu inte­
grierten Gesamtverbundsystemen und zu 
einer allgemeinen Verwaltungspraxis, mit der 
wir es heute zu tun haben. 

Meine Damen und Herren! Wir Parlamenta­
rier sollten uns eigentlich immer wieder auch 
die Frage stellen, warum wir etwas tun. 
Warum besprechen wir jetzt die ADV-Ausga­
ben? Weil wir es mit Entschließung des Natio­
nalrates in den sechziger Jahren verlangten 
und weil die Regierung dem nachkommt? 
Nein! Es gibt eine Ratio dahinter, die wir uns 
in Erinnerung rufen sollen: Es sind zwar nur 
in etwa 3 Milliarden Schilling Staatsausga­
ben, über die wir reden. Es sind daher nur 
etwa 0,6 Prozent der Gesamtausgaben des 
Staates, über die wir reden, aber es sind viel­
leicht jene Gesamtausgaben des Staates, die 
am meisten den Stil der Verwaltung prägen, 
die am meisten darüber aussagen, wohin es in 
Zukunft geht. 

Und noch etwas: Wenn wir uns über die 
Organe des menschlichen Körpers unterhal­
ten, so stellen wir fest: Es ist zweifelsohne das 
Gehirn ein relativ kleines Organ, aber 
zweifelsohne doch das allerwichtigste Organ 
des menschlichen Körpers. Aus diesem 
Grund, glaube ich, ist es richtig, daß wir uns 
mit diesem ADV-Bereich besonders beschäfti­
gen, wiederum beschäftigen. Wenn wir das 
tun, dann müssen wir auch sagen: Wir haben 
die rascheste Zunahme der Ausgaben in die­
sem Bereich. Ich möchte jetzt keine verwir­
renden Detailzahlen nennen, sondern nur 
eine Tendenz wiedergeben: in zehn Jahren 
etwa eine Verdreifachung der Gesamtausga­
ben, in zehn Jahren etwa eine Verdoppelung 
des Budgetausgabenanteils für ADV. 

Ich vergleiche das jetzt mit anderen Din­
gen. Im Rahmen des Staatsschuldendienstes 
eine Ausgabenexplosion, die wir sehr bedau­
ern, im Rahmen dieses Berichtes eine sehr 
rapide Ausgabenentwicklung, die wir nicht so 
sehr bedauern, sondern die wir als charakteri­
stisch empfinden für eine Tendenz der Moder­
nisierung, der Rationalisierung, der Verände­
rung der dynamischen Verwaltungstätigkeit, 
der Verwaltungstätigkeit insgesamt. 

Es ist auch eine starke Qualitätsverände­
rung seit dem letzten ADV-Bericht zum Aus­
druck gekommen. Denn zunächst stand in der 
ADV die Bewältigung von Massenverarbei­
tungen im Vordergrund. Das gibt es heute 
noch immer, aber wir haben es heute mit der 
Einführung von integrierten Informations-, 
Kommunikations- und Textverarbeitungssy­
stemen zu tun, also mit Systemen, die der 

-
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Entscheidungsvorbereitung gewidmet sind. 
Das ist etwas anderes, das ist etwas Neues, 
das ist eine neue Qualität. Das kann man 
nicht mit quantitativen Hinweisen beschrei­
ben, es ist soundso viel mehr Geld aufgewen­
det worden, es sind soundso viel mehr 
Maschinen. Wir haben auch einen Systemisie­
rungsplan für EDV-Anlagen als wertvolle Ein­
führung im Budget. Das ist also quantitativ 
gar nicht zu erfassen, eine neue Qualität 
kommt uns hier entgegen. 

Und noch etwas anderes: So, wie wir es in 
den siebziger Jahren in den EDV-Konzepten 
der Bundesregierung anvisiert, nicht nur vor­
hergesagt hatten, ist es in etwa auch gekom­
men. Dem Personaleinsatz und dem Soft­
ware-Einsatz kommt heute eine viel größere 
Bedeutung zu als in den siebziger Jahren, als 
noch der Hardware-Einsatz im Vordergrund 
gestanden ist. 

Meine Damen und Herren! Dieser Bericht 
gibt uns auch Gelegenheit zu fragen: Hat sich 
die Einführung der automatisierten Datenver­
arbeitung im Bundesbereich als Jobkiller dar­
gestellt oder nicht? Ich glaube, wenn wir uns 
diese Frage stellen, können wir im vollen 
Bewußtsein, die volle Wahrheit zu sagen, 
sagen: Nein! Der ADV-Einsatz führte nicht 
dazu, daß Jobs vernichtet wurden! Es gibt 
immer mehr Beschäftigte in der ADV selbst. 
Es ist auch im öffentlichen Dienst wegen der 
ADV zu keiner Freisetzung von Dienstneh­
mern gekommen. Ich glaube aber sagen zu 
dürfen, daß wir ganz gewiß nur dank der ADV 
so viele neue Staatsaufgaben überhaupt über­
nehmen, bewältigen konnten, ohne daß wir 
zusätzlich noch und noch Bundesbedienstete 
benötigten. 

So, möchte ich sagen, ist die ADV eigentlich 
etwas ganz Großartiges geworden. Sie ermög­
licht es uns, wachsende Staatstätigkeit zu 
bewältigen, ohne daß das unbedingt zu einem 
wachsenden Staatsanteil am Budget führen 
muß. Ich glaube, das ist etwas, was im Dien­
ste der Allgemeinheit, im Dienste jedes 
Staatsbürgers ist. 

Meine Damen und Herren! Die ADV dient 
auch größerer Bürgernähe. Sie bringt eigent­
lich die Verwaltung mit dem Bürger in nähe­
ren Kontakt. Sie ermöglicht daher der Ver­
waltung auch, etwas zu sein, was sie in Zeiten 
der Kameralistik mit Stolz anstrebte, was 
man leider im Jahrhundert der Verrechtli­
chung so sehr in Vergessenheit geraten ließ, 
nämlich, daß Verwaltung Staatskunst im 
Dienste der Staatsbürger zu sein hat. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, jene 
unter uns, die Juristen sind, sollten auch ein­
mal folgendes bedenken: Wir haben an den 
Juridischen Fakultäten gelernt, daß Verwal­
tung Vollziehung von Gesetzen ist. Man hat 
uns nicht gesagt, was im Zeitalter der Kame­
ralistik große österreichische Einsicht war, 
daß Verwaltung noch etwas sein soll: Staats­
kunst im Interesse des Staatsbürgers. 

Ich glaube, daß die ADV diese Bürgernähe 
ermöglicht, daß wir uns bei dieser Nähe aber 
auch davor hüten müssen, daß sie zum Nach­
teil des Staatsbürgers genützt wird. Da gehe 
ich mit Kollegen Professor Ermacora vollkom­
men konform. Da muß man aufpassen. Dazu 
gibt es letztlich auch den Datenschutz, das 
Datenschutzgesetz, das dieses Parlament 
beschlossen hat. 

Meine Damen und Herren! Jetzt komme ich 
dazu, das zu sagen, was mich bei diesem 
ADV-Bericht mit großer Freude erfüllt, näm­
lich daß er davon berichtet, daß kein Großer 
Bruder in Österreich aufgebaut wurde, auch 
nicht im Jahre 1984, vor dem Orwell gewarnt 
hat. George Orwell hatte gesagt, 1984 wäre 
das gefährliche Jahr, da könne der Große Bru­
der eigentlich jeden einzelnen Staatsbürger 
genauestens beobachten, lenken, bestrafen 
für alles, was er tut, das nicht im Interesse 
des Staates liegt. 

Meine Damen und Herren! Wir haben in 
Österreich das Datenschutzgesetz aufgebaut, 
um das zu verhindern. Wir haben eine Ver­
waltung, die darauf achtet, daß man die Per­
sönlichkeitssphäre des Staatsbürgers respek­
tiert. Das müssen wir Parlamentarier am heu­
tigen Tage mit Dank und Anerkennung fest­
halten. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Trotzdem gibt es aber Probleme, die wir 
nicht leugnen. Wir brauchen noch mehr Fir­
menunabhängigkeit, um die sich das Bundes­
kanzleramt und der Kanzleramtsminister Dr. 
Löschnak so erfolgreich bemühen. Es wird im 
Bericht darauf hingewiesen, daß durch 
gewisse organisatorische Maßnahmen diese 
Firmenunabhängigkeit angestrebt wird. Wir 
brauchen noch mehr, im Interesse des Staa­
tes, in unserem Interesse, im Interesse des 
Staatsbürgers, den wir zu vertreten haben. 

Obwohl in diesem Bericht ganz gewiß keine 
allzu große Großzügigkeit zum Ausdruck 
kommt, müssen wir doch sagen, daß noch grö­
ßere Sparsamkeit sicherlich auch nicht 
schlecht sein wird. Wir brauchen, glaube ich, 
überall in den Dienststellen noch vermehrt 
das Bewußtsein, daß wir alle dafür zu sorgen 

137. Sitzung NR XVI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 65 von 80

www.parlament.gv.at



12110 Nationalrat XVI. GP - 137. Sitzung - 3. April 1986 

Dr. Veselsky 

haben, daß dem Staatsbürger geholfen wird, 
Dienst am Staatsbürger also. 

Ich erlaube mir, namens meiner Fraktion 
auch einige Anregungen zu machen. Ich 
möchte den Herrn Kanzleramtsminister ersu­
chen, zu prüfen, inwieweit das Parlament 
auch an die Dokumentationssysteme, an die 
Informationssysteme der Bundesverwaltung 
angeschlossen werden kann. 

Ich glaube, daß es für uns Parlamentarier 
wichtig ist, daß die Entwicklung der Neuzeit 
nicht vor den Toren des Parlaments halt­
macht. Man spricht in der Öffentlichkeit so 
oft von den Privilegien der Politiker und der 
Parlamentarier, kümmert sich aber so wenig 
darum, daß wir eigentlich nur mit sehr unge­
nügenden Arbeitsmöglichkeiten versorgt 
sind. 

Im Interesse der Selbstachtung dieses Hau­
ses können wir den Ruf erheben: Wir bitten 
die Bundesregierung, uns hier zu Hilfe zu 
kommen, uns Parlamentariern ein Mehr an 
Information zur Verfügung zu stellen, uns 
auch als Legislative am Fortschritt der 
Exekutive teilhaben zu lassen. (Abg. S tau -
d i n ger: Was ist mit dem Beifall?) 

Ich würde darüber hinaus vorschlagen, daß 
der Verfassungsausschuß auch die Möglich­
keit erhält, im Bundeskanzleramt jene pilot­
artigen Neueinführungen in Augenschein zu 
nehmen, bei denen es um das Nebeneinander 
von Großrechenanlagen, mittlerer EDV, Per­
sonalcomputer und um die Informationssy­
steme geht. (Beifall bei SPÖ und FPO. - Abg. 
S ta ud i nger: Na also!) 

Ich gestatte mir, für den nächsten ADV­
Bericht, den es wieder geben soll, anzuregen, 
daß auch die Auswirkungen der automations­
unterstützten Datenverarbeitung auf unsere 
Mitarbeiter dargestellt werden; das wurde lei­
der vergessen. Ich ersuche darum, uns in 
Zukunft klarzulegen, ob dadurch für die Mit­
arbeiter mehr psychische oder körperliche 
Belastung entstanden ist oder weniger. 

Wie verträgt der einzelne Dienstnehmer 
den Streß, dem er jetzt in ganz anderer Weise 
ausgesetzt wird? Wie verträgt er die ver­
stärkte Kontrolle, die erhöhte Arbeitsintensi­
tät? Wie reagiert er darauf? 

Das nächste, das auch wichtig ist - ich 
bringe das als Anregung für den nächsten 
ADV-Bericht, den es geben soll, und bitte, uns 
das auch im Interesse der Menschen draußen, 
für die ja all das geschieht, klarzulegen 

Was ist der Nutzen des verstärkten ADV-Ein­
satzes für den Staatsbürger selbst, also nicht 
indirekt wie etwa, daß sich die Verwaltung 
bestätigt fühlt, daß gewisse Konzepte reali­
siert werden können, daß man Erfolge feiern 
kann. - Nein. Was bedeutet das für den 
Staatsbürger selbst? - Mehr Bürgernähe, 
weniger Kosten, ein rascheres Service. 

Ich komme nun zu dem, was gesagt werden 
muß: Die SPÖ stimmt dem ADV-Bericht der 
Bundesregierung zu, weil dieser Bericht in 
unseren Augen ein Leistungsbeweis für 
Modernität ist, weil dieser Bericht für uns ein 
Leistungsbeweis für Rationalisierungsbereit­
schaft ist, weil dieser ADV-Bericht für uns 
auch ein Leistungsbeweis für Bürgernähe 
und Sparsamkeit ist. 

Die SPÖ dankt allen Mitarbeitern in der 
Verwaltung, die in diesem Bereich tätig sind, 
und wir glauben, daß es gut ist, wenn auch in 
Zukunft die Zusammenarbeit mit den ADV­
Herstellern bei Wahrung der Chancengleich­
heit fortgesetzt wird unter dem Motto: im 
Dienste des Staatsbürgers, im Dienste größe­
rer Bürgernähe, mehr an moderner Leistung 
bei möglichst geringen Kosten. (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ.) 16.32 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Mag. Kabas. 

16.32 

Abgeordneter Mag. Kabas (FPÖ): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Zu dem vorigen Tages­
ordnungspunkt Kunstbericht 1984 hat ein 
Abgeordneter gemeint, der Kunstbericht sei 
so schwierig, so schwierig zu lesen. Ich würde 
ihm empfehlen, sich den ADV-Bericht der 
Bundesregierung zur Hand zu nehmen und 
durchzulesen. Er wird sehen, es ist wirklich 
ein "schwererer" Bericht, sowohl im Sinne 
dieses Wortes als auch inhaltlich. Das soll 
keine Kritik sein, es ist eben eine sehr, sehr 
schwierige Materie. 

Ich darf Ihnen den Bericht kurz zeigen. Er 
hat - würde ich sagen - mindestens 3 Kilo, 
und es steht eben wirklich sehr, sehr viel drin­
nen. Er gibt einen Überblick über die Ent­
wicklung der modernen Verwaltung in den 
letzten Jahren. 

Daß die moderne Zeit bei uns in die Verwal­
tung Eingang gefunden hat mit allen positi­
ven Aspekten, aber auch mit den Gefahren, 
die es zu bewältigen gilt, das, glaube ich, kann 
man sehr wohl aus dem Bericht herauslesen. 
Ich glaube aber auch aufgrund dieses Berich-
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tes, daß die Schwierigkeiten und die Gefah­
ren, die sich aus dem Einsatz der Elektroni­
schen Datenverarbeitung in der Verwaltung 
ergeben, bewältigbar sind, daß wir sie bewäl­
tigen können, daß wir sie aber auch bewälti­
gen müssen, damit eben nicht, wie Herr Abge­
ordneter Dr. Veselsky vorhin gemeint hat, der 
Große Bruder, der bisher verhindert wurde, 
nicht doch Eingang findet. 

Herr Professor Ermacora hat gemeint, daß 
durch den ADV-Einsatz das Informationsmo­
nopol des Staates gesteigert wurde. Dem 
kann ich durchaus zustimmen. Das ist sicher­
lich der Fall. Das ist aber, glaube ich, ein Pro­
blem, das sich nicht dadurch darstellt, daß es 
ein Problem Regierung, Regierungsfraktio­
nen - Opposition ist, sondern es ist ein 
grundsätzliches Problem Regierung - Parla­
ment, weil eben durch die Struktur und Auf­
gabenstellung des Parlaments hier einfach 
das Informationsmonopol der Regierung, die 
viel homogener ist, zum Tragen kommt und 
wir zweifellos noch nicht das gelöst haben, 
was Dr. Veselsky schon angeschnitten hat, 
daß das Parlament die gezielte Information 
bekommt. 

Ich möchte nämlich sagen: Informationen 
bekommen wir an sich genug, aber ich habe 
den Eindruck, daß es manchmal zuviel Gieß­
kannen-Information ist und nicht die gezielte 
Information, die wir benötigen. So gesehen, 
glaube ich, daß wir tatsächlich dieses 
Ungleichgewicht, das sich zweifellos durch die 
moderne Technik zuungunsten des Parla­
ments verschoben hat, wirklich einer grund­
sätzlichen Diskussion zuführen sollen. 

Ich möchte aber jetzt doch konkret auf den 
zweiten ADV-Bericht der Bundesregierung 
eingehen und einige Schwerpunkte daraus 
hervorgreifen, weil ich glaube, daß man eben 
anhand dieser Schwerpunkte erkennen kann, 
wie die Entwicklung hier vor sich geht. Einer­
seits wird durch die 'detaillierte Darstellung 
der Stand bereits verwirklichter Vorhaben 
erkennbar, und andererseits ergeben sich 
durch die Analyse der jüngsten Trends die 
Entwicklungsperspektiven für die nächsten 
Jahre. 

Es wird zutreffend im ADV-Bericht 
erwähnt, daß sich seit dem Ende der siebziger 
Jahre völlig neue Schwerpunkte in der ADV­
Einsatzkonzeption entwickelt hätten. So zeige 
sich immer deutlicher, daß sich der Trend von 
der reinen Textverarbeitung für Schreib­
kräfte zu einer integrierten Büroautomation 
weiterentwickelt hätte. In der Kanzleiord­
nung der Bundesministerien ist festgehalten, 

daß die Mittel moderner Bürotechnik und 
Büroorganisation im Rahmen der finanziellen 
Möglichkeit im Sinne von Raschheit und 
Zweckmäßigkeit der Geschäftsbehandlung 
einzusetzen sind. 

Interessant ist auch die Tatsache, daß, 
obwohl die Anzahl der Großrechenzentren im 
Bund nicht mehr gewachsen ist, von ihnen 
doch immer mehr Aufgaben durchgeführt 
werden. 

Die Verwaltung muß, um den Anforderun­
gen eines modernen Service- und Dienstlei­
stungsstaates gerecht zu werden, bestrebt 
sein, neue Technologien auf ihre Anwendbar­
keit zu untersuchen und die Administration 
im Interesse der Bürger ohne wesentliche 
Erhöhung der Personalressourcen zu verbes­
sern. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß seit 1982 
vom Bundeskanzleramt ein Pilotprojekt 
Büroautomation durchgeführt wird. Zielvor­
stellung dieses Pilotprojektes ist es, daß jeder 
Bedienstete, von der Schreibkraft bis zur Füh­
rungskraft, bei seiner Tätigkeit eben automa­
tionsunterstützt arbeiten soll. 

Gleichzeitig ist darauf zu achten, ob die 
bestehenden Organisationsformen eine opti­
male Verwaltungstätigkeit ermöglichen oder 
ob sie parallel zur Einführung neuer Techno­
logien verändert werden sollen. Beides führt 
zu einem wünschenswerten Ergebnis, näm­
lich zu einer Rationalisierung des Verwal­
tungsablaufes unter Berücksichtigung der 
Bedürfnisse der einzelnen Bediensteten bei 
Erfüllung ihrer Aufgaben. 

Auch im Bereich der Großrechenzentren 
hat es in den letzten Jahren, wie ich schon 
kurz erwähnt habe, eine Trendumkehr gege­
ben. Während in der Vergangenheit eine deut­
liche Tendenz zur Zentralisierung von Aufga­
ben der Informationsverarbeitung stattgefun­
den hat und als Folge Großrechenzentren ein­
gerichtet wurden, scheint in jüngster Vergan­
genheit ein zunehmender Trend zur Dezen­
tralisierung der ADV zu gehen. Bei der Aus­
stattung der Großrechenzentren ist es wohl zu 
einer wesentlichen Erhöhung der Leistungs­
fähigkeit der Rechner aufgrund des techni­
schen Fortschritts gekommen, jedoch nicht zu 
einer Vermehrung der Anzahl der Großre­
chenanlagen. Die Dezentralisierung der ADV 
wird jedoch auch in Zukunft nicht dazu füh­
ren, daß Großrechenzentren ihre Kapazität 
verringern werden oder gar verschwinden. 
Ihr Einsatz wird sich zunehmend auf Aufga­
ben beschränken und konzentrieren, die 
lediglich zentral gelöst werden können. 
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Meines Erachtens nach kann aber dieser 
Trend, vor allem unter dem Aspekt der 
Sicherheitsvorkehrungen, durchaus positiv 
interpretiert werden, weil die Bundesregie­
rung gerade auf dem Gebiet der Sicherheits­
vorkehrungen, wie aus dem Bericht sehr deut­
lich erkennbar ist, zweifellos sehr penibel vor­
gegangen ist. 

Interessant ist die Entwicklung bei den 
Mikrocomputern. Da kann man nämlich 
erkennen, daß hier der Einsatz in der staatli­
chen Verwaltung, etwa im Gegensatz zur 
Wirtschaft, sehr zögernd erfolgt. Daher wird 
es hier in nächster Zeit einen Nachholeffekt 
geben. Lediglich in Schulen und Hochschulen 
werden in größerem Umfang für die Ausbil­
dung im technisch-wissenschaftlichen 
Bereich Mikrocomputer verwendet. 

Eines der signifikanten Beispiele - und 
das möchte ich besonders hervorkehren - ist 
der ADV-Einsatz im Bereich der Justiz. 

Auf der einen Seite haben wir die Umstel­
lung des Grundbuches, die bereits doch zu 
einem Drittel vollzogen ist. Ich möchte das als 
eine wirkliche Pioniertat in Österreich hin­
stellen. Im vergleichbaren Ausland, wie etwa 
in Bayern, mußte dieses Projekt gestoppt wer­
den. Wir in Österreich haben eine wirklich 
zügige Vorgangsweise. 

Seit 1. Jänner 1986 wird das Mahnverfahren 
ebenfalls auf ADV umgestellt. Es soll das Ziel 
sein, daß eine Million Mahnsachen in Zukunft 
über die automationsunterstützte Datenverar­
beitung laufen werden. 

Das sei nur hervorgegriffen als ein sehr 
sinnvoller Einsatz der ADV in einem 
bestimmten Ressort. Man kann diese Ent­
wicklung auch in anderen Ressorts beobach­
ten. 

Wenn man sich die zukünftigen Strategien 
ansieht, muß man feststellen, daß noch vor 
einigen Jahren die Rationalisierung und die 
Verwaltungsvereinfachung mit ADV nur bei 
Großprojekten wirtschaftlich war. Nunmehr 
ist dies aber auch bei kleineren Projekten der 
Fall. 

Aufgrund der wachsenden Interdependenz 
wird in Zukunft nicht mehr nur der klassische 
Einsatz von ADV, sondern auch die Verwen­
dung von Informationstechnologie im weite­
sten Sinn, wie digitale Telefonanlagen, Licht­
satz, elektronisches Fernschreiben und so 
weiter, zu koordinieren sein. 

Wesentlich erscheint mir zu sein, daß, zum 
Unterschied von der Vergangenheit, nunmehr 
in der Bundesverwaltung Vierjahreskonzepte 
und Zweij ahrespläne für den informations­
technologischen Einsatz im Bundeskanzler­
amt vorgelegt werden. 

Abschließend möchte ich sagen, daß der 
vorliegende Bericht der Bundesregierung 
deutlich aufzeigt, daß auch die Verwaltung 
bereit ist, sich der technologischen Herausfor­
derung der Zukunft zu stellen und adäquate 
Lösungsansätze anzubieten. 

Deshalb werden wir diesem Bericht unsere 
Zustimmung erteilen. (Beifall bei FPÖ und 
SPÖ.) 16.44 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein 
Schlußwort? - Danke. Das ist nicht der Fall. 

Wir gelangen nunmehr zur Ab s tim -
m u n g über den Antrag des Ausschusses, 
den vorliegenden Bericht 1II-121 der Beilagen 
zur Kenntnis zu nehmen. (Unruhe.) Ich bitte 
die Beamten, die Zwischenräume zu verlas­
sen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist ein s tim m i g 
an gen 0 m me n. 

3. Punkt: Bericht des Verfassungsausschusses 
über die Regierungsvorlage (905 der Beila­
gen): Bundesgesetz, mit dem das Verwal­
tungsvollstreckungsgesetz geändert wird 

(VVG-Novelle 1986) (922 der Beilagen) 

Präsident Dr. Stix: Wir gelangen zum 
3. Punkt der Tagesordnung: Verwaltungsvoll­
streckungsgesetz-Novelle 1986. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter 
pöder. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröffnen. 

Berichterstatter Pöder: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Durch den dem Verfassungsaus­
schuß zur Vorberatung zugewiesenen Gesetz­
entwurf soll auch solchen Behörden der 
Gebietskörperschaften, die nicht Vollstrek­
kungsbehörden im Sinne des § 1 Abs. 1 des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes sind, die 
Möglichkeit eingeräumt werden, die Eintrei­
bung einer Geldleistung unmittelbar beim 
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zuständigen Gericht zu beantragen. Ferner 
soll die Eintreibung von Geldleistungen künf­
tig beim zuständigen Gericht konzentriert 
werden. 

Der Verfassungsausschuß hat die Regie­
rungsvorlage am 11. März 1986 in Verhand­
lung gezogen und einstimmig beschlossen, 
dem Hohen Hause die Annahme des Gesetz­
entwurfes in der dem schriftlichen Ausschuß­
bericht beigedruckten Fassung zu empfehlen. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle dem dem 
schriftlichen Ausschußbericht angeschlosse­
nen Gesetzentwurf die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Herr Präsident! Für den Fall, daß eine 
Debatte gewünscht wird, bitte ich, sie fortzu­
setzen. 

Präsident Dr. Stix: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter für seine Ausführungen. 

General- und Spezialdebatte werden unter 
einem durchgeführt. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Abgeord­
neter Dr. Neisser. Ich erteile es ihm. 

16.47 

Abgeordneter Dr. Neisser (ÖVP): Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren! Das Ver­
waltungsvollstreckungsgesetz, das nunmehr 
in einigen Punkten geändert werden soll, 
regelt die zwangsweise Durchsetzung von 
Ansprüchen, die sich aus Verwaltungsent­
scheidungen ergeben. 

Es gilt dabei der Grundsatz, daß für die 
Exekution derartiger Ansprüche die Verwal­
tungsbehörden, im Regelfall die Bezirksver­
waltungsbehörden oder die Bundespolizeibe­
hörden, zuständig sind. 

Für die Eintreibung von Geldleistungen 
sieht das Verwaltungsvollstreckungsgesetz 
derzeit zwei Möglichkeiten vor: Geldleistun­
gen können durch die Vollstreckungsbehör­
den der Verwaltung nach den exekutions­
rechtlichen Bestimmungen des Abgabenrech­
tes eingetrieben werden oder - das ist eine 
Wahlmöglichkeit - durch das zuständige 
Gericht nach den gerichtlichen Exekutionsbe­
stimmungen, wobei die Vollstreckungsbe­
hörde der Verwaltung in diesem Falle betrei­
bender Gläubiger im gerichtlichen Exeku­
tionsverfahren ist. 

Ich wiederhole zur Klarstellung: Für die 

Eintreibung von Geldleistungen besteht nach 
der derzeitigen Rechtslage die Wahlmöglich­
keit, die Eintreibung durch Verwaltungsbe­
hörden als Vollstreckungsbehörden durchzu­
führen oder durch das zuständige Gericht. 

Die Regierungsvorlage, die Anlaß für die 
parlamentarische Diskussion war, ging von 
der anerkennenswerten Intention aus, eine 
Beschleunigung des Vollstreckungsverfah­
rens herbeizuführen und eine Verminderung 
des Verwaltungsaufwandes im Vollstrek­
kungsverfahren zu bewirken. 

Aus diesem Motiv heraus sah die Regie­
rungsvorlage vor, daß für die Eintreibung von 
Geldleistungen nicht mehr die Wahlmöglich­
keiten, entweder Vollstreckung im Verwal­
tungsbereich oder Vollstreckung im Gerichts­
bereich, bestehen sollen, sondern daß die Ein­
treibung von Geldleistungen beim zuständi­
gen Gericht konzentriert werden soll. 

Im Klartext: Die Wahlmöglichkeit wird 
beseitigt, es soll jetzt auch für Verwaltungsan­
sprüche nur mehr die Vollstreckung durch 
das Gericht geben. Dafür waren nicht nur ver­
waltungsökonomische Motive maßgebend, 
sondern unter anderem auch eine in der 
rechtswissenschaftlichen Literatur wieder­
holt vorgebrachte Kritik, daß die Wahlmög­
lichkeit, ob Verwaltungsbehörde oder Gericht, 
aus grundsätzlichen verfassungsrechtlichen 
Überlegungen bedenklich sei, weil es eben ein 
Verfassungsgebot sei, klar die Zuständigkeit 
des einen oder des anderen festzulegen. 

Die Regierungsvorlage wollte also aus die­
sem Grunde die Vollstreckung ausschließlich 
durch das zuständige Gericht nach gerichtli­
chem Exekutionsrecht festlegen. Das war das 
Ergebnis der Ausschußberatungen. Der Aus­
schußbericht wurde einstimmig erstellt. 

Meine Wortmeldung begründet sich ledig­
lich in der Tatsache, daß es in der Zeit zwi­
schen den Ausschußberatungen und der heu­
tigen Diskussion im Plenum doch eine 
gewisse Änderung der Problemsicht gegeben 
hat. Es haben begutachtende Stellen auf Pro­
bleme aufmerksam gemacht, was sie aller­
dings im Begutachtungsverfahren nicht vor­
bringen konnten, weil die in Rede stehende 
Bestimmung noch nicht Gegenstand des Mini­
sterialentwurfes war, der zur Begutachtung 
ausgesendet worden war, sondern nur der im 
Parlament eingebrachten Regierungsvorlage. 

Und zwar ergeben sich Probleme im folgen­
den: Es gibt eine Reihe von Fällen, wo die Ein­
treibung von Verwaltungs leistungen durch 
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die Verwaltungsbehörden die einfachere und 
billigere Methode wäre. 

So ist es durchaus Praxis, daß Exekutions­
abteilungen in den Magistraten die Exekution 
durchführen für die Eintreibung von Kam­
merumlagen, für Postgebühren, für Rück­
stände, die sie für die Fonds oder für Arbeits­
ämter eintreiben sollen. 

Mit der Regelung, wie wir sie im Ausschuß 
beschlossen haben, die also zwingend die 
gerichtliche Exekution vorsieht, wäre diese 
Praxis nicht mehr möglich. Es wäre nicht 
mehr möglich, etwa Kammerumlagen im 
Wege der Exekutionsabteilungen der Magi­
strate einzutreiben, weil, wie gesagt, ich wie­
derhole es noch einmal, zwingend der gericht­
liche Weg vorgeschrieben ist. 

Es scheint mir nun durchaus vernünftig zu 
sein, daß man die von mir genannten Fälle 
der Praxis aber trotzdem auch weiterhin 
rechtlich ermöglicht. 

Ich möchte aus diesem Grund einen 

Abänderungsantrag 

einbringen, auch im Namen meiner Kolle­
gen J ankowitsch und Gugerbauer, in dem die 
Regelung des § 3 Abs. 1, so wie sie im Aus­
schuß beschlossen worden ist, durch folgen­
den Satz ergänzt werden soll: 

Die Vollstreckungsbehörde kann die Ein­
treibung unter sinngemäßer Anwendung der 
Vorschriften über die Einbringung und Siche­
rung der öffentlichen Abgaben selbst vorneh­
men, wenn dies im Interesse der Raschheit 
und der Kostenersparnis gelegen ist. 

Was heißt das im Klartext? Es soll zwar im 
Prinzip dabei bleiben, daß die Verwaltungs­
vollstreckung grundsätzlich durch die 
Gerichte erfolgt, es soll aber in Ausnahmefäl­
len, vor allem wenn es im Interesse der 
Raschheit und der Kostenersparnis gelegen 
ist, weiterhin möglich sein, die Exekution 
unmittelbar durch Verwaltungsbehörden, 
zum Beispiel durch Exekutionsabteilungen 
der Magistrate, durchzuführen. 

Das ist eine Regelung, die rechtlich die bis­
herige Praxis weiter legitimiert und die dar­
über hinaus die verfassungsrechtlichen 
Bedenken, daß sozusagen in der Wahlmög­
lichkeit Verwaltungsbehörde und Gericht völ­
lige Freiheit bestehe, in der Weise beseitigt, 
daß die Ausnahmeregelung, das heißt Voll­
streckung durch die Verwaltungsbehörden, 
nur dann möglich ist, wenn - und das sind 
zusätzliche gesetzliche Kriterien und Deter-

minanten - ein solcher Weg im Interesse der 
Raschheit und der Kostenersparnis gelegen 
ist. 

Meine Damen und Herren! Die Novelle ist 
getragen von dem Grundsatz der Ökonomie. 
Ich glaube, daß unser Abänderungsantrag, 
den wir hier jetzt im Plenum noch vorgelegt 
haben, dieser Ökonomie dient, und zwar 
sowohl im Sinne der Verwaltungsökonomie 
als auch der Kostenersparnis für die Betroffe­
nen, und ich bitte Sie daher, der Novelle 
inklusive dieses Abänderungsantrages Ihre 
Zustimmung zu geben. (Beifall bei der 
ÖVP.) 16.55 

Präsident Dr. Stix: Der soeben verlesene 
Abänderungsantrag der Abgeordneten Dr. 
Jankowitsch, Dr. Neisser, Dr. Gugerbauer und 
Genossen ist genügend unterstützt und steht 
somit in Verhandlung. 

Zum Wort gelangt Herr Abgeordneter Dr. 
J ankowitsch. 

16.55 

Abgeordneter Dr. Jankowitsch (SPÖ): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Die Novelle zum Ver­
waltungsvollstreckungsgesetz, die nun dem 
Hohen Haus heute vorliegt, setzt sich zum 
Ziel - Abgeordneter Neisser hat ja schon 
darauf verwiesen -, einen bewährten Grund­
satz, eine bewährte Methode bei der Einbrin­
gung von Geldleistungen, vor allem von sol­
chen, die an Verwaltungsbehörden zu erbrin­
gen sind, nämlich die Einbindung der 
Gerichte, nunmehr auch gesetzlich zu veran­
kern. Es hat sich nämlich die Praxis, Exeku­
tionen von Geldleistungen bei Gerichten zu 
konzentrieren, bewährt, vor allen Dingen 
wegen ihrer besseren personellen und techni­
schen Ausstattung und der Erfahrung der 
Exekutionsgerichte. 

Es hat also diesem Erfahrungsgrundsatz 
entsprochen, daß schon bisher in aller Regel 
die sogenannten Vollstreckungsbehörden, 
also die Bezirkshauptmannschaften und die 
Bundespolizeidirektionen, mit der Einbrin­
gung solcher Leistungen gemäß § 3 Abs. 1 des 
vorliegenden Gesetzes das jeweils zuständige 
Gericht befaßt haben. 

Und schon nach der bisherigen Rechtslage, 
einer Rechtslage, die auf schöpferischen 
gesetzgeberischen Arbeiten des Jahres 1949 
beruht, wobei ja auch eine Reihe von wichti­
gen Normen über die Einhebung und Einbrin­
gung öffentlicher Abgaben beschlossen 
wurde, also schon nach dieser bisherigen 
Rechtslage war es darüber hinaus den 
Anspruchsberechtigten selbst, also jenen 
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Behörden, bei denen der Anspruch auf die 
Geldleistung entstanden ist, möglich, diese 
Eintreibung unmittelbar und ohne Einbezie­
hung einer Vollstreckungsbehörde beim 
Gericht zu beantragen. 

Allerdings war diese Ermächtigung an 
gewisse Voraussetzungen gebunden. Sie galt 
nur für jene öffentlich-rechtlichen Körper­
schaften und Anstalten, denen zur Einbrin­
gung von Geldleistungen die Einbringung im 
Verwaltungswege, die sogenannte politische 
Exekution, gewährt war. 

Damit war zahlreichen Bundes- und Lan­
desbehörden die Möglichkeit, die Eintreibung 
einer Geldleistung unmittelbar beim zuständi­
gen Gericht zu beantragen, verwehrt. Sie 
unterlagen damit weiter diesem gesetzlichen 
Zwang, Vollstreckungsbehörden einzuschal­
ten, womit natürlich immer wieder Verzöge­
rungen in der Vollstreckung eintraten, die 
weder im Interesse des Bürgers noch der 
geordneten VerwaltUng sein können. 

Diesen Umweg will nun die Novelle abkür­
zen. Sie gehorcht dabei dem Gedanken der 
Verwaltungsökonomie. Sie will eben das Voll­
streckungsverfahren beschleunigen, aber 
auch den damit verbundenen Verwaltungs­
aufwand verringern. 

Diesem Ziel strebt die Novelle nun zu, 
indem sie, insbesondere durch die Neufas­
sung des § 3 Abs. 3 des Verwaltungsvollstrek­
kungsgesetzes, allen Anspruchsberechtigten 
einschließlich des Bundes, der Länder und 
Gemeinden die direkte Einschaltung der 
Gerichte für die Eintreibung einer Geldlei­
stung eröffnet. 

Damit, meine Damen und Herren - und 
auch darauf wurde heute schon hingewiesen 
-, wird nicht nur eine beträchtliche Verwal­
tungsvereinfachung erzielt, sondern es wird 
überdies eine in der Literatur wiederholt auf­
gezeigte verfassungsrechtliche Problematik 
bereinigt, eine Problematik, die darin 
bestand, daß ja nach der bisherigen Regelung 
der verfassungsgesetzliche Auftrag der 
Gewaltentrennung zwischen Gerichten und 
Verwaltungsbehörden offenbar nur mangel­
haft durchgeführt war. 

Es entspricht nun aber auch diesem Geist 
der Verwaltungs ökonomie , der Vereinfa­
chung, der Kostenersparnis, daß der Abände­
rungsantrag, den Herr Abgeordneter Neisser 
vor mir zur Verlesung gebracht hat, dem Abs. 
1 des neuen § 3 einen weiteren wichtigen Satz 
anfügt. Dieser Satz eröffnet der Vollstrek-

kungsbehörde unter Erhaltung der gegenwär­
tigen in einigen Fällen ebenfalls bewährten 
Rechtslage - es wurde hier richtig verwiesen 
auf die Magistrate, wie der Gemeinde Wien, 
eventuell auch der Städte mit eigenem Statut 
- die Möglichkeit, im Interesse der Rasch­
heit und Kostenersparnis die Eintreibung 
nach wie vor selbst vorzunehmen, wobei 
natürlich die Vorschriften über die Einbrin­
gung und Sicherung der öffentlichen Abgaben 
sinngemäß anzuwenden sind. Wieder soll also 
hier dem Grundsatz der Verwaltungsökono­
mie unter Berücksichtigung einer erfolgrei­
chen Praxis Rechnung getragen werden. 

Meine Damen und Herren! Ich darf sohin 
dem Hohen Haus empfehlen, diese Novelle in 
der Fassung des Abänderungsantrages anzu­
nehmen. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 17.00 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir gelangen zur Ab s tim m u n g über 
den Gesetzentwurf samt Titel und Eingang in 
922 der Beilagen. 

Hiezu liegt ein gemeinsamer Abänderungs­
antrag der Abgeordneten Dr. Jankowitsch, 
Dr. Neisser, Dr. Gugerbauer und Genossen 
vor. 

Da nur dieser eine gemeinsame Antrag 
gestellt wurde, lasse ich sogleich über den 
Gesetzentwurf in der Fassung des Abände­
rungsantrages abstimmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist ein s tim -
mig. 

Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter 
Lesung angenomme n. 

4. Punkt: Bericht des Verfassungsausschusses 
über die Regierungsvorlage (900 der Beila­
gen): Protokoll Nr. 7 zur Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten samt Erklärungen (924 der Beilagen) 
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Präsident Dr. Stix: Wir gelangen zum 
4. Punkt der Tagesordnung: Protokoll Nr. 7 
zur Konvention zum Schutze der Menschen­
rechte und Grundfreiheiten samt Erklärun­
gen. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter 
Schuster. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröff­
nen. 

Berichterstatter Schuster: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Das dem Verfassungsausschuß 
zur Vorberatung zugewiesene Übereinkom­
men enthält ergänzende Bestimmungen zu 
der im Verfassungsrang stehenden Europäi­
schen Menschenrechtskonvention. So sollen 
Fremden, die sich rechtmäßig auf österreichi­
schern Gebiet aufhalten, verfahrensrechtliche 
Garantien für den Fall der Ausweisung einge­
räumt werden und weiters bestimmte Grund­
sätze für den Fall der Verurteilung wegen 
einer strafbaren Handlung verankert werden; 
durch eine Erklärung Österreichs wird klar­
gestellt, daß sich diese Garantien nur auf 
Strafverfahren im Sinne der österreichischen 
Strafprozeßordnung beziehen. 

Schließlich wird festgelegt, daß Ehegatten 
in familienrechtlicher Hinsicht gleiche Rechte 
und Pflichten zukommen. (Der Prä si den t 
übernimmt den Vorsitz.) 

Der Verfassungsausschuß hat die Regie­
rungsvorlage am 11. März 1986 in Verhand­
lung gezogen und einstimmig beschlossen, 
dem Hohen Hause die Genehmigung des 
Abschlusses dieses Staatsvertrages zu emp­
fehlen. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Der Abschluß des verfassungsändernden 
Staatsvertrages: Protokoll Nr. 7 zur Konven­
tion zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten samt Erklärungen (900 der 
Beilagen), wird genehmigt. 

Herr Präsident! Für den Fall, daß Wortmel­
dungen vorliegen, bitte ich, in die Debatte ein­
zutreten. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Berichter­
statter für seine Ausführungen. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Abgeord­
neter Ermacora. 

17.04 

Abgeordneter Dr. Ermacora (ÖVP): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn 

man heute von den Menschenrechten spricht, 
sollte man ja besonders aufmerksam sein. 
Auch dieses 7. Protokoll ist an und für sich 
eine attraktive gesetzgeberische Maßnahme, 
die hier in diesem Hause gesetzt werden soll­
te. 

Ich gebe zu, es gibt attraktivere Dinge als 
dieses 7. Zusatzprotokoll der Europäischen 
Konvention für Menschenrechte. Ich denke 
daran, daß heute in der "Wiener Zeitung" ein 
eingehender Bericht über die Vorgespräche 
zu den Expertentreffen über die menschli­
chen Kontakte aufgrund der europäischen 
Zusammenarbeit geführt werden sollen, daß 
es hier gewiß weltumspannende Probleme 
gibt, die da zu behandeln sind. Ich denke 
daran, daß heute bei der Fristsetzungsdebatte 
am Vormittag die Frage der Stellung der 
Familie zur Diskussion stand. Und wenn ich 
daran denke, daß eine Persönlichkeit in 
Österreich in einer Weise behandelt wird, wie 
sie nicht behandelt werden sollte, so sehe ich 
jedenfalls ein menschenrechtliches Problem, 
das es hier zu behandeln gälte. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte mich 
aber im wesentlichen mit diesem 7. Zusatz­
protokoll beschäftigen, denn kurz nachdem 
das 8. Zusatzprotokoll hier die Genehmigung 
erfahren hat, heute das 7. die Genehmigung 
erhalten wird, vollzieht Österreich getreulich 
das, was der Europarat ihm vorschlägt. 
Eigentlich müssen wir das etwas realistischer 
formulieren: Wir vollziehen das, was von den 
Beamten in mühsamen Verhandlungen aus­
gehandelt wurde, das, was praktisch von die­
sen uns in diesem Hause vorgelegt wurde. 

Ich hatte einmal die Gelegenheit wahrge­
nommen, von der "Verpolitisierung" der Men­
schenrechte zu sprechen. Wenn man die Ent­
wicklung im Europarat überblickt, so muß 
man alsbald von einer "Verbürokratisierung" 
der menschenrechtlichen Konzeptionen spre­
chen. 

Das 7. Zusatzprotokoll ist ein markantes 
Beispiel dafür: Es erweitert die Rechte nach 
der Europäischen Konvention, die heute samt 
den Zusatzprotokollen aus 18 bestehen, und 
zwar um 5 weitere Rechte. 

Die Erarbeitung dieses Protokolls hat prak­
tisch im Jahre 1972 begonnen. Zu ihren Ver­
handlungen bedurfte es im Europarat zwölf 
Jahre - und nun haben wir diesen Text vor 
uns. Dieser Vorgang scheint mir kein europäi­
sches Ruhmeszeugnis zu sein: Man brauchte 
also zwölf Jahre, um vier Rechte zu formulie­
ren, während man vor 36 Jahren nur ein Jahr 

-
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brauchte, um die ganze Konvention mit einem 
erheblichen Menschenrechtsschutzsystem 
unter Dach und Fach zu bringen. 

Jeder Europabewußte wird sich daher fra­
gen, was hier vor sich gegangen ist, daß wir 
einem derart langsamen Prozeß im europäi­
schen Menschenrechtsschutz gegenüberste­
hen. Es handelt sich aber auch um einen dürf­
tigen Prozeß. Wenn man etwa den Bericht des 
im Europarat tätigen Siegler-Schmidt beach­
tet, wenn man den Bericht des Herrn Craig 
beachtet, wenn man die Diskussion, den Bei­
trag des seinerzeitigen deutschen Bundes­
kanzlers Schmidt im Europarat zu dieser 
Frage beachtet, dann stellt man fest, daß das 
Ergebnis ungemein dürftig ist. 

Ich möchte nur hervorheben, daß es eine 
Entscheidung des Ministerkomitees aus dem 
Jahre 1978 gegeben hat, wonach dieser Arbeit 
Priorität zuzuerkennen ist, wobei insbeson­
dere die Liste der Individualrechte, der sozia­
len Rechte, der ökonomischen Rechte, der 
kulturellen Rechte erweitert werden sollte. 

Wenn man den Bericht des Herrn Craig 
überblickt, einen Bericht, der angenommen 
wurde, wo vom Recht auf Arbeit, vom Recht 
auf die Arbeitsbedingungen, vom Recht auf 
gleichen Lohn für gleiche Arbeit, vom Recht 
der bezahlten Feiertagsarbeit, vom Streik­
recht, vom Recht der Frau, von der Gleichstel­
lung der Frau die Rede ist, alles beschlossen 
auch von unseren Parlamentariern im Euro­
parat, wenn man also das alles liest und sich 
nun dieses 7. Zusatzprotokoll als Ergebnis 
anschaut, wird man wohl sagen müssen, daß 
das Ergebnis der Verhandlungen ungemein 
dürftig gewesen ist. 

In den Jahren 1972 und 1973 und im Jahre 
1978 ist man in einem Zusatzprotokoll davon 
ausgegangen, die Regelungen der Pakte über 
die zivilen und politischen Rechte der Verein­
ten Nationen, soweit sie nicht in der Europäi­
schen Konvention festgelegt waren, zu über­
nehmen: das Selbstbestimmungsrecht der 
Völker, den Minderheitenschutz und so wei­
ter. Da muß man sagen - und ich bedaure, es 
so sagen zu müssen -, daß jene, die diese 
politischen Aufträge, die die Parlamentari­
sche Versammlung des Europarates ausge­
sprochen hat, zu verwirklichen suchten -
und das waren die Beamten -, nur den klein­
sten gemeinsamen Nenner gefunden haben. 

Ich würde sagen: Das ist ein schlechtes Zei­
chen, und ich würde auch die Konsequenz 
daraus ziehen, weil nämlich die Politiker ver­
sagten. Welche Politiker? - Die Politiker des 

Europarates, weil sie nicht imstande waren, 
ihre eigenen Entschließungen zu kontrollie­
ren, denn das sind durchwegs Entschließun­
gen auch unserer Politiker. Gute Entschlie­
ßungen, würde ich sagen. Aber die Politiker 
waren nicht imstande, nachdem sie entschlos­
sen und beschlossen haben, das, was sie 
beschlossen haben, auch so durchzusetzen. 
Unsere Außenpolitiker haben das gesamte 
Verfahren den beamteten Diplomaten über­
lassen. Ist der Herr Bundesminister Gratz in 
dieser Phase einmal nach Straßburg gefahren 
und hat im Ministerkomitee versucht, das, 
was unsere Politiker beschlossen haben, 
durchzusetzen? - Das ist nicht geschehen! 

Ebenso trifft das die Innenpolitiker, weil sie 
sich im gesamten Anhörungsverfahren zu die­
ser Konvention ausschließlich von der Büro­
kratie vertreten ließen. 

So haben sich die Parlamentarier hier in 
diesem Hause mit dem zufriedenzugeben, 
was uns die Beamten vorgelegt haben. Das ist 
die Wahrheit über dieses 7. Zusatzprotokoll, 
meine Damen und Herren, und das sollte man 
doch einmal von parlamentarischer Seite 
beachten, aber auch von der Seite unserer 
Abgeordneten im Europarat. 

Im Artikel 1 findet sich eine Art Auswei­
sungsverbot für Ausländer. Das ist eine 
Ergänzung des österreichischen Ausliefe­
rungsgesetzes. Die Bestimmung ist in einem 
vom Grundsatz der Freizügigkeit beherrsch­
ten Europa aber nicht sehr freizügigkeits­
freundlich. Man möge sich einmal ansehen, 
was wir hier beschließen! Das ist eine Rege­
lung, die nur in den Träumen so großartig ist; 
in der Realität ist es eine ungemein begrenzte 
Regelung. Dazu werden ja die Herren Verant­
wortlichen von der Regierungsseite alsbald 
Stellung nehmen. 

Es dürfte Ihnen, Herr Bundesminister, ja 
nicht entgangen sein, daß der Verfassungsge­
richtshof in seinem Erkenntnis vom 
12. Dezember 1985 den § 3 des Fremdenpoli­
zeigesetzes aufgehoben hat, bedingungslos 
aufgehoben hat. Wissen wir alle, was der § 3 
des Fremdenpolizeigesetzes vorsieht? - Er 
läßt das Aufenthaltsverbot zu. Er läßt das Auf­
enthaltsverbot auch in bezug auf die Ehegat­
ten und die minderjährigen Kinder zu. - Das 
wurde samt und sonders aufgehoben. 

Herr Bundesminister! Was werden Sie tun 
bis zum 30. November 1986? Da werden Sie 
uns hier ein neues Fremdenpolizeigesetz mit 
einem entscheidenden Kernparagraphen vor­
zulegen haben. Das, kombiniert mit dem Arti-
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kelldes 7. Zusatzprotokolls, Herr Bundesmi­
nister, wird große Arbeit erfordern. Und ich 
glaube, Herr Bundesminister, Sie werden das 
gesamte Fremdenpolizeirecht im Lichte die­
ser Aufhebung und im Lichte des Zusatzpro­
tokolls neu zu konzipieren haben. Das wird 
auf Sie zukommen. 

Herr Bundesminister! Der Artikel 2 sieht 
eine Art Instanzenzug wegen Verurteilung 
aufgrund strafbarer Handlungen vor. Das 
wird also hier festgelegt, das entspricht in 
etwa einer Bestimmung des UNO-Paktes über 
die zivilen und politischen Rechte. 

Wir werden, da niemand dagegen ist, eine 
Erklärung beschließen, die auf Seite 6 der 
Regierungsvorlage steht, in der Sie sagen, 
daß als übergeordnete Gerichte auch der Ver­
waltungsgerichtshof und der Verfassungsge­
richtshof anzusehen sind. 

Ich muß Ihnen ehrlich sagen, Herr Bundes­
minister: Ich persönlich lehne diese Erklä­
rung, die allerdings im Verfassungsrang ste­
hen wird, ab, da sie die Grundrechtsreform 
nicht in Rechnung stellt. Herr Bundesmini­
ster, Sie haben uns diese Erklärung hier in 
diesem Hause vorgelegt, und wir werden, da 
ja die Damen und Herren kein sonderliches 
Interesse an diesem Text zeigen, natürlich 
darüber positiv abstimmen, aber· das ist 
typisch bürokratisch: Man kann nicht auf der 
einen Seite nach neuen Wegen für die Über­
prüfung von verwaltungsstrafrechtlichen 
Bestimmungen suchen, wie etwa in der 
Grundrechtsreformkommission, . und mit 
einem Atemzug das bisherige System perfek­
tionieren, wie Sie das tun. Hier laufen die 
Dinge auseinander! Herr Bundesminister, das 
nicht erkannt zu haben, ist die Schuld, die ich 
in diesem Zusammenhang der Regierung 
gebe. 

Wir Parlamentarier sind schlecht beraten, 
diese Erklärung anzunehmen, und wir wer­
den sie, wie das das herkömmliche österrei­
chische parlamentarische System vorsieht, 
wo es kein Happening und keinen Aufschrei 
gibt, natürlich annehmen. 

Der Artikel 3 betrifft den Justizirrtum. Hier 
möchte ich darauf aufmerksam machen, daß 
die deutsche Übersetzung Unsicherheit in die 
günstige Anwendung der Konvention bringt. 
Sie lassen von Ihren Übersetzern schreiben: 
"schlüssig beweist" . Wenn' man schlüssig 
beweist, daß die entsprechende Handlung 
später aufgehoben und verurteilt wurde, weil 
eine neu bekanntgewordene Tatsache 

"schlüssig beweist", daß ein Fehlurteil vor­
liegt. 

Im Englischen heißt es: "shows conclusi­
vely". Das ist kein Beweis, Herr Bundesmini­
ster, aber Sie lassen das so hineinschreiben. 
Im Französischen heißt es: "prouve", und das 
bedeutet in einer richtigen Übersetzung des 
authentischen Textes "beweist", aber nicht 
"schlüssig beweist". 

Da wurde im Deutschen eine Formulierung 
hineingesetzt, die die günstigere Anwendung 
des Gesetzes praktisch ausschließt. 

Der Artikel 4 enthält ein Ne-bis-in-idem­
Verbot. Auch das ist weit entfernt vom euro­
päischen Geiste, Herr Bundesminister, weil 
sich das Verbot ausschließlich auf die öster­
reichische Rechtsordnung bezieht. Das heißt, 
wenn einer wegen eines gleichartigen Delik­
tes in der Bundesrepublik, in Frankreich, in 
Italien, schon bestraft wurde, so wird er in 
Österreich aufgrund dieser Konventionsregel 
nicht nicht bestraft, sondern er wird bestraft, 
weil das Ne-bis-in-idem-Verbot nur in dersel­
ben Rechtsordnung wirken soll. 

Dann geben Sie dazu noch eine interpreta­
tive Erklärung ab. Herr Bundesminister! In 
Sonntagsreden und vor Grundrechtskonferen­
zen sprechen Sie weiß Gott wie grundrechts­
freundlich, und dann legen Sie uns hier in die­
sem Hause eine interpretative Erklärung vor, 
mit der Sie ausdrücklich das Verwaltungs­
strafverfahren ausschließen und damit den 
Geltungsbereich der Konvention ausdrücklich 
verändern. 

Herr Bundesminister! Das ist eine Kritik an 
Vorgängen, die ich bedauerlicherweise nicht 
im Ausschuß, weil ich dort nicht anwesend 
sein konnte, vorbringen konnte, aber ich 
möchte doch hervorheben, da Sie uns das hier 
so vorlegen, daß Sie uns damit etwas vorle­
gen, was nicht sehr grundrechtsgünstig ist -
und das haben schließlich Sie zu verantwor­
ten. 

Ich glaube, daß das 7. Zusatzprotokoll in sei­
nem Vorgang der Verhandlungen eher ein 
Armutszeugnis europäischer Ausgabe ist. Die 
großen Taten der europäischen Legislatoren 
stehen jedenfalls aus, und diese großen Taten 
wären der mutige Schritt zu den sozialen und 
wirtschaftlichen Rechten, wie die Politiker 
das gefordert haben. Sie wären das Bekennt­
nis zum Selbstbestimmungsrecht der Völker, 
das Sie in österreichischen Dokumenten und 
in Europaratsdokumenten nicht finden, und 
sie wären die Einbeziehung der Europäischen 

-

137. Sitzung NR XVI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)74 von 80

www.parlament.gv.at



-

Nationalrat XVI. GP - 137. Sitzung - 3. April 1986 12119 

Dr. Ermacora 

Gemeinschaft in den Wirkungsbereich der 
Europäischen Konvention für Menschen­
rechte. Ich habe da eine Note vor Augen, die 
von meinem Freund, Herrn Dr. Blenk, und 
von Herrn Krips, als Rapporteurs, hier ange­
sprochen ist, in der man die Bedingungen 
festgelegt hat, unter denen die Europäische 
Gemeinschaft der Europäischen Konvention 
für Menschenrechte beitreten kann. Aber 
nichts von alledem! Nichts im 7. Zusatzproto­
koll und nichts in der beamteten Arbeit, mit 
der man die Probleme im Europarat in dieser 
Frage angeht! 

Aber immerhin, meine Damen und Herren 
- und da ist die optimistische Seite des Pro­
blems zu kennzeichnen -: Gemessen an der 
KSZE haben wir hier einen relativen Fort­
schritt zu verzeichnen. 

Die Verletzung der Rechte wird möglicher­
weise behandelt und behoben werden können, 
während dort in dieser Hinsicht nur Schwei­
gen herrscht, stille Diplomatie, wie der "Wie­
ner Zeitung" zu entnehmen ist, Verfahrens­
kompromisse. 

Ich gebe schon zu, Herr Bundesminister -
das ist eher an die Adresse des Außenmini­
sters gerichtet -, daß Verfahrenskompro­
misse auch etwas Gutes sind, aber nach die­
sen Verfahrenskompromissen muß etwas 
Substantielles herauskommen und nicht so 
wie in Ottawa, wo nichts herausgekommen 
ist. Ich gebe zu, das ist nicht die Schuld Öster­
reichs, aber das gehört mit in die gesamte 
Palette der Behandlung menschenrechtlicher 
Fragen im internationalen Bereich. 

Ich bin auch nicht glücklich, Herr Bundes­
minister - das dürfen Sie dem Herrn Bun­
deskanzler ausrichten -, als Abgeordneter, 
wie ich hier stehe, daß der österreichische 
Bundeskanzler in Moskau - man hat gese­
hen, wie höflich er war; das mußte er natür­
lich sein, dagegen ist nichts einzuwenden -
kein Wort über Afghanistan verloren hat. Er 
mußte doch dem Regierungschef dieses Staa­
tes sagen können, daß hier menschenrechtli­
che Probleme eine Rolle spielen (Beifall bei 
der ÖVP), und dürfte sich nicht damit begnü­
gen (Abg. Dr. Re i n h art: Sallinger auch!), 
zu erklären - zumindest hörte man das 
gestern so im Fernsehen -, dieses Wirt­
schafts system werde vor großen Aufgaben 
stehen. 

Meine Damen und Herren! Das sind doppel­
bödige politische Erklärungen, das ist Doppel­
bödigkeit in der Politik der Menschenrechte! 
(Abg. Dr. R ein h art: Sallinger auch!) 

Wenn wir hier das 7. Zusatzprotokoll akzep­
tieren, so müssen wir uns bewußt sein, daß 
wir nur einem kleinen Fortschritt im europäi­
schen Bereich das Wort reden. Wir sind natür­
lich für dieses 7. Zusatzprotokoll. (Beifall bei 
der ÖVP.) 17.22 

Präsident: Zum Wort kommt Herr Abgeord­
neter Rieder. 

17.22 

Abgeordneter Dr. Rieder (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Ich möchte der eher resignativen und kri­
tischen Darstellung der Arbeiten des Europa­
rates und ihrer Ergebnisse eine etwas positi­
vere Beurteilung des 7. Zusatzprotokolls 
gegenüberstellen. Ich meine auch, daß man 
die vielleicht durchaus realistische Kritik an 
zuwenig Initiativen im Rahmen des Europara­
tes für mehr Freiheits- und Grundrechte mit 
den österreichischen Bemühungen und Initia­
tiven nicht vermengen sollte. Man sollte auch 
eine wahrscheinlich berechtigte Kritik an 
bestimmten Vorgangsweisen und Verhaltens­
weisen des Europarates nicht gleich auf die 
österreichische Regierung überwälzen. 

Wir messen dem 7. Zusatzprotokoll eine 
Bedeutung in dreifacher Hinsicht zu. 

Zunächst einmal liegt in der vorbehaltlosen 
und raschen Ratifizierung dieses Zusatzproto­
kolls sicherlich wieder einmal das österreichi­
sche Bekenntnis zu den internationalen 
Schutzeinrichtungen der Europäischen Men­
schenrechtskonvention. Das österreichische 
Bekenntnis ist ein Bekenntnis eines demokra­
tischen Rechtsstaates, der mit seinen Rechts­
reformen weit über die Grenzen seines Lan­
des hinaus Zustimmung und Anerkennung 
gefunden hat. Es ist ein Bekenntnis, das von 
allen politischen Kräften unseres Landes 
getragen ist, und das ist etwas, was man auch 
nicht hoch genug einschätzen kann. Und es 
ist schließlich ein Bekenntnis, das auch in 
einer Reihe von Initiativen und in einer akti­
ven Mitarbeit in den Gremien des Europara­
tes Ausdruck findet. 

Ich habe Professor Ermacora so verstan­
den, daß sich seine Kritik nicht gegen die 
österreichischen Vertreter richtet und auch 
nicht gegen die Initiativen Österreichs. 

Ich möchte nur ein Beispiel für die erfolg­
reichen Initiativen Österreichs im Rahmen 
des internationalen Grundrechtsschutzes, 
nämlich das 6. Zusatzprotokoll erwähnen, 
womit die absolute Beseitigung der Todes­
strafe im europäischen Bereich herbeigeführt 
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wurde. Auch das ist in diesem Zusammen­
hang erwähnenswert. 

Zweitens sehen wir die Bedeutung darin, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, daß 
mit dieser Ratifizierung zugleich auch der 
österreichische Grund- und Freiheitsrechtsbe­
stand erweitert und ausgebaut wird. Man mag 
über den Stellenwert der einzelnen Verände­
rungen unterschiedlicher Meinung sein. Man 
soll aber nicht verkennen, wieviel in den letz­
ten Jahren auf dem Gebiete der Grund- und 
Freiheitsrechte für mehr Freiheitsrechte, für 
mehr Schutz des einzelnen, für mehr Siche­
rung der Menschenrechte in Österreich 
geschehen ist. 

Zum dritten möchte ich gerade im Hinblick 
auf die Bemerkung des Herrn Professors 
Ermacora auf die vormittägige Diskussion 
über den ÖVP-Fristsetzungsantrag doch auch 
darauf hinweisen, daß gerade der Artikel 5 
des 7. Zusatzprotokolls, womit wiederum eine 

. Verfassungsbestimmung über die Gleichbe­
rechtigung von Frau und Mann, von Mutter 
und Vater in privatrechtlichen Beziehungen 
hergestellt wird, daß gerade dieser gesetzge­
berische Schritt zeigt, wie unseriös eigentlich 
die Fristsetzung der ÖVP gewesen ist, hinter 
der ja in Wirklichkeit nichts anderes gestan­
den ist als die Absicht, ihrem Initiativantrag 
neue Aufmerksamkeit zu verschaffen, einem 
Initiativantrag, der in Wirklichkeit nichts 
anderes bedeutet als die Wiederholung von 
etwas, was bereits Bestandteil der österreichi­
schen Verfassung ist. 

Ich möchte zum anderen, gerade im Lichte 
dieser Zersplitterung, auch darauf hinweisen, 
wie notwendig die österreichischen Bemühun­
gen um eine Gesamtreform unseres Grund-· 
rechtsbestandes nach einheitlichen Gesichts­
punkten und Grundsätzen sind. 

In der vormittägigen Diskussion hat ein 
Hinweis auf die Arbeiten der Grundrechts­
kommission einen ÖVP-Abgeordneten zum 
Lachen veranlaßt. Ich meine, daß die Arbei­
ten dieses Gremiums, das oft Probleme von 
durchaus großer Bedeutung zu bewältigen 
hatte, eine geraume Zeit in Anspruch genom­
men haben. 

Es ist aber ein Mißverständnis, wenn man 
meint, daß die Tätigkeiten und die Bemühun­
gen um die österreichische Grundrechtsre­
form gewissermaßen im gleichen Tempo auch 
jetzt weiter fortgesetzt werden. Es ist hier 
eine Aktualisierung eingetreten, auf die ich 
Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
als einer, der da mitarbeitet, und zwar in mei-

ner Funktion als Beamter, aufmerksam 
machen will. Es ist eine Kommission gebildet 
worden, in der alle im Parlament vertretenen 
politischen Parteien mitwirken, in der Vertre­
ter der Bundesländer mitwirken und in der 
Vertreter der Interessenverbände mitwirken. 
Diese Kommission arbeitet zügig und mit 
Erfolg an einer schrittweisen Bewältigung der 
Reform. 

Erst im Februar hat eine umfassende 
Enquete stattgefunden, die sich mit der 
Reform des Grundrechtes der persönlichen 
Freiheit befaßt hat, und ich glaube mit gutem 
Grund sagen zu können, daß bereits vor dem 
Sommer mit einer Versendung des Bundes­
verfassungsgesetzes zum Schutz der persönli­
chen Freiheit zu rechnen ist. 

Dem wird ein weiteres Bundesverfassungs­
gesetz folgen, in welchem es um die rechts­
staatlichen Garantien, um deren Veranke­
rung auf der Ebene der Verfassung geht. 

Ich glaube, daß diese zügigen Arbeiten in 
Verbindung mit den Bemühungen um eine 
Verwaltungs strafrechts reform , die auch 
Gegenstand von Unterausschußberatungen 
ist, sehr bald dazu führen werden, daß es 
Österreich endlich möglich sein wird, seinen 
Vor.behalt zur Europäischen Menschenrechts­
konvention zu beseitigen. 

Ich sage das mit Nachdruck, weil es der 
österreichischen Reputation im internationa­
len Rechtswesen nicht guttut, daß wir so 
lange angewiesen sind, diesen Vorbehalt auf­
rechtzuerhalten. 

Eine Bemerkung zu dem Mißverständnis, 
Herr Professor Ermacora, das aufgetaucht ist 
im Zusammenhang mit der Frage, wieweit 
sich das 7. Zusatzprotokoll auf den gerichtli­
chen Bereich bezieht und nicht auch auf den 
Bereich des Verwaltungsverfahrens. Das 
hängt ja eigentlich nicht mit dem Wortlaut 
des Zusatzprotokolls zusammen, sondern mit 
dem viel größeren, weiterreichenden Pro­
blem, daß wir nämlich die Notwendigkeit 
haben - wir werden das auch bewältigen -, 
in absehbarer Zeit zu einer Lösung zu 'kom­
men, die das Modell der Menschenrechtskon­
vention verwirklicht. 

Zum dritten, meine sehr geehrten Damen 
. und Herren, sehe ich, wie immer der Zeitplan, 
Herr Professor Ermacora, im Rahmen des 
Europarates gewesen sein mag, in diesem 
7. Zusatzprotokoll, vielleicht unbewußt, einen 
Akt der internationalen antizyklischen 
Rechtspolitik. Ich möchte das begründen. 

-
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Wenn Sie über unsere Grenzen hinweg in 
andere Länder blicken, so stellen Sie überall 
fest, daß das Problem der Abschiebung von 
Ausländern beziehungsweise die Ausländer­
gesetzgebung nicht nur zum politischen 
Sprengstoff, sondern auch zum gesellschaftli­
chen Konfliktstoff geworden ist. In vielen 
Industrieländern Europas sind Ausländer und 
Fremdarbeiter bereits zu Feindbildern gewor­
den, und die Bewältigung dieser Stimmungen 
hat dazu geführt, daß die extreme Rechte das 
bereits zum Inhalt ihrer politischen Parolen 
gemacht hat, was vielleicht in Teilen der 
Bevölkerung tatsächlich Stimmung ist. Wenn 
man nicht rechtzeitig Signale setzt, daß hier 
die Rechtsgrundsätze gewahrt werden müs­
sen, dann wird es gerade in diesem Bereich 
sicherlich sehr schwer sein, die Grundsätze 
des demokratischen Rechtsstaates zu wahren. 

Weil Herr Professor Ermacora in diesem 
Zusammenhang auf das Erkenntnis des Ver­
fassungsgerichtshofes hingewiesen und 
gemeint hat, da sei ja die Regierung wieder 
einmal säumig, wann werde sie denn endlich 
dem Parlament eine entsprechende Novellie­
rung zuweisen, möchte ich ihn darauf auf­
merksam machen, daß am vergangenen 
Dienstag der Ministerrat eine Novelle zum 
Fremdenpolizeigesetz beschlossen hat, die 
bereits hier im Parlament eingelangt, aber 
noch nicht verteilt ist. Das Problem, das Sie 
angeschnitten haben, ist wirklich ein sehr 
schwieriges und ernstes Problem, nämlich 
wie man sich bei der Abschiebung von Aus­
ländern unter Berücksichtigung des Gesichts­
punktes verhält, daß es sich ja dabei um Men­
schen handelt, die auch Familienangehörige, 
Frauen und Kinder haben, die ebenfalls von 
dieser Abschiebung betroffen sind. 

Ich glaube, daß die Lösung, die hier in der 
Novelle vorgeschlagen und uns zur Diskus­
sion vorgelegt wird, durchaus ein akzeptabler 
Schritt ist, um ein ernstes Problem - wie 
gesagt, ein ernstes Problem -, das sich in 
allen Ländern stellt und auch uns nicht 
erspart bleiben wird, zu lösen. 

rechte sind in jedem Fall Grundlage einer 
menschenwürdigen Gemeinschaft. 

Gleichzeitig ist die Frage der Menschen­
rechte aber nicht nur ein subjektives Pro­
blem, sondern auch ein Aspekt, der in die 
Sicherheitspolitik hineinreicht, denn Men­
schenrechte sind auch eine Grundvorausset­
zung für das friedliche Zusammenleben von 
Völkern und Nationen. 

Ein Gemeinwesen, das nicht anerkennt, 
daß die Respektierung des einzelnen als Per­
son die Grundlage des Rechtes bedeutet, ein 
Staat, der das Recht der Bürger auf freie Mei­
nungsäußerung beschneidet, ein solcher Staat 
besitzt auch nach außen hin nicht die notwen­
dige Fähigkeit zur Achtung des Rechtes, 
besitzt nicht die Fähigkeit zur gleichberech­
tigten Zusammenarbeit, die allein einen dau­
erhaften Frieden ermöglicht. 

Die Menschenrechtspolitik ist somit nach 
unserem Verständnis ein Baustein einer 
anhaltenden Friedenspolitik. 

Umso besorgniserregender ist es, daß auch 
heute immer wieder schwere Menschen­
rechtsverletzungen festzustellen sind - es 
wurde in der Debatte bereits darauf hingewie­
sen -, und zwar Menschenrechtsverletzun­
gen sogar von Staaten, die in ihrer Mehrheit 
den Vereinten Nationen angehören. 

Dabei gibt es eine sehr große Anzahl von 
internationalen Normen, in denen die wesent­
lichen Menschenrechte verbrieft sind. Ich 
möchte nur die zentralen Normen herausgrei­
fen: die Charta der Vereinten Nationen vom 
26. Juni 1945, die Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte vom 10. Dezember 1948, der 
internationale Pakt über bürgerliche und poli­
tische Rechte vom 19. Dezember 1966, die 
Konvention des Europarates zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 
4. November 1950 einschließlich ihrer Zusatz­
protokolle - eines dieser Zusatzprotokolle 
steht ja heute wieder zur Debatte - und 
schließlich nicht zuletzt die Schlußakte der 
Konferenz über Sicherheit und Zusammenar-

Ich möchte in diesem Sinne sagen: Wir wer- beit in Europa vom 1. August 1975, einschließ­
den gerne der Ratifizierung des 7. Zusatzpro- lich der Schlußdokumente der KSZE-Folge­
tokolls zustimmen. (Beifall bei SPÖ und konferenzen von Belgrad und Madrid. 
FPÖ.) 17.32 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abge­
ordneter Gugerbauer. 

17.32 

Abgeordneter Dr. Gugerbauer (FPÖ): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Wir Freiheitliche 
betrachten die Menschenrechte als unveräu­
ßerliche Freiheitsrechte. Diese Freiheits-

Wenn gegen diese internationalen Normen 
verstoßen wird, ist es sicher eine wichtige 
Aufgabe, diese konkreten Menschenrechts­
verletzungen anzuprangern. Ich glaube aber 
- und das ist insbesondere an Herrn Dr. 
Ermacora gerichtet -, daß mindestens die 
gleiche Bedeutung der Aufgabe zukommt, die 
Menschenrechtsnormen weiterzuentwickeln, 
und da muß uns jeder Schritt, auch wenn er 
relativ klein aussieht, recht sein. 
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Wir setzen heute einen derartigen Schritt, 
wenn das Protokoll Nr. 7 zur Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte und Grundfrei­
heiten samt Erklärungen hier beschlossen 
wird. Durch dieses Protokoll werden wesentli­
che Rechte, wie diese bereits im internationa­
len Pakt über bürgerliche und. politische 
Rechte vorgesehen sind, auch in die Europäi­
sche Menschenrechtskonvention übernom-­
men. 

Ich möchte die Gelegenheit wahrnehmen, 
auf zwei nach wie vor offene Probleme hinzu­
weisen. Zum ersten wird im Artikel 2 dieses 
Protokolls Nr. 7 geregelt, daß der Grundsatz 
des Rechtes auf eine nachprüfende Instanz 
im Fall einer gerichtlichen Verurteilung ein­
geführt wird. Nach dem Wortlaut dieser 
Bestimmung des Protokolls ist die Regelung 
auf das österreichische Verwaltungsstrafver­
fahren nicht anwendbar, weil hier ja keine 
Gerichte die Entscheidung aussprechen. 

Auch ich möchte, wie meine Vorredner, dar­
auf hinweisen, daß von der gegenwärtigen 
Arbeit der Grundrechtskommission eigentlich 
relativ viel erwartet werden kann. Insbeson­
dere sollte die Arbeit der Grundrechtskom­
mission in einem Ergebnis gipfeln, das die 
Einführung einer eigenen Berufungsinstanz 
auch im Verwaltungsstrafverfahren nach sich 
zieht. Unabhängige, unparteiische Behörden 
sind das Ziel, die im Verwaltungsstrafverfah­
ren in der zweiten Instanz absprechen sollen. 

Es gibt ja im Zuge der Diskussion in der 
Grundrechtskommission im großen und gan­
zen drei Vorschläge für eine derartige Beru­
fungsinstanz: Das kann eine Kollegialbehörde 
mit richterlichem Einschlag sein, das kann 
die Errichtung eigener Verwaltungsstrafse­
nate sein oder überhaupt die Errichtung von 
Landesverwaltungsgerichten. 

Ich würde mir wünschen - ich glaube, daß 
ich mich da mit allen Mitgliedern dieses Hau­
ses in Übereinstimmung befinde -, daß die 
so wichtigen und so wertvollen Arbeiten der 
Grundrechtskommission noch in dieser 
Gesetzgebungsperiode zum Abschluß 
gebracht werden und daß wir noch in dieser 
Gesetzgebungsperiode vielleicht wirklich die 
Berufungsinstanz, die überparteilich und 
unabhängig ist, auch im Verwaltungsstrafver­
fahren bekommen. 

Ein zweiter Problemkreis, der mir noch 
nicht ausreichend geregelt zu sein scheint, 
wird im Artikel 3 dieses Zusatzprotokolls 
angesprochen, und zwar das Recht auf Ent­
schädigung im Falle eines Fehlurteils. 

Nun gibt es ja in Österreich an sich bereits 
das strafrechtliche Entschädigungsgesetz, 

und dieses strafrechtliche Entschädigungsge­
setz bringt eine Regelung zumindest für den 
gerichtlichen Bereich. 

Ich möchte aber darauf hinweisen, daß sich 
dieses strafrechtliche Entschädigungsgesetz 
nicht in allen Fällen als ausreichend erwiesen 
hat. Es hat nämlich gerade in letzter Zeit 
einen konkreten Fall gegeben, daß ein Früh­
rentner, ein österreichischer Staatsbürger, 
wegen des Verdachtes, bewaffnete Banküber­
fälle begangen zu haben, in Untersuchungs­
haft genommen worden ist, und diese Unter­
suchungshaft ist durchaus rechtmäßig ver­
hängt worden. Es dauerte aber dann diese 
Untersuchungshaft sieben Monate, und es hat 
sich erst im nachhinein herausgestellt, daß 
nicht der in Untersuchungshaft genommene 
Frührentner der Täter gewesen ist, sondern 
eine ganz andere Person. 

Nun würde jeder Österreicher und jede 
Österreicherin vermuten, daß es in einem der­
artigen Fall eine Entschädigung für den zu 
Unrecht Inhaftierten gibt. Das ist aber deswe­
gen nicht der Fall, weil es sich hier um einen 
Frührentner handelt, der ja eine Rente 
bezieht, und daher bietet das strafrechtliche 
Entschädigungsgesetz keinen Anlaßfall, ihm 
eine Entschädigung zu geben, denn eine Ent­
schädigung würde voraussetzen, daß er einen 
finanziellen Nachteil gehabt hat. 

Wir haben also, kurz zusammengefaßt, hier 
das Problem, daß durch die bisher eingeführ­
ten Normen immaterielle Schäden nicht 
erfaßt sind, daß immaterielle Schäden nicht 
abgegolten werden können. Es hat sich aber 
diesbezüglich der Bundesminister für Justiz 
im Rahmen einer Anfragebeantwortung 
bereit erklärt, daß er versuchen wird, mit dem 
Herrn Bundeskanzler, mit dem Kanzleramts­
minister und natürlich auch mit dem Finanz­
minister diese Frage zu erörtern und dann 
allenfalls einen entsprechenden Gesetzent­
wurf vorzulegen, der auch derartige Extrem­
fälle abdecken könnte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die Koalitionsregierung vertritt gerade auch 
in der Menschenrechtspolitik einen sehr kon­
sequenten Kurs. Wir werden daher dieser 
Regierungsvorlage gerne zustimmen. (Beifall 
bei FPÖ und sm.) 17.40 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abge­
ordneter Höchtl. 

17.40 

Abgeordneter Dr. Höchtl (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Meine sehr verehrten Damen und Her­
ren! Wir behandeln heute das 7. Zusatzproto-

-
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koIl zur Konvention zum Schutze der Men­
schenrechte und Grundfreiheiten samt Erklä­
rungen. Ich glaube, mein Freund Dr. Erma­
cora hat die Inhalte der einzelnen Artikel sehr 
klar erläutert. Er hat nicht eine pessimisti­
sche oder resignative Position eingenommen, 
sondern eine realistische Position bezogen, 
indem er sehr offen dargelegt hat, daß das 
Ergebnis, das uns in diesem ZusatzprotokoIl 
vorliegt, gemessen an dem, was an menschen­
rechtlichen Problemstellungen insgesamt 
gegeben ist, gemessen an dem, was sich die 
Abgeordneten des Europarates selbst durch 
eigene Initiativen von diesem Zusatzprotokoll 
erwartet haben, und gemessen an der Zeit, die 
für die Erfüllung dieser Erwartungen aufge­
wendet wörden ist, sehr mäßig ist. Das war 
seine realistische Einschätzung, und ich 
glaube, wenn sich jemand mit dieser gesam­
ten Materie wirklich auseinandersetzt, muß 
er dieser realistischen Einschätzung von Pro­
fessor Ermacora recht geben. 

Zweitens: Professor Ermacora hat sehr 
wohl Kritik auch an der Bundesregierung 
insoweit geübt, als· er sehr klar festgestellt 
hat, daß sich seines Erachtens der zuständige 
Außenminister überhaupt nicht persönlich 
engagiert hat, um eine Verbesserung der 
Ergebnisse des Inhalts dieses 7. Zusatzproto­
koIls zu erreichen. Insoweit ist eine Mitver­
antwortung des Außenministers und dieser 
Bundesregierung gegeben, und das, glaube 
ich, wollen wir auch anläßlich der Debatte 
über dieses 7. Zusatzprotokoll festgehalten 
wissen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wenn wir aber dieses 7. Zusatzprotokoll als 
Anlaß dazu nehmen, über die Menschen­
rechtssituation allgemein zu diskutieren, 
dann, glaube ich, dürfen wir uns von den Tat­
sachen keineswegs wegstehlen oder ver­
schweigen, daß gerade in diesen ausgehenden 
achtziger Jahren die gesamte Menschen­
rechtssituation in unserer Welt eher schwieri­
ger geworden ist. 

Ich würde sagen, daß heutzutage die Men­
schenrechte vor einer schweren Belastungs­
probe stehen. Wenn man die Berichte in den 
einzelnen Medien verfolgt, liest man, daß in 
immer mehr Ländern die freie Meinungsäu­
ßerung heftigen Angriffen ausgesetzt ist, 
bekommen wir Folter, politischen Mord, Ent­
führung, Inhaftierungen, häufig durch höch­
ste RegierungssteIlen gebilligt, durch die 
Medien systematisch vermittelt. 

Ich glaube, daß beispielsweise Organisatio­
nen wie ,,Amnesty International", die auch in 

Österreich in den letzten Jahren zunehmend 
in Gruppen organisiert und tätig sind, aber 
auch die CSI, die Christian Solidarity Interna­
tional, oder die Internationale Gesellschaft 
für Menschenrechte als freie Organisationen 
enorm dazu beitragen, daß das Bewußtsein 
über Menschenrechte beziehungsweise deren 
Nichteinhaltung, deren Verletzung größer 
geworden ist. 

Ich glaube, eine derartige Diskussion wie 
die heutige soll auch Anlaß und Möglichkeit 
sein, diesen vielen Hunderten, ja Tausenden 
Personen in diesen privaten, in diesen freien, 
in diesen unabhängigen Organisationen für 
ihre Arbeit zu danken, denn sie leisten etli­
ches, was wir Demokraten, wir, die wir für die 
Verbesserung der Menschenrechtssituation 
eintreten, wirklich nur begrüßen können. 
Dank möchte ich also im Namen der Volks­
partei all diesen Tausenden Menschen, die 
sich freiwillig für die hehren Anliegen einset­
zen, aussprechen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wir erleben es ja manchmal, daß von man­
chen Regierungen überhaupt das Aufzeigen 
von Menschenrechtsverletzungen als provo­
kativ angeprangert wird. Ich persönlich 
glaube, die Veröffentlichung von Menschen­
rechtsverletzungen ist nur dann provokativ, 
wenn sich diese Regierungen, die sich diese 
Verletzungen zuschulden kommen lassen, in 
ihrer bisherigen Vorgangsweise überhaupt 
nicht stören lassen und uns ganz einfach pro­
vozieren, daß wir noch mehr an Engagement 
dafür aufbringen müssen, um auch weltweit 
ein noch stärkeres Bewußtsein, einen noch 
stärkeren Druck zu erzeugen, damit diese 
Menschenrechtsverletzungen weniger wer­
den. 

Allein in den letzten Berichten von Amne­
sty International wird die Tatsache aufge­
zeigt, daß in 117 bis zu 135 Staaten der Welt -
das stellen wir fest, wenn wir den einzelnen 
Berichten tatsächlich in jeder Einzelheit fol­
gen - politische Morde oder Menschen­
rechtsverletzungen systematischer Natur pas­
sieren. Das Maß, das weltweite Ausmaß die­
ser Menschenrechtsverletzungen ist also 
ungeheuer groß. Wenn wir gleichzeitig sehen, 
daß etliche dieser Staaten in der UNO große 
Lippenbekenntnisse für die Menschenrechte 
abgeben, dann muß man sagen: Diese Doppel­
bödigkeit ist enorm. 

Ich glaube, gerade demokratische Staaten 
und Parlamentarier wie wir alle, die wir in 
diesem österreichischen Nationalrat sitzen, 
haben die Pflicht, immer stärker auf diese 
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Diskrepanz hinzuweisen und uns persönlich 
in den Fragen der Menschenrechtsverletzun­
gen zu engagieren. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Das gilt direkt auch für unsere unmittelbare 
Umgebung. Es vergeht ja kein Monat, in dem 
beispielsweise nicht über sehr massive Men­
schenrechtsverletzungen in der Tschechoslo­
wakei berichtet wird, kein Monat, in dem 
nicht - wie erst in den letzten Tagen - über 
ziemlich massive Menschenrechtsverletzun­
gen in Bulgarien berichtet wird, kein Monat, 
in dem nicht massive Menschenrechtsverlet­
zungen in der UdSSR aufgezeigt werden. 

Ich glaube, wir sind zweifellos dazu aufge­
rufen, beispielsweise als Nachbarstaat der 
CSSR viel stärker noch auf die Einhaltung 
jener Verpflichtungen hinzuwirken, die ja die 
CSSR unterschrieben hat. Sie hat sich, in den 
Schlußakten der KSZE mit ihrer Unterschrift 
dokumentiert, zur Einhaltung verpflichtet. 

Wenn in vielen, vielen Fällen, sozusagen 
massenweise die Glaubensfreiheit nicht 
gewährt wird, die Freizügigkeit im Reisever­
kehr nicht ermöglicht wird, die Erledigung 
humanitärer Härtefälle nicht in dem Ausmaß 
erfolgt, wie es wünschenswert wäre, mensch­
lichere Instruktionen der Grenzwachen der 
CSSR nicht in dem Ausmaß Platz greifen, wie 
wir es wollen, dann heißt das für uns Parla­
mentarier, insbesondere aber für die Regie­
rung, auf Verbesserungen zu drängen, die vor­
kommenden Verletzungen jeweils anzupran­
gern. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich glaube - das sage ich zusammenfassend 
-, daß dieses 7. Zusatzprotokoll nur ein klei­
ner Schritt dessen ist, was wir insgesamt an 
Verbesserungsmöglichkeiten im menschen­
rechtlichen Bereich erreichen können, daß die 
Arbeit, die uns in diesem Bereich anheim­
steht, eine große ist, daß die Bedrohung für 
Millionen, ja Hunderte Millionen Menschen 
in dieser Welt, Menschenrechtsverletzungen 
erleiden zu müssen, groß ist und daß es auch 
darum geht, daß diese Problematik in den 
Parlamenten der verschiedenen westlichen 
Staaten doch wesentlich häufiger erörtert 
wird, als dies derzeit der Fall ist. Denn wenn 
wir uns für mehr menschenrechtliche Ver­
wirklichungen einsetzen wollen, dann müssen 
wir etliches in jenen Ländern, wo wir die 
Chance dazu haben, auch tun. (Beifall bei der 
ÖVP.) 17.50 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
Schlußwort wird keines gewünscht. 

Wir gelangen nunmehr zur Ab s tim -
m u n g über den Antrag des Ausschusses, 
dem Abschluß des gegenständlichen verfas­
sungsändernden Staatsvertrages samt Erklä­
rungen in 900 der Beilagen die Genehmigung 
zu erteilen. 

Mit Rücksicht darauf, daß durch den vorlie­
genden Staatsvertrag Verfassungsrecht geän­
dert wird, stelle ich zunächst im Sinne des 
§ 82 Abs. 2 Ziffer 1 der Geschäftsordnung die 
für die Abstimmung erforderliche Anwesen­
heit der verfassungsmäßig vorgesehenen 
Anzahl der Abgeordneten fest. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Abschluß dieses Staatsvertrages ihre Zustim­
mung erteilen, sich von den Sitzen zu erhe­
ben. - Einstimmig angeno mmen;es 
ist also das Erfordernis der Zweidrittelmehr­
heit erfüllt. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Abstimmung über Fristsetzungsantrag 

Präsident: Wir kommen nunmehr zur 
Abstimmung über den Antrag, dem Verfas­
sungsausschuß zur Berichterstattung über 
den Antrag 125/A der Abgeordneten Dr. 
Marga Hubinek und Genossen betreffend ein 
Bundesverfassungsgesetz über den Schutz 
und die Förderung von Ehe und Familie und 
die Achtung des Elternrechtes eine Frist bis 
30. Juni 1986 zu setzen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von ihren Sitzen 
zu erheben. - Das ist a b gel e h n t. 

Ich gebe bekannt, daß in der heutigen Sit­
zung die Selbständigen Anträge 184/ Abis 
186/ A eingebracht worden sind. 

Ferner sind die Anfragen 1991/J bis 1997/J 
eingelangt. 

Die n ä c h s t e Sitzung des Nationalrates, 
die geschäftsordnungsmäßigen Zuweisungen 
und Mitteilungen dient, berufe ich für 17 Uhr 
55, das ist also gleich im Anschluß an diese 
Sitzung, ein. 

Die jetzige Sitzung ist ge s chi 0 s sen. 

Schluß der Sitzung: 17 Uhr 52 Minuten 
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